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Aus der benfitzten Literatur. 




A. Schweizerische Literatur. 

Amtliches steDOgraphisches Bulletin der schweizerischen Bundesversammlung 

Juni und Dezember 1905. H. Jent in Bern. 
Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung zum 

1. Civilgesetzentwurf, vom 28. Mai 1904. A. Francke. Bern. 

2. Entwurf der Civilgesetz- Ergänzung (Obligationenrecht), vom 
3. März 1905. 

Burckhardt, Kommentar der schweizer. Bundesverfassung. Bern. 
1904-1905. 

Esslinger, Das Amtsgeheimnis. Zürcher Dissertation. 1906. 

Geheimsphäre, s. Giesker. 
iesker. Das Recht des Privaten an der eigenen Geheimsphäre. Zürcher 
Dissertation. 1905.. (Albert Müller, Zürich), im folgenden zitiert 
unter „Geheimsphäre." 

Haf ter. In der Zeitschr. f. Schweiz. Strafrecht, 1903, Bd XVI, S. 143. 

Hoff mann, Urheberrecht an Briefen. Zürcher Dissertation. 1874. 

Keller, Der strafrechtliche Schutz des Betriebs- und Geschäftsgeheim- 
nisses. Leipziger Dissertation. 1905. (Druckerei Hepting in Andel- 
fingen.) Berücksichtigt auch die Schweiz! 

Krön au er, Kompendium des Bundesstrafrechts. Zürich. 1903. 

Meili, Die Haftpflicht der Postanstalten. S. 146 f. 

„ Kommentar zum zürcherischen Rechtspflegegesetz. 
„ Zeitschr. f. Schweiz. Recht, N. F. Bd V, S. 61. 

Pfenninger, Entwurf eines Strafgesetzbuches für den Kanton üri. 
Frauenfeld. 1894. 

Projet de Code penal (pour le canton de Vaud). 1882. Lausanne, Im- 
primerie H. Genton & Viret. 

Reichel, Ztschr. für Schweiz. Recht, BdXIU, S.58f. 

Schurter, Grundzüge des materiellen Beweisrechts in der schweizer. 
Civilprozessgesetzgebung. Zürich. 1890. 

St 008 8, Grundzüge des schweizer. Strafrechts. II. Basel und Genf. 1893. 
„ Die schweizerischen Strafgesetzbücher. Basel und Genf. 1890. 
„ Verhandlungen des Schweiz. Juristenvereins. 1886. 2. Heft. S. 41ff., 
speziell S. 79 f. (s. Ztschr. f. Schweiz. Recht, Bd V, 571). 

Verhandlungen der Expertenkommission zum schweizerischen Strafgesetz- 
entwurf von 1896. 
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Weiss, Th., Die concurrence deloyale. Basel. 1894. 

Wieland, Das Kecht an Briefen. Akadem. Vortrag. 1904, Abgedruckt in 
den Basler Nachrichten, 1904, Nr. 345 ff. 

Züblin, A., Die moderne Spionagegesetzgebung. Zürcher Dissertation. 1895. 

Zürcher, Das Amtsgeheimnis. Schweiz. Centralblatt für Staats- und Ge- 
meindeverwaltung, 1901, Nr. 2, S. 9 ff. 

Zürcher-Benz, Kommentar zum zürcherischen Strafgesetzbuch. 1898. 

Ferner die bekannten Kommentare von Schneider, Schneider & Fick, 
Hafner, Jäger, Weber & Brüstlein, SchoUenberger, Sträuli u. s. f. 

B. Ausländische Literatur. 

Beling, Die Beweisverbote als Grenzen der Wahrheitserforschung im 

Strafprozess. Strafrechtl. Abhandl. v. Bennecke, Heft 46. 
Eltzbacher, in der deutschen Juristenzeitung. Bd X, S. 239 ff. 
Fischer, Die Verletzung des Urkundengeheimnisses. ? Dissertation. 1899. 
Friedländer, Die Verletzung des Briefgeheimnisses. Ztschr. f. Str. W. 

XVI, S. 756 ff. 
Friedmann, 0., Geheime Verhandlungen und Wahrung von Geheim- 
nissen im gerichtlichen Verfahren. Wien 1895, bei Holder. 
Hertel, Der Wahrheitsbeweis bei Injurien und seine Beschränkungen. 

Dissertation. Breslau. 1902. 
Kohler, Autorrecht. Jena. 1880. 

„ Zur Editionslehre. Archiv f. civ. Praxis. Bd 79, S. 1 ff. 

Ehre und Beleidigung. Goltd. Archiv Bd 47, S. 1 ff. 
„ Das Recht an Briefen. Berlin. 1893. (Archiv, f. bgl. Recht 
Bd VII, S. 94 f.). Die Zitate beziehen sich nur auf diese 
Schrift. 
„ Das Recht an Briefen. Deutsche Jur. Ztg 1906, (XI), Nr. 1. 
„ Zur Konstruktion des Urheberrechts. Arch. bgl. R. X S. 242 f. 
„ Urlieberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. Stuttgart. 1907, 
speziell S. 439 ff. 
Mitteis, Gutachten (über ein Publikationsverbot von Briefen), zu den 

Verhandig. des 25. dtsch. Juristentages. II. S. 49 ff. 
Montagnier,Dela lettre missive en droit priv^. 2me ed. Paris, A. Rousseau. 
Natter, Der Schutz des Brief- und Schriftengeheimnisses nach öster- 
reichischem Recht. Jurist. Blätter, 33. Jahrgang, Nr. 31 — 37. 
Per et. De l'inviolabilite du secret des lettres. Th^se. Paris 1895. 
Petschek, Eigentum an Briefen. Archiv, f. bgl. Recht, IX S. 85 f. 
Reichardt, Das Recht an Briefen. Dissertation. Leipzig 1905. 
Reif, Das Recht an Brief und Schrift. Jurist. Blätter. 33 Jahrg. Nr. 31- 37. 
Steinbach, Eigentum an Briefen. Wien (Manz) 1879. 

u s. f. 



Einige Abkürzungen. 



Bl.Z.Rspr. = Blätter für zürcherische Rechtssprechung. 

CGE. = Schweizerischer Civilgesetzentwurf (inklusive Ergänzung durch 

Neuredaktion des Obligationenrechts). Vom 10. De- 
zember 1907. ») 

HE. = Handelsrechtliche Entscheidungen. 

EO. =» Rechenschaftsberichte des zürcherischen Obergerichts. 

RpflG. = Rechtspflegegesetz (Zürich). 

OR. =- Obligationenrecht. 

StGE. 3= Yorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz, Juni 1903 

Z. f. Kunde = Zeitschrift für Kunde und Fortbildung der zürche- 
rischen Rechtspflege. 



*) In der von beiden Räten festgelegten und nunmehr, nach Ablauf der Re- 
ferendumsfrist zum Gesetze gewordenen Form. In Kraft tritt das Gesetzbuch erst 
am 1. Januar 1912. Nur das neuredigierte und ergänzte Obligationenrecht befindet 
sich zur Zeit im Stadium der blossen Gesetzesvorlage. 
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Erster Teil. 



Einleitung und Allgemeines, 



1. Thema und Methode. 

Wir haben uns vorgesetzt, den Rechtsschutz der Briefe 
in der Schweiz zur Darstellung zu bringen. Was ein Brief 
ist, glaubt jedermann zu wissen, und doch ist die Frage nicht 
ganz so einfach. Was das Postregalgesetz als Brief be- 
trachtet, von seinem Standpunkte des Portos etc. aus, interes- 
siert uns natürlich an dieser Stelle nicht. Aber auch im 
übrigen wird unter Brief verschiedenes, jedenfalls zweierlei 
verstanden: .einmal jede, Nachrichten irgendwelcher Art ent- 
haltende Sendung in einem Couvert, gleichgültig ob durch 
Post oder Privatboten spediert, gleichgültig, ob das Couvert 
Handschriftliches, Maschinenschriftliches, Drucksachen enthält, 
gleichgültig ferner, ob die im Couvert enthaltene Nachricht 
sich an den Empfänger der Sendung wendet oder ob sie in 
erster oder einziger Linie an den Absender gerichtet war oder 
für sonstige Dritte bestimmt ist. Wenn mein Freund Briefe 
seiner Eltern oder einen Zeitungsausschnitt couvertiert und 
nniir schickt, ist dies ein Brief, selbst wenn er keine Begleit- 
worte schreibt, selbst wenn er keine Adresse schreibt, son- 
dern mir die Sendung durch seinen Diener ins Haus tragen 
lässt. Es ist auch gleichgültig, ob das Couvert zugeklebt ist 
oder nicht. Das ist der eine Begriff des Briefes, der Brief- 
begriff im weitern Sinn. 

Aber auch uncouvertierte Schriftstücke heissen wir Briefe, 
und zwar alle diejenigen Schriften, welche eine Mitteilung an 

1 
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eine individuell bestimmte Person enthalten, gleichgültig ob 
sie von Hand geschrieben sind oder gedruckt und als Zirkular 
unter Klubgenossen bestimmt, ob sie Datum, Anrede und 
Unterzeichnung tragen oder nicht, sofern sich nur der Zweck 
der Mitteilung an eine bestimmte Person aus ihrem Inhalt 
oder ihrer Form^) selber ergibt: Briefe i. e. S. Dias sind 
dann Briefe, ob sie an den Betreffenden oder einen; andern 
abgesandt wurden oder nicht, ob sie ihn erreichten oder nicht 
erreichten. Wie es aber Briefe ohne Anrede gibt, so gibt es 
Mitteilungen mit Anrede, die keine Briefe sind. Nämlich, 
wenn sie nicht an individuelle, bestimmte Personen oder 
Gruppen solcher^) gerichtet sind, sondern an das Publikum,, 
z. B. in Form sogen, offener Briefe in der Presse. Das sind 
keine Briefe, so wenig wie' Briefe an erfundene Personen, bei 
denen meist auch der Absender ein Phantasiegebilde ist. Man 
denke an Romane in Briefform. 

Zum Begriff des Briefes gehört auch nicht, dass er ge- 
heim ist. Auch der öffentlich im Museum ausgestellte Brief 
bleibt ein solcher. Er braucht auch nicht vertraulich zu sein, 
d. h. mit der AjDsicht gemacht, dass der Empfänger ihn nie- 
mandem zeige. Selbst wenn ich damit rechnen muss, der 
Empfänger publiziere ihn, bleibt er doch ein Brief. Nur wenn 
ich einen Brief an eine Redaktion richte, damit er in dieser 
Form publiziert werde, liegt kein Brief in dieser zweiten Be- 
griffsform vor, sondern ein offener Brief im Anfangsstadium. 
Doch auch dieses Schriftstück wird für die Zeit seiner Ueber- 
sendung im Couvert ein Brief. 

Aber freilich — und das darf hiemit nicht verwechselt 
werden^) — das Recht schützt, abgesehen vom Sachen- 
recht, und bezüglich literarischer Briefe vom Autorrecht, nur 



^) „Inhalt" hier im engern Sinn genommen. Die Mitteilung ist der 
Inhalt des Schriftstückes; die Mitteilang seiher hat aher weder Form and 
Inhalt. 

2) Z. B. der Brief an die Epheser. 

^) Das ist der Fehler der Kohlerschen Definition, R. an Briefen, § 2. 
Kohl er definiert dort nicht den Brief, sondern, anticipando, gleich den. 
rechtlich geschützten Brief. 
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ders geheimnisbedürftig macht, oder aus demselben Grunde 
auch Gesangskompositionen (z. B. denke man an einige von 
Mozart für intimsten Kreis geschriebene Kanons); ja auch 
andere, z. B. unreife Kompositionen, mag man ein Interesse 
haben geheim zu halten u. s. f. ; der Kürze wegen bedienen 
wir uns für alle diese Gegenstände, deren gemeinsames Merk- 
mal darin liegt, dass sie alle Fixationen sind von Bildern oder 
Symbolen gewisser Tatsachen, — des Ausdrucks Schriften 
oder Papiere. Ja, auch wo wir nur von Briefen reden oder 
von „Brief und Schrift," sind in dubio alle „Papiere" gemeint. 

Wir durften und mussten- das Thema in dieser Richtung 
erweitern. Im übrigen hielten wir uns an die in Papieren 
verkörperten Geheimnisse und streiften den Rechtsschutz der 
Geheimnisse im allgemeinen nur, wo nötig; wir betonten frei- 
lich unter den Papieren diejenigen, welche Geschäfts- und 
Anwaltsgeheimnisse enthalten, und mussten,^) da der Brief- 
inhaber und der Briefrechtsinhaber ja auch der Staat sein 
kann, auch die in Papieren verkörperten Staats- und Amts- 
geheimnisse beiziehen. Soweit das Thema bezüglich des Wortes 
„Briefe." 

Ein zweites Moment seines Umfangs ist die Frage, was 
unter rechtlichem Schutz zu verstehen sei. Einmal sind 
Papiere Sachen; deshalb mussten Sachen, Familien- und Erb- 
recht berücksichtigt werden. Dann enthalten sie Tatsachen^) 
oder bilden selber solche : hier liegt der Schwerpunkt der 
Arbeit. Hier tritt das Individualrecht ein in seinem Schutze 
im ganzen Rechtsgebiet, namentlich auch in der Lehre vom 
Beweis und den Beweismitteln. Und schliesslich können Pa- 
piere auch als geistiges Werk das Urheberrecht etc. beschäf- 
tigen. Ferner mussten wir, um den rechtlichen Schutz der 
Materie aufzudecken, das ganze Rechtsgebiet durchstreifen und 
zwar, damit uns nichts entgehe, systematisch. Wir durften 
uns nicht etwa mit dem Strafschutz begnügen. Es galt fest- 
zustellen, in welchem Umfange Indiskretionen an Papieren 



'^) Trotz des französischen Titels der Arbeit. 
^) Siehe unten Seite 11 f. 
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gelegentlich verwiesen. Doch konnten wir uns nicht versagen, 
da so vieles in diesen Rechtsgebilden aus den reichen Stein- 
brüchen Kohlerscher Ideen stammt, Kohlers Schriften häufig 
zu eitleren. 



2. Das SchutzbedQrfnis. 

Im häuslichen, persönlichen und Berufs-, ja selbst im 
Amtsleben ist das Bedürfnis nach Schutz der Briefe und son- 
stigen Papiere gegen Indiskretionen so gross, dass wir hier- 
über wenig Worte verlieren wollen. Für uns Juristen be- 
sonders wichtig ist der Umstand, dass der moderne Mensch 
sich nicht begnügt, diesen Schutz von den, immer mehr ver- 
blassenden, Garantien der Moral, des Anstands oder gar des 
Taktes zu erwarten, sondern dass er Schutz der Rechtsord- 
nung verlangt. Er will die Diskretion gegenüber seinen Pa- 
pieren nicht als Liebenswürdigkeit, für die er Bitt- und' Dank- 
besuche machen muss, er will sie als sein Recht. Er heischt 
sie für seine Selbstaufzeichnungen, für die Briefe, die er schrieb, 
wie für Briefe und andere Papiere, welche er erhielt, ja 
selbst für Selbstaufzeichnungen, Kopien und andere Papiere 
fremder Personen, die seine Geheimnisse enthalten. Man ver- 
langt die Garantie der eigenen Geheimnisse gegen unbefugte 
Einblicke Dritter, wie man Schutz des Hausfriedens verlangt 
und Schutz gegen Zudringlichkeiten Dritter. Man will sein 
Recht auf Einsamkeit gerade heutzutage: so herrlich es 
auch ist, sich im brausenden Verkehr, in der Gesellschaft, in 
der Oeffentlichkeit tummeln zu können, so möchte man doch 
in denjenigen Momenten, in welchen man sich zurückziehen 
und sich gehen lassen will, gegen Indiskretionen Dritter sicher- 
gestellt sein; und wenn die Rechtsordnung dies Bedürfnis 
schützt, innerhalb vernünftiger Grenzen, ist sie nicht etwa 
reaktionär, sondern modern im guten Sinne des Wortes. Frei- 
lich hat dies Prinzip seine Gegner.®) Wir ^wollen nur eine 



*) Vergl. auch Geheimsphäre, Vorwort und S. 9. 



— 7 — 

I 

Komödienpuppe Oskar Wilde's*) hier sprechen lassen, dessen 
Lebensanschauungen uns im übrigen Bürgen dafür sind, dass 
ihm dieser Passus nicht allzuernst war: „0! Es ist absurd, 
darüber, was man lesen darf und was man nicht lesen darf, 
eine genau feststehende Regel aufzustellen. Man soll alles 
lesen. Das ist die wahre Giiindlage der modernen Kultur. 
Mehr als die Hälfte der modernen Kultur hängt von dem ab, 
was man nicht lesen sollte." Nein. Man darf nicht alles lesen; 
und die Anschauung des Lebens hierüber in ein feinverästeltes 
System von Regeln und Ausnahmen zu bringen, ist gerade 
die Aufgabe der Rechtswissenschaft, zu Händen der Richter 
und Gesetzgeber. Ist der Schutz des Rechtes unzureichend, 
so verliert man seine Behaglichkeit des Geistes und Gemüts. 
Man kann sich nicht gehen lassen. Wenn Tür und Tor offen 
sind, verfliegt die trauliche Wärme der Häuslichkeit. Und 
wenn unsere Papiere nicht gegen Eindringen und Publikation 
geschützt wären, so wäre nichts gewisser, als dass man mög- 
lichst vermiede, in Tagebüchern sich über die Welt und sich 
selbst Rechenschaft zu geben, oder Andern Tatsachen und Ge- 
danken mitzuteilen, oder überhaupt Geheimnisse — meist 
gerade die schönsten Punkte des Lebens — in Wort und 
Bild festzuhalten. Hier muss das Recht uns schützen. Und 
gerade in der Schweiz dürfte das Verlangen nach solchem 
Schutz gross sein, bei dem, trotz allem Gemeinsinn, grossen 
Selbst- und Selbständigkeitsgefühl der einzelnen Bürger und 
Behörden. 

Und hier muss das Recht der Presse seine Schranke 
finden, so gut, wie am Rechte der Person auf ihre eigene 
Ehre. Respektiert selbst der Staat die Papiere der Bürger, 
indem er nur in gesetzlich statuierten Fällen in ihr Geheimnis 
eindringt oder es mitteilt, so kann die Presse, die sich so 
gern als Staat im Staate, als Parlament neben dem Paria- 
mente aufspielt, keine weitergehenden Befugnisse haben. Die 



^) The Importance of being Earnest; 2. Szene. Ungefähr das Gegen- 
iieil hie von sagt Wilde in seiner Schrift „Der Sozialismus und die Seele des 
JMenschen^ S. 65 ff. 
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einzelnen Zeitungsredaktionen sind in ihrer Publikationsbefug- 
nis andern Privaten gleichgestellt. Und gerade der Presse, 
die ja bei der geringsten Verletzung des Redaktionsgeheim- 
nisses in lodernde Aufregung gerät, steht es am wenigsten 
an, über den Schutz der Privatgeheimnisse geringschätzig zu- 
denken. 

3. Die allgemeinen Lehren. 

Ehe wir zur Darstellung der einzelnen Rechtssätze be- 
treffend den Rechtsschutz der Papiere übergehen, wollen wir 
in Kürze doch die Stellung unserer Materie in der allgemeinen- 
Rechtslehre skizzieren. Die Stellung des Rechts an 
Briefen im Rechtssystem ist eine verschiedene. Je nach- 
dem der Brief als Sache, als Urheberwerk oder als Tatsachen- 
träger in Frage kommt, wird das Sachen-, Urheber- oder ein 
weiteres Rechtsgebilde in Frage kommen, so dass dann dies. 
Recht analysiert und in verschiedene Kategorien rangiert, 
werden muss. Welches ist nun dies dritte Rechtsgebilde,, 
nämlich der Rechtsschutz des Briefes gegen Indiskretionen? 
Wir sahen schon vorhin, dass wir überhaupt gegen Indiskre- 
tionen an unsern Geheimnissen im allgemeinen uns auflehnen; 
und Rechtsschutz verlangen. Und tatsächlich trifft der Rechts- 
schutz die Geheimnisse im allgemeinen, nicht nur, soweit sie- 
in Papieren oder gar nur in Briefen enthalten sind; einmal 
im Civilrecht durch die Art. 50 ff. des .Obligationenrechts, 
dann auch im übrigen, so speziell im Straf recht die Berufs-, 
Amts-, Staats, Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisse,, so im. 
Prozessrecht, etc. Die Vermutung liegt nun nahe, und sie 
bestätigt sich unserer Ansicht nach, dass hier nun ein ein- 
heitliches Rechtsgut der Geheimsphäre vorliegt, aus- 
welchem das Recht an den Briefen etc. gegen Indiskretionen- 
nur ein Ausschnitt ist.^®) Womit auch gesagt' ist, dass unsere- 
Arbeit nicht nur das Sachenrecht und Autorrecht (und die in. 
dasselbe übergreifenden Gebiete des Familien-, Erb- und Obli-- 



*^) Vergl. Geheimsphäre S. 15ff. und Vorwort. Siehe auch Ess. 
linger, a. a. 0., S. 9 ff. und Kohl er, Urheberrecht, S. 441 f. 
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gationenrechts) berühren miiss, sondern zugleich an zahlreichen- 
Punkten sich mit dem allgemeinen Recht an Geheimnissen 
trifft und auf weite Strecken mit ihm zusammen gleichen 
Weg hat. 

Aber ist es nun wirklich das Rechtsgut der Geheimheit,, 
welche die Briefe gegen Indiskretionen schützt? Ist die Ge- 
heimheit vielleicht nicht nur die Schale, durch deren Schützung 
man eigentlich nicht sie, sondern den Kern treffen will? Soll 
damit nicht eigentlich die Ehre, das Vermögensinteresse, das 
Interesse des Autors, das Geschäfts-, das Amts-, das Berufs- 
geheimnis nur als Rüstzeug der betreffenden Berufe u. s. w., 
das Vertrauen geschützt sein, oder die freie Meinungsäusserung 
und die freie Kommunikation der Menschen unter einander, 
oder gar nur der Wille des Einzelnen, der sich gegen die In- 
diskretion sträubt, seine Freiheit gegen jede „Beeinträchtigung," 
oder die „allgemeine Rechtssicherheit?" Diese Frage muss 
einmal in faktischer Beziehung verneint werden: auch die 
Indiskretion an Briefen, die weder die Ehre und das Ver- 
mögensinteresse oder das Vertrauen ^*) verletzt, noch die Mei- 
nungsäusserung ^2) und den Nachrichtenverkehr ^^) unterbindet, 
ist untersagt. Und die Freiheit ist nur in ihrer aktiven Form 
Freiheit, etwas zu tun oder zu lassen, nicht in ihrer passiven : 
Freiheit vor Verletzung, ein selbständiges Rechtsgut. Dasselbe 
ist vom Willen zu sagen. Und ebenso ist die „persönliche 
Rechtssicherheit" ^*) die Sicherheit gegen alle Verletzungen 
persönlicher Rechtsgüter, also auch kein selbständiges Rechts- 
gut. Sodann ist die Frage, rechtswissenschaftlich be- 
trachtet, überhaupt überflüssig. Denn das Rechtsgut ist immer 



") Wer gestohlene Briefe publiziert, verletzt nicht das Vertrauen! 

^^) Wie auch deren eventuelle Garantie in der Verfassung durch 
Indiskretion 8- Verbote nicht verletzt wird; siehe Geheimsphäre, S. 127^ 
Anm. 1. 

^') Dessen faSktischer Schutz ist nur ReÄexwirkung, weil man einander 
lieber schreibt, wenn man vor Indiskretionen sicher ist. Aber letztere sind 
nicht untersagt, damit man einander leichter schreiben könne. Wenigstens 
nicht bloss deshalb. 

. »*) Siehe Schweizer. Strafgesetz Entw., Titel zu Art. 106 -109. Vergl. 
darüber die Debatte in der Experten-Kommission, Verhandlungen, S. 562 tf^ 
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jenigen nicht publiken Tatsachen, welche .jemand (ihr Inhaber) 
für sich, oder für diese Person ein anderer so disponiert hat, 
dass sie der Wahrnehmbarkeit des Publikums entzogen sind, 
sowie jede nicht publike Verkörperung ^®) derartig disponierter 
Tatsachen, solang der Inhaber diesen Zustand erhalten wissen 
will.^^) Die Geheimsphäre ist die Summe all dieser Tatsachen; 
die einzelne Tatsache, d. h. den Teil der Geheimsphäre, nennen 
wir Geheimnis. „ Geheim" ist der objektive Zustand der 
Tatsache; „Geheimnis" bezieht dieselbe auf einen gewissen 
Inhaber. Um zu wissen, was mein Geheimnis sein kann, niuss 
zuerst definiert sein, was eine Tatsache ist. Hier genügt es, 
darauf hinzuweisen, dass darunter jedenfalls jedes Geschehnis 
und jeder Zustand, also auch jede Sache zu begreifen ist. 
Dann muss der Begriff „geheim" definiert sein. Geheim sind 
alle Tatsachen, die nicht allgemein bekannt oder allgemein 
wahrnehmbar sind.^^) Und sodann muss, um den Inhaber 
des Geheimnisses zu bestimmen, untersucht sein, für wen 
oder durch wen die Geheim disposition erfolgte. Ueber alle 
diese Fragen wird die Arbeit an den geeigneten Stellen Auf- 
schluss geben. Ein Brief gehört also meiner Geheimsphäre an: 

1. wenn er und so lang er geheim, d. h. weder selber noch 
im Abbild dem Publikum zugänglich ist, und so lang ich 
diesen Zustand haben will, d. h. so lang er mich fak- 
tisch interessiert. Wo nachgewiesen wird,^^) dass mir 
seine Publikation, seine Eröffnung gleichgültig ist, ist er 
bereits, wie eine derelinquierte Sache aus dem Eigentum, 
aus meiner Geheimsphäre ausgeschieden; und 

2. unter der weitern Voraussetzung, 

a) das ich, oder für mich ein Dritter, ihn geheim dis- 
poniert hat, dass ich ihn z. B. in mein Pult ver- 
schloss, oder dass mein Rechtsanwalt ihn für mich 
in sein Pult einschloss. Oder: 



^®) Man könnte auch sagen „Abbild." 

^®) Vergl. Geheimsphäre, S. Iff. Wir änderten nur redaktionell. 
^^) Also nicht was in der Zeitung steht, nicht der Vers im Fremden- 
buch des Hotels ! 

'^) Es ist dies aber nicht zu vermuten. Siehe unten S. 16. 
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b) dass der geheime Zustand des Briefes zwar von 
einem andern (und zwar ohne jede Rücksichtnahme- 
auf mich) herrührt, dass er aber ein Abbild meiner 
Geheimnisse enthält, z. B. über meine privaten 
Verhältnisse und Erlebnisse Aufschluss gibt, meine 
Gedanken wiedergibt, oder: (so wenn ich ihn selber 
schrieb) ein Abbild der Rede^^) ist, welche ich im 
Momente des Schreibens an den bestimmungsge- 
mässen Empfänger in Gedanken hielt und, durch 
eigene Schrift oder Diktat etc., fixierte. 
Der Brief kann also ein Geheimnis sein oder er kann 
ein Geheimnis enthalten. In beiden Fällen spricht man vom 
Briefgeheimnis, im ersten eigentlich missbräuchlicher- 
weise. 

Anfang und Ende des Rechts an der eigenen Geheim- 
sphäre, auch in seiner Form als Recht an Brief und Schrift, 
fällt mit Anfang und Ende der Person zusammen. Ferner 
erlischt, wie gesagt, das einzelne Geheimnis, nicht aber 
das Individualrecht im ganzen, mit der Publikwerdung der 
betreffenden Tatsache. ^^) 



^^) Da diese durchaus nicht meinen gewöhnlichen Gedanken oder 
meinen momentanen Hintergedanken entsprechen muss, ist der Passus hei 
Wieland, a. a. 0., Nr. 4, erster Abs., ungenau. 

2») Siehe Gehe im Sphäre, S. 186 ff.; Kohl er, Urheberrecht, S. 445.. 
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Zweiter Teil. 



Der Rechtsschutz von Brief und Schrift 



in der Schweiz. 



Erstes Kapitel. 

Im Civilrecht. 

A. Das reine Individualrecht an Brief und Schrift. 

Es besteht in dem subjektiven Recht der Person, jeder- 
mann*^) von der Kenntnis ihrer in Brief und Schrift ver- 
körperten Geheimnisse auszuschliessen ; dies ist der Kardinal- 
puhkt im ganzen Gebiete des Rechtsschutzes von Brief ' und 
Schrift.^^) Seine gesetzliche Basis in civilistischer Hinsicht 
liegt vor allem in den Artikeln 50 und 55 des 0. R. 
Die Indiskretion, speziell die Indiskretion gegen Briefe und 
andere Papiere, gilt, vom Standpunkt der in der Schvs^eiz 
momentan herrschenden Moral und Sitte aus, für unerlaubt 
und ist daher unter die widerrechtlichen, bezw. unerlaubten 
Handlungen der Art. 50 und 55 des 0. R. zu rechnen, ver- 
pflichtet also' zu Schadenersatz, falls Vermögensschaden dadurch 
verursacht vs^urde, und zur Leistung einer angemessenen Geld- 
summe, falls die Indiskretion eine ernstliche Verletzung der 
Person in ihren „persönlichen Verhältnissen" zur Folge hatte, 
wie dies noch näher ausgeführt werden wird. 



'*) Der Schutz gegen Beamte wird unten behandelt werden. 
**) lieber sein Verhältnis zu den übrigen Teilen des civilrechtlichen 
Schutzes von Brief und Schrift siehe oben. 
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Im neuen schweizerischen Civilgesetzentwurf^^) 
ist diese Rechtslage nur redaktionell etwas geändert worden, 
materiell durch ausdrückliche Statuierung einer Klage auf 
Beseitigung der Störung und durch die Tendenz, die Voraus- 
setzung des Anspnichs auf eine Genugtuungssumme wegen 
tort moral zu verschärten. Während nach dem geltenden 
Rechte die Verletzung der Geheimsphäre, speziell auch des 
Brief- und Schriftengeheimnisses, als eine Verletzung der per- 
sönlichen Verhältnisse, bei erfolgtem Vermögensschaden nach 
Art. 50 0. R. zu Schadenersatz verpflichtete, die „ernstliche" 
Verletzung der Geheimsphäre bei tort moral (Art. 55 0. R.) 
nach freiem richterlichen Ermessen auch zur Leistung einer 
Genugtuungssumme, liegt die Sache nunmehr so: Art. 28 des 
CGE. sagt: 

„Wer in seinen persönlichen Verhältnissen unbefugter 

„ Weise verletzt wird, kann auf Beseitigung der Störung klagen. 

„Eine Klage auf Schadenersatz oder auf Leistung einer 

„Geldsumme als Genugtuung ist nur in den vom Gesetz. 

„vorgesehenen Fällen zulässig." 

Das sind spezieU die Art. 30, 102, 158, 323, 1063. Und 
Art. 1063, Abs. 2 lautet, ähnlich Art. 50 und 55 des 
jetzigen O. R.: 

„Wer in seinen „persönlichen Verhältnissen ange- 
„griffen wird, kann bei Verschulden auf Schadenersatz, 
„und, wo die Art der Verletzung es rechtfertigt, 
„auf Leistung einer Geldsumme als Genugtuung klagen." *^) 
Wie die Art. 50 und 55 0. R., die Quelle vieler anderer 
Individualrechte sind, so sind sie für die Schweiz auch diejenige 
des Rechtes an der eigenen Geheimsphäre, ^^) speziell in seiner 
Anwendung als Recht an Briefen etc. Richtig ist allerdings, 
dass von Fall zu Fall der einzelne Richter zu entscheiden 
hat, ob die vorgefallene Indiskretion eine unerlaubte Hand- 
lung im Sinne der zitierten Artikel darstelle, dass also der 
subjektiven Auffassung des Richters Alles anheim gegeben zu 

^®) Bezüglich Art. 1058, Abs. 2 siehe unten bei Anm. 106. 
*') Näheres siehe unten S. 48 f. 
*») Siehe Geheimsphäre, S. 22f. 
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sein scheint. Allein auch nur scheint. Denn aus mannig- 
fachen Gründen wird der Richter sich an die herrschende An- 
schauung schliessen müssen, und diese verpönt die Indiskretion 
in hohem Masse. Und sodann dienen dem Civilrichter ausser 
der Rechtsliteratur ^®) auch andere Rechtsget)iete als Richt- 
schnur, wie denn im Straf- und Staatsrecht etc. gewisse In- 
diskretionen (und namentlich gegenüber Briefen) ebenfalls als 
unerlaubt gelten. Ja, es hat der Bundesrat in seiner Bot- 
schaft zum neuen Obligationenrecht ^^) das Ausschwatzen von 
Geheimnissen unter gewissen Umständen geradezu als Para- 
digma einer Deliktsobligation verwendet. 

Welches sind nun die wichtigsten Formen von Indis- 
kretionen an Briefen, welche die allgemeine Anschauung als 
widerrechtliche Handlungen betrachtet? 



1. Widerrechtliche Einsichtnahme von Schriften. 

Sprechen wir zunächst von der widerrechtlichen 
Einsichtnahme von Schrif ten.^^) Widerrechtlich ist sie natür- 
lich nur seitens des Unbefugten, d. h. seitens desjenigen, welchen 
der Geheimnisberechtigte, resp. die Gesamtheit der Letztern von 
der Kenntnisnahme ausschliessen wiU.^^) Und ferner ist sie 
widerrechtlich nur gegenüber geheimen Schriften; das sind 
aber, wie gezeigt wurde, alle Schriften, die in irgend einem 
Punkt nicht allgemein wahrnehmbar oder nicht allgemein be- 
kannt sind, und auch zwar sind sie geheim auch nur, sofern 
ein Geheimhaltungswille vorliegt. Ob diese Erfordernisse, die 
sich aus dem Wesen des Geheimnisses ergeben, vorliegen 
oder nicht, ist aber in jedem einzelnen Falle mit grosser Vor- 
sicht zu prüfen. Allgemein bekannt ist eine Schrift z. B. noch 



*®) Siehe z.B. Stooss in den Verhandlungen des Schweizer. Juristen - 
Vereins 1886, Heft II, S. 80; Wieland. a. a. 0. Vergl. ferner Art. 1 
und 4 CGE. 

^^) Datiert vom 3. März 1905, S. 14, unten. 

^^) Abgesehen von der reichen strafrechtlichen Literatur, vergl. besonders 
Kohler, das Recht an Briefen, §§ 5, 6, 8; ferner Geheimsphäre, S. 26 — 49. 

*2) Wer diese Personen sind, darüber siehe unten, S. 37 ff. 
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Nach moderner Anschauung ist auch die Einsichtnahme 
eines unverschlossenen Schriftstückes eine unerlaubte 
Handlung, die in vielen Staaten sogar strafrechtlich verfolgt 
wird. Es ist also, um das populärste Beispiel vorweg zu 
nehmen, auch das Lesen einer offenen Postkarte '^) eine wider- 
rechtliche Handlung seitens eines Jeden, der dazu nicht autori- 
siert ist, wie z. B. der Adressat. Und ebenso widerrechtlich ist 
das Lesen eines offenen, auf dem Tische liegenden Briefes, sei 
es vor dessen Absendung beim Absender, sei es nach Eröff- 
nung beim Empfänger, u. U. selbst das Lesen der Adresse 
und der Angabe des Absenders. Der Empfänger kann ja ge- 
heim halten wollen, mit wem er korrespondiert, während die 
Post den Vermerk in vielen Fällen als unerlässlich betrachtet, 
es also nicht in der Hand der Korrespondierenden liegt, eine 
derartige Indiskretion zu vermeiden. Und der Absender kann 
die Adresse geheim halten wollen, genauer: den Umstand, 
dass er dem Adressaten schrieb. Ja selbst der Adressat kann 
Leuten gegenüber, die ihn nicht kennen, ein Interesse haben, 
die Adresse des z. B. neben ihm auf dem Cafehaustisch liegenden 
Couverts zu verbergen; er will z. B. incognito reisen, oder 
muss es sogar als Beamter, u. s. w. Ein anderer Fall: der 
Rechtsanwalt wird während der Audienz ans Telephon ge- 
rufen: sollte es inzwischen dem neugierigen Klienten er- 
laubt sein, in den nicht zu seiner Sache gehörenden, auf 
Nebentischen liegenden Dokumenten, Plänen, Notizen, her- 
umzuschnüffeln, oder falls es der Gegner ist, den man 
zu einer Besprechung einlud, in den Handakten des Gegen- 
anwaltes ? 

Auch das geht nicht an, dass man chiffrierte Geheimde- 
peschen, die der Empfänger unbesorgt offen liegen lässt, an 
Hand eines Dechiffrierungsschlüssels, den man sich irgend- 
wie zu verschaffen wusste, abliest. Aber auch gewöhnliche, 



'*) Es wird nicht vermntet, dass offene Postkarten von Beamten oder 
Privaten gelesen werden: R.O. 1887, Nr. 74; R. 0. 1903, Nr. 262; anderer 
Ansicht offenbar R. 0. 1893, Nr. 228. 

2 
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selbst unverschlossene Depeschen darf der Unbefugte nichU 
lesen.^*) 

Dass das Lesen unverschlossener Papiere verboten ist, 
w^ird besonders dort von Bedeutung, wo zvs^ar ein Verschluss- 
besteht und wo jemand ein Eindringrecht in diesen Verschluss 
besitzt, aber ohne dass er nun auch die innerhalb dieses Ver- 
schlusses liegenden Schriftstücke lesen dürfte, oder so, dass. 
er nur bestimmte lesen darf. Meine Angehörigen dürfen 
mein Zimmer betreten, meinen Schrank öffnen, aber nicht in: 
den daselbst aufbewahrten Briefen und Tagebüchern blättern. 
Hieher gehört auch das oben erwähnte Beispiel des Klienten.. 
Das Dienstmädchen, das die Kleider reinigt, darf zu diesem* 
Zwecke zuvor Papiere aus den Taschen entfernen, darf sie: 
aber nicht lesen u. s. w. Der rechtlich empfindende Mensch, 
weiss, dass er auch vor unverschlossenen Schriften, zu deren« 
Einsicht er nicht aus irgend einem speziellen Grunde berech- 
tigt ist. Halt zu machen hat,^*) unter Umständen selbst vor 
Druckschriften, wie z. B. vor nicht publiken Vereinszeitschriften, 
und dergleichen; man denke auch an den Fall, dass ein Be- 
sucher, der mich in meinem Studierzimmer erwartet, meine Bi- 
bliothek durchstöbert. Niemanden geht es etwas an, was für 
Literatur ich bevorzuge, ob seriöse oder frivole, ob ich mir 
konservative oder sozialistische Zeitschriften halte, abgesehen, 
davon, dass in den Büchern oft Dedikationen und Randglossen 
der allerprivatesten Natur zu finden sind. 

Ebensowenig ist es erlaubt, einen verschlossenen Brief 
zu durchleuchten (ein verschlossenes Paket mit Röntgenstrahlen) 
und auf diese Weise sich vom Inhalte Kenntnis zu verschaffen.. 



'^) Man ist daran, ein automatisch schreibendes Empfangstelephon 
(Ferndrucker, Telegraphen) zu erfinden (S. D. Jur.-Zeitung, Bd. IX, S. 1179),. 
welches auch funktioniert, wenn sich z. B. niemand im Hause des Empfängers 
befindet, während ein Dritter eine Mitteilung ins Telephon „aufgibt". Dann 
ist auch die Ablesung solcher telephonischer Telegramme durch Unbefugte 
ein Delikt. 

'*) Anderer Ansicht Kohl er, Recht an Briefen, § 6. Doch machte 
selbst das ungarische Strafgesetzbuch in Art. 327 keinen Unterschied zwischen, 
verschlossenen und unverschlossenen Briefen; ebenso Bern, Tessin. S.untenS.94> 
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Einsichtnahme gestattet. Der Neugierige darf daher auch 
nicht einem Unzurechnungsfähigen, einem Kinde, dem z. B. 
ein offener Brief zur Bestellung übergeben worden ist, diesen 
Brief auch nur zur Einsicht abverlangen.^^) 

Die genannten Formen des Eindringens in das Geheim- 
nis unverschlossener Schriften stellen sämtliche, wenigstens 
gegenüber einem der Geheimnisberechtigten ein eigen- 
mächtiges Handeln dar: der Eindringling durchbricht eigen- 
mächtig die Distanz,^®) die ihn von dem geheimen Stücke 
trennt. Dies ist die gewöhnliche Form des Delikts, die ihm 
speziell charakteristische. Häufig erfolgt es aber auch in der 
Weise, dass einfach der Geheimhaltungswille der Berechtigten 
gebeugt wird, durch Gewalt, Drohung oder List: man 
nötigt ihn, den Brief auszuliefern oder eine Vollmacht auszu- 
stellen, dass man ihn an dritter Stelle einsehen darf, man er- 
langt dies durch Drohungen oder durch die falsche Angabe, die 
andern Geheimnisberechtigten hätten die Einwilligung bereits 
gegeben, oder gar dadurch, dass man sich als kompetenten 
Beamten ausgibt. Doch sind die letztern Fälle sfehon deswegen 
seltener, weil dann meist ein streng bestraftes Straf delikt kon- 
kurrieren wird. 

Hat, wie wir darzutun versuchten, schon das Lesen 
offener Briefe und sonstiger Schriften seitens Unbefugter 
als widerrechtliche Handlung zu gelten, so noch viel mehr 
das unbefugte Eröffnen und Lesen verschlossener 
Schriftstücke. Das unerlaubte Erbrechen eines Briefes 
ist wohl die populärste Form aller Geheimnisdelikte; es ist 
ja auch das gröbste, unanständigste derselben. Nicht nur ist 
bei verschlossenen Briefen der Geheimhaltungswille besonders 
klar erkennbar, sondern es bedarf zur Vollendung des Delikts 
ajich eines besonders intensiven dolus. Das Strafrecht be- 



'^) Vergl. Kohl er, Recht an Briefen, § 6 am Ende. 

'®) Vergl. Geheimsphäre S. 30 ff., wo von „Distanzgeheimnissen'' 
gesprochen wird, im Gegensatz zu „Yerschlussgeheimnissen". Aach E ss- 
lin ger, a. a. 0., macht diesen terminologischen Unterschied. Es ist hisher 
nicht gelungen, glücklichere Ausdrücke für diese heiden Begriffe zu finden. 
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schränkte sich daher lange Zeit darauf, nur die Eröffnung 
verschlossener Briefe und Schriften zu verbieten, und selbst 
der Entwurf eines Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 
Jahre 1903 steht noch auf diesem, von der modernen Straf- 
gesetzgebung überholten Standpunkt, während z. B. das ber- 
nerische StGB, schon denjenigen straft, der überhaupt unbefugter 
Weise Briefe, Urkunden, Haus- oder Handelsbücher oder 
andere Papiere erbricht oder liest. ^^) Es ist selbstver- 
ständlich, dass das Civildelikt der Brieferöftnung nicht an die 
Voraussetzungen der strafbaren Brieferöffnung gebunden ist: 
für das Civildelikt ist es gleichgültig, welcher Art der Ver- 
schluss ist, ist doch selbst das unbefugte Lesen unverschlos- 
sener Papiere widerrechtlich! Anderseits ist es erst mit der 
Kenntnisnahme des Inhaltes oder eines Teiles desselben voll- 
endet — und der Versuch kommt im Civilrecht wenigstens 
für die Frage der Schadenersatzpflicht nicht in Betracht,*®) 
während viele Strafgesetze, ja sogar die meisten, diese Kennt- 
nisnahme des Inhalts für die Vollendung des Strafdeliktes 
merkwürdigerweise nicht fordern. ^^) 

Civilrechüich kann der Verschluss in allem möglichen 
bestehen : in Papierhüllen, seien sie versiegelt und gummiert, 
oder nicht, in Behältnissen aus Stoff und Leder, also z. B. 
Brieftaschen, Aktenmappen, in Bindfaden (man denke an 
Sendungen von Drucksachen, an aufgestapelte Aktenfaszikel, 
Briefbündel), in Drähten, Seilen (bei Packeten), in Behält- 
nissen aller Art, wie Kassetten, Pulten, Koffern, Schränken, 
Kleidertaschen, Briefkasten. Auch ganze Räume können als 
.Verschlüsse gelten, und zwar nicht nur Archivräume, sondern 
auch gewöhnliche Zimmer gegenüber Personen, die dauernd, 
oder, vielleicht durch spezielle Anordnung des Raumberech- 
tigten, auch nur vorübergehend, dieselben nicht betreten 
dürfen. Hier berührt sich das Briefgeheimnis also mit dem 
Hausrecht. *^) Gleichgültig ist es natürlich, wem das Ver- 



8») S. unten S. 94 f. 

^^) Siehe aber unten bei den Schutzmitteln gegen Unterlassung der 
Störung. *0 Vergl. Wieland, a. a. 0., Nr. 1, Spalte 2. 

*^) Siehe hierüber Geheimsphäre, S. 38 und dort citierte. 
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Schlussmittel gehört; der Eigentümer desselben ist als solcher 
weder Geheimnis- noch Eröffnungsberechtigter. **^) Wenn ich 
als Geschäftsangestellter also im Bureau ein dem Geschäfte 
gehörendes, aber mir zur Verfügung stehendes „eigenes" Pult 
habe, so dürfen die Chefs dasselbe nicht eröffnen, wenigstens 
es nicht nach meiner Korrespondenz durchsuchen, selbst wenn 
ich nicht berechtigt sein sollte, im Geschäfte Privatpapiere 
aufzubewahren. Das Handelsgericht Zürich hat daher einmal ^^) 
mit Recht entschieden, dass die Geschäftsinhaber, die das 
Pult ihres Angestellten hinter dessen Rücken eröffneten und 
sein Privatkopierbuch durchblätterten, eine Indiskretion be- 
gingen. 

Der ganze Unterschied von verschlossenen und unver- 
schlossenen Schriftstücken spielt im Civilrecht aber eine Rolle 
nur im Kapitel der Frage nach den Geheimnisberechtigten. 
Wichtig ist er im Strafrecht, oder doch zum mindesten gegen- 
über demselben. 

2. Widerrechtliche Mitteilung von Schriften. 

Das unbefugte Eindringen in die geheime Korrespondenz, 
oder in andere Papiere, die man vor andern verschliessen 
will, ist aber nur die eine Form der Indiskretion, sozusagen 
die naive, etwas plumpe und derbe. Die andere Hauptform 
ist die widerrechtliche Mitteilung von Schriftstücken. Das 
Recht, Drittpersonen von der Kenntnis unserer in Brief und 
Schrift verkörperten Geheimnisse auszuschliessen besteht, wie 
gezeigt worden, zunächst darin, dem aggressiven Eindringling 
die Kenntnisnahme verwehren zu dürfen. Sein notwendiges 
Korrelat ist ferner das an Inhaber unserer Brief- und Schrift- 
geheimnisse gerichtete Verbot, durch unbefugte Mitteilung oder 
Publikation derselben. Dritte gegen unsern Willen in diese 
Geheimnisse einzuziehen. Ein solcher Schutz gegen indiskrete 
Weiterverbreitung, Kenntnisvermittlung, ist zweifellos und 



*^) lieber diese wichtigen Fragen vergl. unten S. 41 f., 55 f. 

**) Handelsgericht Zürich, 16. Sept. 1898; H. E. XVII Nr. 22, S. 304 f. 
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aaerkanntermassen ein Bedürfnis des menschlichen Verkehrs. 
Nicht nur bedürfen wir eines Mittels, den Eindringling abzu- 
wehren; wir müssen auch dagegen geschützt sein, dass er, 
was er bei seinem unbefugten Eindringen erkundet hat, nicht 
noch weiter verbreite, wir müssen ferner dagegen geschützt 
sein, dass unsere Vertrauensleute den Inhalt der von uns mit 
ihnen gepflogenen Korrespondenz andern mitteilen, dass Dritte, 
denen wir Briefe schreiben oder sonstige Schriftstücke über- 
machten, dieselben publizieren. Wie weit das Recht diesen 
Bedürfnissen seinen Schutz angedeihen lassen kann, ist eine 
etwas komplizierte Frage, da die Statuierung solcher Mit- 
teilungsverbote die persönliche Freiheit und den Verkehr viel 
härter trifft, als die oben angeführten Eindringeverbote, selbst 
wo sie nur civilistischer Natur sind. Im Folgenden soll ver- 
sucht werden, festzustellen, wie das sogenannte allgemeine 
Rechtsbewusstsein sich zu dieser Frage stellt. Die Gerichte, 
wenigstens die schweizerischen, hatten auch bezüglich dieses 
Punktes noch selten Gelegenheit, einen Entschluss zu fällen. 
Zunächst aber eine Vorfrage. Gehört die Erörterung 
dieser Punkte überhaupt in den Rahmen dieser Schrift, die 
vom Rechtsschutz des Briefes und sonstiger Schriftstücke zu 
handeln hat? Man wird die Frage bejahen jedenfalls, soweit 
es sich um Mitteilung durch Vorzeigen oder durch Uebergabe 
der betreffenden geheimen Schriftstücke handelt, denn hier 
geht wirklich noch etw^asmit den Papieren selber vor, ob man sich 
gleich sagen muss, dass es meist vollständig auf dasselbe 
hinauskommt, ob man einen Brief vorzeigt oder vorliest oder, 
da in den wenigsten Fällen der Wortlaut selber geheim 
bleiben soll, ob man den Inhalt indiskreterweise weitererzählt, 
oder publiziert. In vielen Fällen wird die Vorzeigung oder 
die Ueberlassung des Papiers im Original oder in beglaubigter 
Kopie eben doch eine besondere Rolle spielen. Denn wenn 
der Brief selber auch die Wahrheit der in ihm enthaltenen 
Tatsachen nicht besser beweist, als es die Weitererzählung 
des Briefempfängers tut, so beweist er, falls er nicht eine 
Fälschung ist, doch zum Mindesten, dass der betreffende 
Briefschreiber sie niedergeschrieben und mitgeteilt hat. Diese 
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Tatsache wird häufig von höchster Wichtigkeit sein, mögen 
die mitgeteilten Tatsachen wahr sein oder nicht. Dass 
wir also diese Fälle hier mitbehandeln müssen, ist ein- 
leuchtend. 

Fraglich könnte es dagegen scheinen, ob der Fall des 
widerrechtlichen Brieflesers, der das auf diese Weise Erkun- 
dete nun ausschwatzt, der Fall des Rechtsanwalts, der das 
Expose seines im Scheidungsprozess stehenden Klienten guten 
Freunden vorliest, der Fall des Haarmittelfabrikanten, der 
mein nicht für die Oeffentlichkeit bestimmtes Dankesschreiben 
zu Reklamezwecken publiziert, ob alle diese Fälle in den 
Rahmen dieser Arbeit gehören; denn der Wahrnehmende 
kann nicht kontrollieren, ob ein solcher Brief je existiert hat, 
ob der betreffende Klient das Expose selber geschrieben hat; 
das Schriftstück spielt selber nur eine untergeordnete Rolle, 
das wesentliche ist die Verbreitung eines fremden Geheim- 
nisses, gleichgültig, ob man es mündlich oder schriftlich er- 
fahren hat. Wir zögern aber nicht, auch diese Fälle im 
Folgenden kurz zu behandeln, schon deswegen, weil wir 
unter ein Strafrecht (z. B. StGE. 244) und Postrecht sie ein- 
beziehen müssen. Auch gehören die Materien eben zusam- 
men. Auch hier zeigt sich wieder, dass das Gebiet unseres- 
Themas eben nur ein faktischer, kein wissenschaftlicher Aus- 
schnitt aus der Materie des Geheimnisschutzes ist. 

lieber die widerrechtliche Mitteilung von Geheimnissen 
existiert eine grosse Literatur, freilich meist strafrechtlichen 
Inhaltes. Sie handelt daher meist nur vom Berufs- und 
Amtsgeheimnis. Die Urheberrechtliche Literatur hat sich 
sodann häufig mit der Frage nach dem Schutze der Briefe 
gegen Publikation beschäftigt,**) und von dieser Seite aus 
hat der civilrechtliche Teil unserer Materie die reichste För- 
derung empfangen, speziell durch Kohler.*®) Auf diesem 
Gebiete hat auch die Gesetzgebung fremder Staaten wichtige 



«) Siehe unten S. 74 f. 

**) Siehe spezieU sein Recht an Briefen §§ 3, 6 u. s. f. ; vergl. ferner 
"Wieland. a. a. 0., und Geheimsphäre, S. 120 ff. 
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Publikationsverbote betreffend Briefe erlassen, wobei der 
Zusammenhang mit dem Autorrecht immer mehr ein nur 
äusserlicher wurde. Der neue Schweiz/ StGE. hat sich in 
Art. 244 nun von diesem juristischen Atavismus gänzlich 
emanzipiert. 

Vollendet ist die Mitteilung eines Briefes an den Nicht- 
Erkundungsberechtigten erst mit dem Momente, in welchem 
er den Brief gelesen hat, ja selbst erst dann, wenn er gerade 
die betreffenden Tatsachen wahrgenommen hat, die geheim 
gehalten werden wollen. Erst mit diesem Momente ist die 
Geheimnisverletzung, ist ein Schaden am Rechtsgute der Ge- 
heimsphäre entstanden. Das will nicht heissen, dass der Be- 
rechtigte es nicht durch richterlichen Befehl, im Notfall sogar 
durch Selbsthilfe verhindern könnte, dass die erst versuchte 
Preisgabe eines Briefgeheimnisses an Dritte aufgehalten werde, 
dass der Druck des Briefes, den man unbefugterweise publi- 
zieren will, sistiert wird, dass A seinen Brief, welchen der 
Adressat, z. B. sein Rechtsanwalt B unbefugterweise dem C 
zur Einsicht übergeben hat, dem C, der ihn noch nicht gelesen 
hat, wegnimmt. Von diesen Fällen wird noch unten die 
Rede sein bei den Schutzmitteln. Eine Schadensersatzklage 
aber setzt voraus, dass der C wirklich den Brief gelesen und 
die Geheimnisse erkundet hat. *^) Zu diesem Behufe muss er 
ihn verstanden haben, was nicht der Fall ist, wenn man ihm 
einen chiffrierten Brief in die Hand gibt, den er nicht ent- 
ziffern kann; anderseits freilich ist auch nicht erforderlich,, 
dass dies Verständnis sofort beim Lesen erfolge. Es kann 
sehr wohl erst eine Weile später durch Zufall eintreten^ 
indem C den Dechiffrierungsschlüssel in die Hand bekommt, 
oder indem ihm andere Papiere, oder Indiskretionen des X 
oder des Y die Sache klar machen, vielleicht ohne dass diese 
X und Y das wollen. 

Sehr genau wird darauf zu achten sein, auf welchen Teil 
des Briefes sich mein Geheimhaltungswille bezieht. Ich habe 
vielleicht nichts dagegen, dass ein Brief meiner Hand publi- 



*') Nicht genau daher Geheimsphäre S. 121 f. 
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Tiiert wird, in welchem ich die moderne Philanthropie ver- 
spotte, mich als Antidemokraten bekenne, oder, z. B. in einem 
Reisebriefe, freie Kritiken mit Erzählungen intimster Abenteuer 
fröhlich vermische, wenn nur nicht erkennbar ist, dass ich 
das geschrieben habe. Bekanntlich ist die Anonymität aber 
nicht stets schon mit der Unterdrückung des Namens herge- 
stellt. Die Diskretion des Publikators muss so weit gehen, 
dass man auch nicht erraten kann, dass es sich um mich 
handelt.''^) Unter Umständen ist mir die Nennung des Namens 
dabei aber gleichgültig, wenn der betreffende Journalist, 
welchem der Brief in die Hände gespielt wurde, nur die 
Gnade hat, den Passus zu unterdrücken, in welchem ich meine 
Geldverlegenheit schildere. Auch kann es Fälle geben, in 
denen die Persönlichkeit des oder der Geheimnisberechtigten 
gar keine Rolle spielt. Wenn es z. B. bekannt wird, eine 
Gesellschaft wolle im kleinen Dorfe X. ein Kurhaus bauen, 
werden die Terrainpreise steigen, auch wenn man nicht weiss, 
wer bauen will. Anderseits verletzt der Rechtsanwalt, der 
über die Urheberschaft eines injuriösen Schreibens dem Richter 
Auskunft geben soll, mit Nennung des Namens das Geheimnis 
des Briefschreibers, auch wenn der anonyme Brief selber be- 
reits bei den Akten liegt.*^) Nicht richtig ist daher die Ent- 
scheidung, die Sträulis Kommentar zum Z.Rgfl.G. § 862, Nr. 2 
enthält.^^) Der Geheimhaltungswille kann sich eben auf alle 
möglichen im Briefe enthaltenen oder mit demselben ver- 
knüpften Tatsachen beziehen. 

Damit, dass das Geheimnis des Schriftstückes von B an 
den C gelangt ist, ist die Indiskretion des B gegen A perfekt 
.geworden. Es ist irrelevant, ob C ein verschwiegener Mensch 



*^) So hätte Madame de ... in Solothurn dagegen protestieren können, 
dass Casanova seine sämtlichen Abenteuer mit ihr in seine Memoiren aufnahm. 
Denn trotzdem dass er ihren Namen nicht nannte, war die Identität gegeben. 

*^) Hat er den Namen von seinem Klienten erfahren, oder ist es über- 
haupt ein Geheimnis seines Klienten, so verletzt er mit der Nennung das 
Anwaltsgeheimnis, falls er nicht vom Berechtigten von der Schweigepflicht 
«entbundeu ist. 

^<>) Vergl. auch Z. f. Z. Rpfl. XVII 147. 
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sei, ob er das Geheimnis von B nur „unter dem Siegel der 
Verschwiegenheit" erhalten habe, ob er es tatsächlich hütet, 
es ist auch in thesi gleichgültig, ob C ein Verwandter, ein 
Freund des A sei: ich kann vor meinem besten Freunde noch 
gewisse meiner Interna verschliessen wollen, um so viel mehi* 
vor meinen Angehörigen. Aber natürlich steht die Entscheidung, 
wen ich in meine Privatissima einweihen will, mir zu, und 
daher begeht B keine Indiskretion, wenn er den Brief dem 
zur Entgegennahme der Mitteilung von mir bevollmächtigten 
C zeigt; hierüber wird unten noch die Rede sein. C selber 
aber, selbst wenn er von mir nicht bevollmächtigt ist, begeht 
mit der passiven Entgegennahme der widerrechtlichen Mit- 
teilung seitens des B kein Unrecht gegen den Geheimnis- 
berechtigten A. Doch kann sich mit einem halben indiskreten 
Vorzeigen des Briefs seitens des B ein dasselbe ergänzendes 
Eindringen des C verbinden: dann liegt Mittäterschaft vor. 
Auch diese Fälle werden noch erörtert werden. 

Zwei Hauptgruppen der Mitteilung der in Briefen und 
andern Schriftstücken verkörperten Geheimnisse sind zu trennen: 
die Mitteilung an einzelne, individuell bestimmte Personen, 
und die Veröffentlichung, d. h. die Mitteilung an einen indi- 
viduell unbestimmten Personenkreis. Scheiden wir die erste 
kurzweg als einfache Mitteilung von der zweiten als der 
Veröffentlichung. Beide Gruppen werden vom Rechte 
verschieden behandelt. Es hat sich nämlich im Laufe der 
Zeit in der Wissenschaft, der Praxis und zum Teil auch in 
der Gesetzgebung folgendes Prinzip herausgebildet. 

Die einfache Mitteilung von Brief- und Schriftgeheim- 
nissen ist im allgemeinen erlaubt; widerrechtlich ist sie nur, 
wenn das Geheimnis vom Weiterverbreiter schon widerrecht- 
lich erlangt wurde, oder, wenn der letztere zum Geheimnis- 
berechtigten in gewissen besondern Beziehungen steht; die 
Veröffentlichung von Geheimnissen jedoch ist schlecht- 
weg verboten. 

Von den Ausnahmen der widerrechtlichen Indiskretion 
ist unten noch im besondern die Rede. 
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a. Die einfache Mitteilung von Schriften. 

Auch die einfache Mitteilung eines Briefes oder seines 
Inhaltes kann gegenüber den Geheimnisberechtigten — das 
kann der Empfänger sein, von dem man ihn zur Einsicht er- 
halten hat, oder der Absender, oder ein Dritter, von dessen 
Geheimnissen die Rede ist — euie sehr undelikate, unanstän- 
dige, ja skandalöse Handlungsweise darstellen. Man ist daher 
im ersten Moment versucht, auch diese einfache Mitteilungs- 
weise als unerlaubte Handlung im Sinne von Art. 50 und 
55 O.R. abzustempeln, um so mehr, als unter dieselben jede 
gegen die guten Sitten verstossende Handlung gehört, wie der 
neue CGE. nun ausdrücklich betont. Allein anderseits muss 
man sich doch sagen, dass es nicht angeht, jeden Brief- 
empfänger zu ewigem Stillschweigen über den Briefinhalt zu 
verdammen; ein solches Verbot, auch mit nur bloss civilisti- 
schen Folgen, würde den gesellschaftlichen und geschäftlichen 
Verkehr viel zu sehr beengen. Im täglichen Leben ist man 
sich gewöhnt, Kenntnis von Dingen und Vorgängen andern 
mitzuteilen, ohne sich jedesmal zu fragen, aus welche'r Quelle 
man sie geschöpft habe; man ist sich gewöhnt, über seine 
Freunde und Bekannte, deren Erlebnisse und Verhältnisse zu 
sprechen und ihre Briefe zu zeigen und vorzulesen, weil diese 
gerade oft das beste Bild der betreffenden Personen geben. 
Und indem wir Briefe schreiben, wissen wir auch, dass- 
sie im allgemeinen nicht ängstlich gehütet werden; ja viele 
Briefe werden gerade zum Zwecke der Verbreitung im intimem 
Freundeskreise abgefasst,^^) ohne dass dies jedesmal extra 
geschrieben wird. Das Recht tut nun wohl besser daran, in 
die gesellschaftlichen Gewohnheiten nicht aUzu stark einzu- 
schneiden, sondern sich ihnen anzupassen, und wo es gewisse 
Prinzipien statuieren muss, sei es auch bloss für die Praxis, 
ungeschrieben, durch jeden Richter abänderlich, die freie 



^^) Das war speziell in der Pariser Gresellschaft des Aocien Regime gang 
und gäbe, unter raffinierten Leuten, die sonst ihre vie privee ängstlich hüteten, 
und dazu auch alle Ursache hatten. 
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Tätigkeit der Privaten möglichst unbehelligt zu lassen. Daher 
wird der Richter im allgemeinen die indiskrete Mitteilung 
von Briefen etc. an bestimmte Personen nicht als unerlaubte 
Handlung ahnden, zumal es meist nur v^enige sind, die auf 
diese Weise das Geheimnis erfahren haben. Immerhin wird 
er den gröbsten Unanständigkeiten wehren müssen und daher 
gewisse Prinzipien aufstellen, resp. ist es Aufgabe der Wissen- 
schaft, dieselben im „allgemeinen Rechtsbewusstsein" zu suchen. 
Diese Prinzipien lauten unsers Erachtens nun dahin, dass im 
allgemeinen Briefe frei mitgeteilt werden dürfen, ausgenommen 
folgende Fälle :*^) 

- aj Wer auf widerrechtliche Weise von meinen 
in Briefen und sonstigen Papieren verkörperten 
Geheimnissen Kenntnis erlangt hat, darf die so 
erworbene Kenntnis nicht andern mitteilen. Die 
Vergrösserung des geschehenen Unrechts soll möglichst ver- 
hütet werden; das Verbot, das den Eindringling betrifft, ist 
nur die Konsequenz des Eindringeverbotes; das Tessiner Straf- 
gesetzbuch erhöht die Strafe des Eindringlings in Briefgeheim- 
nisse, wenn er den Inhalt des Briefes andern mitgeteilt oder 
ihn auf andere Weise bekannt gemacht hat. Hier fällt der 
Grund dahin, wegen dessen wir oben eine allgemeine Pflicht 
der Wahrung von Briefgeheimnissen ablehnten: ist der Ein- 
dringling nun durch die ihm obliegende Geheimhaltungspflicht 
gebunden, so hat er dies selber verschuldet. 

Trifft diese Geheimhaltungspflicht auch denjenigen, der 
in entschuldbarem Irrtum einen Brief eröffnet hat? der als 
Vater oder Vormund ein Briefkontrollrecht besass und so Brief- 
.geheimnisse des Sohnes resp. Mündels und dessen Briefpart- 



^^ Dies ist in der Hauptsache auch der Standpunkt Koh lers, Recht 

an Briefen. Wieland, a.a.O., scheint nur die Publikation als widerrechtliche 

Handlung betrachten zu wollen, und zwar nur die wörtliche. Es ist falsch, 

-dass er als Gegensatz hiezu die schriftliche oder mündliche Mitteilung des 

Briefinhaltes in indirekter Rede betrachtet, und ebenso, dass er der 

indirekten Rede so wenig Gewicht beilegt. Den Fall, dass jemand einem 

Dritten einen fremden Brief wörtlich vorliest, oder vorzeigt, lässt Wieland 
4inerörtert. 
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ners erkundete? Soll derjenige, der ein Recht auf Edition ge- 
wisser Urkunden besitzt, die so ihm bekannt gewordenen Ge- 
heimnisse weiterverbreiten dürfen? Wir glauben, dass man 
diese Frage verneinen muss, sofern gleichzeitig mit dem Ein- 
dringerecht nicht ein Mitteilungsrecht gegeben ist.*^) Dagegen 
ist D, welchem C die bei B durch widerrechtliche Einsicht 
erlangten Briefgeheimnisse des A und B mitteilt, nun nicht 
geheimhaltungspflichtig, denn er, D selber, hat die Geheimnisse 
ja nicht durch ein Delikt erlangt.**) Zuzugeben ist freilich, dass 
es Fälle gibt, in denen man leicht versucht sein könnte, den 
Bann auch über den D zu verhängen, so z. B., wenn D die 
Indiskretionen des C mit der grössten Freude anhört und sich 
die so gewonnenen Tatsachen zu nutze macht, sie gar schaden- 
froh weiterverbreitet. Aber in derartigen Fällen liegt stets 
eine, wenn auch etwas versteckte Eindringehandlung des D 
gegenüber A und B vor, eine Art Mittäterschaft mit C, wes- 
halb D dann aus dem gleichen Grunde geheimhaltungspflichtig 
wird, wie C es bereits geworden. 

Natürlich kann D. aus speziellen Gründen geheimhaltungs- 
pflichtig sein, z. B. weil in einer Weiterverbreitung ein un- 
lauteres Geschäftsgebahren gegen A oder B läge.*^) 

h) Ferner hat auch derjenige, der nicht durch Eindringen 
sondern sonst auf irgend eine Weise meine in Briefen oder 
andern Papieren verkörperten Geheimnisse erfahren hat, z. B. 
derjenige, dem ich einen Brief geschrieben habe, oder Pa- 
piere zur Einsicht ausgeliefert, wie z. B. der Rechtsanwalt, 
die hiedurch erworbenen Kenntnisse geheim zu halten, sofern 
er zu mir in einem besonderen Verhältnis steht.^^) 
Ist das der Fall, so wird er mir geheimhaltungspflichtig ; d. h- 



^^) Siehe Köhler, Recht an Briefen, § 6. und unten. 

5*) Siehe Geheimsphäre, S. 129 ff. 

^^) Vergl. z. B. Deutsches Wettbew.-Ges. § 9 Abs. 2; schw. StGE. 
Art. 160 Abs. 2. Kohler, Patentrecht, S. 252 f. 

**) Dieser Umstand spielt ja wohl auch sonst im Rechtsleben eine Rolle. 
So habe ich gegenüber Mitteilung von Personen, mit denen ich in Geschäfts- 
verbindung stehe, ganz andere Pflichten bei Anfragen, Offerten, Mitteilungen, 
derselben, als gegenüber Freunden. 
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er hat die Tatsachen zu verschweigen, darf den Brief nicht 
vorweisen, ja, es wird sich in vielen Fällen sogar fragen, z. B. 
wenn er für lange Zeit, für Monate und Jahre verreist, ob er 
diese Papiere nicht zerstören muss. Jedenfalls hat er sie immer 
sorgfältig verschlossen zu halten. Es kann natürlich nicht 
unsere Aufgabe sein, das enorme Gebiet der Geheimhaltungs- 
pflichten hier auch nur auszugsweise darzustellen. Soweit sie 
auf Vertrag beruhen, wird von ihnen unten im Obligationen- 
recht die Rede sein; das Amtsgeheimnis betr. Briefe fin- 
det gleichfalls unten noch seine Erörterung. 

Geheimhaltungspflichtig sind, um es kurz zu sagen, alle 
diejenigen Personen, die wir Vertrauensleute nennen. Das 
sind in erster Linie Berufsleute, deren Geheimhaltungspflicht 
ja auch strafrechtlich^^) in gewissem Umfange anerkannt ist, 
oder doch im Zeugnisverweigerungsrecht^^) im Civil- und 
Strafprozess. Aber nicht nur diese. Eine Grenze lässt sich 
hier freilich nicht ziehen; wir wollen daher nur einige uns 
momentan geläufige Fälle anführen. So hat jedenfalls die 
Bank die mit ihr gepflogene Korrespondenz geheim zu 
halten, ebenfalls Mäkler, Agenten, Kommissäre, Verleger, Buch- 
händler, Photographen. Die Briefe, die ich diesen Leuten 
schreibe, können oft höchst vertraulicher Natur sein, auch der 
Käufer ist dem Verkäufer und noch häufiger dieser jenem 
geheimhaltungspflichtig; niemand geht es etwas an, was für 
Warenlieferungen oder Bezüge ich gemacht habe, welches 
meine Bezugsquellen sind, wieviel Geld ich halbjährlich für 
den Traiteur, den Weinhändler, den Juwelier, die Modistin 
verwende, was für Möbel und Antiquitäten ich kaufe, wie ich 
mich kleide, wieviel Wäsche ich anschaffe. Alle diese Personen 
haben auch ihre Bücher geheim zu halten, in denen das 
Original meiner Rechnung etc. eingetragen steht. So speziell 
Restaurateure und Hötelwirte; letztere haben meine Bestell- 



") StGE. Art. 108, 160. Im üebrigen vergl. Stooss, Grundzüge des 
schweizerischen Strafrechts, sowie die Znsammenstellang der Artikel in „Die 
schweizerischen Strafgesetzbücher" desselben Autors. 

**) Verg. Schur ter, Grundzüge des materiellen Beweisrechts in der 
Schweiz. Civilprozessgesetzgebung, S. 239 f. 
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telegramme schon wegen meines Namens geheim zu halten, 
und die Ausstellung der Briefe und Postkarten im Hausflur 
wie dies üblich ist, oft wochenlang, bis die Gäste eintreffen, ist 
eine oft arge Indiskretion.^^) Der Architekt, der mir eine Villa 
baut, hat Dritten gegenüber die Pläne geheimzuhalten, und 
ebenso meine Korrespondenz, in der ich mich vielleicht in 
offenster Weise über die am Bau tätigen Leute ausspreche. 
Selbstverständlich ist die gegenseitige Schweigepflicht der Gesell- 
schafter, die auch schon im Gründungsstadium existent ist; 
auch wenn die Gesellschaft nicht zu Stande kommt, dürfen 
die geführten Korrespondenzen, Protokolle, Vertragsentwürfe 
nicht mitgeteilt werden. Besonders wichtig ist, dass Geschäfts- 
angestellte, Schreibe rinnen, Sekretäre nicht nur die mit ihnen 
geschlossenen Verträge, die an sie gerichteten dienstlichen 
Korrespondenzen, Kündigungen etc. geheim zu halten haben 
(doch wird der Prinzipal hierauf in der Regel wenig Wert 
legen), sondern namentlich auch das Geheimnis der durch ihre 
Hände gegangenen Geschäftskorrespondenz, der Geschäfts- 
bücher etc. Gewiss darf auch der Buchbinder, der mein 
Manuskript bindet, von demselben gegen meinen Willen nichts 
verraten, oder ausplaudern, welche Stellen im Buche ich an- 
gestrichen, was für Randglossen ich gemacht habe. Der Arzt 
namentlich hat meine Briefe ängstlich geheim zu halten, so- 
wie das von ihm geführte Krankenjournal, der Irrenarzt ausser- 
dem die ihm zum Krankheitsstudium vorgelegten Schriften 
der Patienten, Sanitätsgeschäfte die Bestellbriefe der Kranken. 
Aeusserst wichig ist die Geheimhaltungspflicht des 
Rechtsanwaltes, sowie seiner Angestellten gegenüber den 
Geheimnissen, speziell den Briefgeheimnissen der Klienten. 
Nicht nur deren Briefe müssen wohl aufbewahrte^') und ihr In- 
halt streng geheim gehalten werden, sondern es gilt das Näm- 
liche auch von den Kopierbüchern des Anwalts, welche die 



»») Vergl. auch Schweiz. Hotel Revue, XVII. Jahrgang, Nr. 12. Wichtig 
ist auch die Geheimhaltungspflicht der Dienstboten bezüglich der Korre- 
spondenz der Herrschaft. 

^^*) Das unbeaufsichtigte Liegenlassen der Aktenmappe in Cafehäusern etc. 
gefährdet das Geheimnis bereits ernstlich. 
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Antworten an den Klienten und die Schreiben an Dritte, die 
Eingaben an die Behörden und Gerichte enthalten, es gilt 
auch von den eigenen Notizen des Anwalts, von seinen Brouil- 
lons, von seinen Geschäftsbüchern. Wenn und sobald keine 
Aufbewahrungspflicht mehr besteht, ist er wohl zur Vernich- 
tung der in seinen Händen gebliebenen Papiere verpflichtet. 

Noch andere Fälle können praktisch werden; über die 
Geheimhaltungspflicht an Nachlasspapieren, sowohl der Erben 
gegenüber dem Erblasser und Dritten als unter sich, siehe 
unten. Und wenn die bundesrätliche Botschaft zum neuen 
CGE. Art. 1058 Abs. 2, Schadenersatzpflicht aus unerlaubter 
und gegen die guten Sittten verstossender Handlung sagt: 
„Man denke z. B. an das Ausschwatzen von Geheimnissen 
unter Freunden, die sich verfeindet, oder Verlobten, die mit- 
einander gebrochen haben", so gilt dies natürlich in erster 
Linie vom Weiterverbreiten der gepflogenen Korrespondenz 
unter diesen Personen, denn die Aussprache ist in Briefen 
oft noch offener, als im mündlichen Gespräch. Gerade die 
intimsten Gedanken lassen sich oft leichter schreiben, als aus- 
sprechen, und gerade für sie ist die Fixierung in der Schrift 
so gefährlich I SoUte ähnliches nicht von der Korrespondenz 
unter Hausgenossen zu gelten haben, zumal der CGE solch 
hohen Wert auf das Institut der Hausgenossenschaft legt? 
und soll die junge Dame den schriftlichen Heiratsantrag, den sie 
-abgewiesen hat, im nächsten Kaffeekränzchen den Freundinnen 
vorlesen dürfen? Und sollen diese Geheimhaltungspflichten 
ewig dauern, wenigstens so lange das Geheimnis existiert? 

Wir begnügen uns damit, diese Fragen wenigstens auf- 
zuwerfen. Sie sind wohl schwerlich alle zu bejahen. 

b) Die Veröflfentlichungr von Schriften. 

Wer unbefugterweise, d. h. ohne von den Geheimnisbe- 
rechtigten autorisiert zu sein, einen Brief oder ein sonstiges 
Schriftstück oder geheimes Papier veröffentlicht, d. h. einem 
individuell unbestimmten Personenkreis zugänglich macht, 
begeht ein mindestens civilistisches Unrecht, ja auch derjenige, 
der nur den Inhalt desselben publiziert. Natürlich nur dann, 

3 
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wenn er gerade die betreffenden Tatsachen des Schriftstücke» 
veröffentlicht, auf die sich der Geheimhaltungswille der Be- 
rechtigten bezieht/^) und unter der Voraussetzung, dass die 
Tatsache wirklich geheim ist, also bis anhin noch nie publi- 
ziert, noch nie in der Zeitung, in öffentlicher Gerichtsver- 
handlung etc. zur Sprache gebracht worden ist. 

Ueber diesen Punkt ist die Welt schon längst einig, *^} 
auch die juristische Literatur und Judikatur ^^) hat sich ge- 
nügend oft über die hier einschlägigen Fragen ausgesprochen, 
und neuerdings sind in vielen Staaten diese Rechtsanschau- 
ungen sogar in Gesetzesform gegossen worden.®^) 

Während die einfache Mitteilung von Briefgeheimnissen 
nicht schlechtweg allgemein verboten werden kann, lässt sich 
die Veröffentlichung von solchen, ohne dass gewichtige Ein- 
wände zu erörtern wären, verbieten. Die Veröffentlichung 
ist einmal die weit stärkere Indiskretion, als die einfache 
Mitteilung. Zeigt mir Einer indiskreterweise einen fremden 



«0) Siehe oben S. 25 f. 

^^) Siehe die geschichtlichen, interessanten Beispiele bei Kohler, Recht 
an Briefen; Mitteis, a. a. 0.; Wieland, a. a. 0. 

^^) Von schweizerischen Autoren u. a. neuerdings Wieland, a. a. 0. 
Vergl. auch BG. Entsch. 23, II S. 1140 ff., spez. Erwgg. 2, Abs. 2, S. 1148. 
Allerdings handelte es sich in jenem Falle gleichzeitig um Ehr Verletzung, 
was die Sache etwas verwischte. Judicatur, speziell französische und eng- 
lische, citiert namentlich Kohl er, Recht an Briefen, in Menge. Vergl. auch 
RGE. Bd. 41, S. 43 ff. Im Kommentar von Schneider und Fick zum 
Schw. 0. R. ist als Fall der illoyalen Konkurrenz sub Nr. 67 zu Art. 50 
folgender Entscheid angeführt (vergl. Genf, Repert. 1887, p. 600): G, der 
Konkurrent des A, wurde verurteilt, weil er einen Brief des B, worin das 
Geschäft des A getadelt wird, publizierte. Eine Indiskretion läge in dieser 
Handlung des C aber nur dann, wenn B nicht in die Publikation vorgängig 
oder nachträglich seine Einwilligung gab, wenn auch nur stillschweigend, 
oder wenn sein Brief Geheimnisse des Geschäftshauses A enthielt. Die blosse 
Kritik des B an A ist meist nicht des A Geheimnis. Kläger war in dem 
Falle A gegen C; wenn also keine Geheimnisse des A in dem Briefe waren, 
oder B, selbst wenn er die Publikation nicht erlaubte, nur für sich, nicht 
für A protestierte, lag gegen A keine Indiskretion vor. Ob illoyale Kon- 
kurrenz, ist eine Frage für sich. 

ß») Schw. StG.E. Art. 244, 259. Siehe darüber unten S. 97- f., 122. 
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Brief, so trage ich u. A. Bedenken die Tatsachen weiter zu 
verbreiten, um den Verletzten nicht noch mehr zu schädigen. 
Lese ich den Brief aber in der Zeitung abgedruckt, so 
spreche ich ruhig davon, denn nun ist die Sache ja allgemein 
bekannt, die Geheimheit ein für alle Male zerstört. Die Ver- 
öffentlichung von geheimen Tatsachen setzt ferner eine be- 
sonders auf diesen Effekt gerichtete Tätigkeit voraus; Publi- 
kation von Geheimnissen gehört nicht zu den täglichen Ge- 
wohnheiten des Lebens, ein Verbot dieser Publikation behin- 
dert daher die persönliche Freiheit nicht allzusehr. „Im 
Privatleben soll der Einzelne sich gehen lassen dürfen; tritt 
er an die Oeffentlichkeit heraus, soll er sich zusammen- 
nehmen"; dann kann man ihm wohl zumuten, zu überlegen, 
ob er Geheimnisse Dritter verletzt, zumuten, die Einwilligung 
dieser Personen erst einzuholen. Dass die Presse durch solche 
Publikationsverbote nicht allzusehr beschränkt wird, davon 
war schon oben die Rede.**) 

Individuell unbestimmt ist der zugelassene Personenkreis 
dann, wenn die Wahrnehmung jedem Dritten offen steht, 
ohne dass auf seine individuelle Existenz abgestellt würde, 
also auch, wenn das indiskrete Buch nur in wenigen nume- 
rierten Exemplaren vom Verfasser selber verkauft wird, so- 
bald es dabei nur für jeden Ersten-Besten erhältlich ist; da- 
gegen liegt keine unerlaubte Publikation vor, wenn die Briefe 
vor wirklich geladener Versammlung vorgelesen werden, 
während sie widerrechtlich ist und bleibt, wenn die allge- 
meine Zugänglichkeit nur im Raummangel ihre Schranke 
findet, selbst wenn sie auf eine gewisse Personenklasse, z. B. 
die Parteigenossen, beschränkt wird. 

Die wichtigste Form der widerrechtlichen Veröffentlichung 
fremder geheimer Papiere ist diejenige der Publikation durch 
die Presse, in Büchern, Zeitungen, Zeitschriften, Flugblättern, 
soweit solche der Allgemeinheit zugänglich sind (also nicht, 
wenn in Büchern, die „als Manuskript gedruckt" nur im 
Freundeskreis verbreitet werden). Ferner aber auch durch 



«*) Siehe oben S. 7. 
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öfientliche Ausstellung, z. B. von Bestellungs- und Anerken- 
nungsschreiben in Schaufenstern, von Briefkouverts in Schau- 
kästen von Briefmarkenhändlern, von Briefen berühmter 
Leute in den Vitrinen geschichtlicher Museen, durch öffent- 
liches Ausleihen in Bibliotheken, durch öffentlichen Handel 
mit Briefen für Autographensammler, ®^) durch Vorlesen und 
Vorzeigen in öffentlichen, z. B. Parteiversammlungen, Parla- 
menten, ®®) Hörsälen. Der wichtigste Fall ist wohl die Ueber- 
schreitung des (noch zu erwähnenden) Geheimnisverletzungs- 
rechts der Parteien in öffentlicher Gerichtssitzung, ein Fall, 
in welchem die französische Jurisprudenz durch besonders 
feines Taktgefühl vorbildlich ist. ^^) 

Es wird hauptsächlich nur von der unbefugten Brief- 
publikation gesprochen. Das ist wohl einer der wichtigsten 
Fälle. Man denke nur an die immer mehr um sich greifende 
Unsitte, Briefe berühmter Leute zu publizieren, sodann an die 
skandalösen Verwertungen von Privatbriefen in Parteiblättern. 
Allein, wenn wir die Briefe gegen Publikation schützen, wes- 
halb denn nicht auch andere Schriftstücke?®®) Wieviele 
Manuskripte persönlichen, wissenschaftlichen, belletristischen 
Inhaltes werden abgefasst, die der Verfasser nicht für die 
Oeffentlichkeit bestimmt, selbst wo sie urheberrechtliche 
Qualität besitzen.®^) Der Dozent hat seine Vorlesungen viel- 
leicht nur für seinen Hörerkreis bestimmt, '^^) der Schriftsteller 
schreibt für seine Freunde eine besonders boshafte Satire, 



ß^) Vergl. Kohl er, R. an Briefen, S. 19f./108f. 

®^) Der Fall gehört eigentlich unten in das vierte Kapitel. Soll sich die 
parlamentarische Immunität auch hierauf beziehen ? ü. E. nicht. Nur die 
Kritik soll den Abgeordneten freigegeben sein. Sie dürfen nicht fremde 
Privatbriefe gegen den Willen der Berechtigten im Rate verlesen. 

*') Eine Menge Entscheide zitiert bei Kohl er, R. a. Br. — Wieland, 
a.a.O., Nr. 5, nimmt zu Unrecht an, dass man dieser Indiskretion macht- 
los gegenüber stehe. 

") Siehe Kohler. R. a. Br., § 2, Mitteis, a. a. 0., S. 49; Geheim- 
sphäre, S. 169, 171. 

^^) Siehe darüber noch unten S. 74 f. 

'®) Man erinnert sich des Falles des Berliner Universitätsprofensors 
Schmoller. 
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'») Vergl. das Urteil des Genfer Gerichts vom 20. V. 1903 i. S. 
Alpina c. Vogt-Zoellner. 

'*) Aus diesen Gründen können wir weder Mitteis (a. a. 0., S. 49f., 
54, 63) noch Wieland (a. a. 0., Nr. 1, Sp. 4; Nr. 4, Sp. 2) folgen; siehe 
auch oben Anmerkung Nr. 52. Wieland verkennt, dass der deutsche 
Entwurf von 1899 nur die Veföffentlichung verbietet, also keine 
„strenge" Geheimhaltungspflicht statuiert! Vergl. auch Kohler, Urheber- 
recht, S. 446 f., 448. 
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einen besondern frivolen Roman, der Dilettant, dessen Ge- ^ 

dichte im Schosse der Familie Beifall finden, scheut vielleicht 
mit Recht die Oeffentlichkeit. Meine Tagebücher, meine 
Memoiren, Notizen, Entwürfe, Zeichnungen, Amateurphoto- 
graphien darf keui Unbefugter gegen meinen oder eventuell 
anderer Geheimnisberechtigter Willen veröffentlichen, eben- 
sowenig meinjB Geschäftsbücher, Rechnungen, Wäschezeddel, 
mein Testament und seine Entwürfe, alle möglichen Doku- 
mente und Vertragsurkunden etc. Wo die Mittglie(J.erliste 
eines Vereins geheim ist, steht jedem Mitgliede, wie auch dem 
Vereine selbst das Recht zu, die unbefugte Publikation der 
Liste civilistisch zu verfolgen. ''^J 

Einige wollen nur die wörtliche Publikation für uner- 
laubt betrachten, wobei z. T. eine etwas gewagte Parallele 
zum sog. „Recht am eigenen Bilde" mitspielt. Es ist ja 
richtig, dass die „Eigenart des Verfassers" sich am klarsten 
aus dem Wortlaut des Briefes ergibt. Le style c'est l'homme. 
Aber das ist nicht das einzige, oft, ja meist gar nicht das 
wesentliche, was geheim bleiben soll; sondern letzteres sind 
fast stets die Ideen und Empfindungen des Schreibenden, 
noch häufiger fast aber blosse Tatsachen, die sich direkt oder 
indirekt aus dem Schriftstücke ergeben, und diese werden 
auch durch die Publikation in indirekter Rede publik. Daher 
muss diese verboten sein; ja auch die Publikation, in welcher 
der Erzählende die Quelle, aus der er schöpfte, den Brief etc. 
gar nicht nennt. ''^) 

Hier sind wir bereits an der Grenze angelangt, wo sich 
imser Thema dem allgemeinen Geheimnisrecht zu nähern be- 
ginnt. Die Publikation geheimer Tatsachen ist eben über- 
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haupt eine widerrechtliche Handlung, mag man diese Tat- 
sachen aus Briefen entnehmen, aus mündlichen Mitteilungen, 
oder sonstwie, weshalb auch das Norwegische Recht jeder- 
mann verbietet, ohne triftigen Grund von persönlichen oder 
häuslichen Verhältnissen eines Dritten öffentlich Mitteilung zu 
machen, und hierauf sogar Strafe setzt;"'®) und unser StGE. 
verbietet, was auf dasselbe hinauskommt, ^*) in Artikel 102, 
Abs. 2 die Führung des Wahrheitsbeweises in Ehrverletzungs- 
sachei4, sofern er Vorgänge des ehelichen oder Familienlebens 
berührt. Wie weit wir mit diesen Publikationsverboten 
unseres Strafrechts einverstanden sind, darüber siehe unten. 
Jedenfalls beweisen sie eine communis opinio, die in diesen 
Punkten weitherzig ist, und dienen so dem Civilrichter als 
Richtschnur. Erwähnt werden soll nur noch, dass die Publi- 
kation des eigenen Briefes nur bei Annahme eines solchen 
allgemeinen Geheimnis-Publikationsverbotes für unerlaubt be- 
trachtet werden kann. 



3. Widerrechtliche Kopie von Schriften. 

Ausser der Verletzung des Brief- und Schriftengeheimnisses 
durch widerrechtliche Kenntnisnahme und durch widerrecht- 
liche Kentnisgabe ist noch eine dritte Form der Indiskretion 
hervorzuheben, die widerrechtliche Kopie geheimer 
Schriften. Es ist nicht dasselbe, ob ich einen fremden 
Brief nur widerrechtlich erbreche und lese, oder ob ich 
ausserdem noch eine Kopie von ihm herstelle, oder ihn 
photographier e. „Einsehen und Abschreiben ist zweier- 
lei.^^) Die blosse Einsichtnahme kann schon gefährlich sein; 



") Vergl. V. Liszt, Strafgesetzgebung I, S. 236. 

'*) Vergl. Hertel, Wahrheitsbeweis bei Injurien. Dissertation, Breslau, 
1902: S.82ff., S. 91f. Köhler, Goltd. Arch. XLVII, S. 119—154, Einf. i. 
d. RWissensch., 2. Aufl.. S. 174; Geheimsphäre, S. 132 ff; Verhandlungen 
der Experten-Kommission von 1896, II., S. 87. 

'°) Cohn, bürgerl. R. in Sprüchen zu B. G. B. 810. Vergl. auch das 
Wort des Abbö Galiani: „De la lecture ä la copie il n'y a qu'un pas," 
Lettres I, pag. 164, 6d. Calmann Levy. 
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die Ehre des letztern leiden und sie noch in höherm Masse 
verletzt werde, wenn jener dritte, was mit Sicherheit vor- 
auszusetzen war, den Inhalt der Blätter noch andern Leuten 
mitteilen oder gar durch den Druck veröffentlichen würde." 

Ebenso betrachtete das Handelsgericht Zürich das Ko- 
pieren von Kundenlisten für widerrechtlich, allerdings mit 
Rücksicht auf das Geschäftsgeheimnis im Besondern.") Wider- 
rechtlich ist nicht nur die Kopie desjenigen Schriftstückes, 
das man unbefugterweise einsieht, sondern auch dann, wenn 
der Brief einem vom Berechtigten gesandt oder gezeigt wurde, 
oder wenn man ihn versehentlich öffnete und vielleicht nach 
Photographierung sogleich an den richtigen Adressaten sandte, '^^) 
oder wenn man ein spezielles Einsichtsrecht besass. Aber 
freilich kann aus dem gleichen Grunde wie letzteres auch ein 
Kopie-, oder, wie man auch sagt, Fixationsrecht gegeben 
sein, ^®) kann es dem Geheimnisberechtigten gleichgültig sein, 
wenn der Adressat des Briefes diesen mit der Maschine ver- 
vielfältigt. Selbstverständlich ist nur die Nachbildung ge- 
heimer Schriften unerlaubt. Es kann dies durch Abschreiben, 
Abschreibenlassen, Presskopie etc. erfolgen. Auch das ist 
nicht gestattet, dass der Kopist, z. B. der Angestellte des 
Rechtsanwalts, für sich Privatkopien anfertigt, bei der Schreib- 
maschine ausser den verlangten Exemplaren heimlich noch 
einen oder mehrere Durchschläge für sich herstellt. Je ge- 
nauer Original und Kopie übereinstimmen, um so gefährlicher 
ist letztere; sie kommt .dem Original fast gleich, wenn sie 
öffentlich beglaubigt ist. 

Daher bieten auch die technischen Reproduktionsarten, 
Photographie und dergleichen, die grösste Gefahr, schon 
deswegen, weil sie die wahrheitsgetreue Abbildung verbürgen, 
und es muss daher namentlich auch das unbefugte Photo- 



") H.E.III. S. 305 ff. Vergl. auch RGE. XXX, S. 62 f., Bayr. StGB, 
von 1813, Art. 396. 

'®) Kohl er, R. an Briefen, Anm. 49 a. 

'®) Dies wird in H. E. XII. S. 304 prinzipiell vermutet ; Einsichtsrecht 
gibt aber nicht stets Abschriftrecht. 
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graphieren von geheimen Papieren verboten sein. Hier be- 
rührt sich unsere Materie mit dem Recht am eigenen Bilde, 
das man bisanhin leider vielzusehr nur auf das Bild des 
Menschen selber beschränkt hat.®®) 

Die Fälle der widerrechtlichen Kopie — dies Wort im 
weitesten Sinne genommen — bewirken an sich noch keine 
vollendete, selbständige Verletzung der Geheimnisse. Sie be- 
drohen die letztern bloss, sie gefährden sie und begründen 
daher an sich noch keine Schadenersatzklage, unter Umständen 
aber selbständige Schutzmittel zur Abwehr dieser drohenden 
Gefahr.«^) 



4. Die Geheimnisberechtigten. 

Nun könnte man sagen, es sei ja einfach, die genannten 
Indiskretionen, das unbefugte Lesen, Kopieren, Publizieren 
von Briefen zu vermeiden, sofern man sich nur der Einwilli- 
gung der Berechtigten versichere. Aber wer sind die an 
Brief und Schrift Geheimnisberechtigten? Die Sache 
ist komplizierter, als man glaubt. Meist wird es der Eigen- 
tümer des Schriftstücks, des Briefes, des Tagebuchs, des Ge- 
schäftsjournals, der Rechnung sein. Aber durchaus nicht 
immer, und jedenfalls nicht als solcher. ^^) Noch weniger ist 
es jeder Besitzer und Detentor der Schrift: der Bote, der 
den Brief bringt, oder die Post, der Finder des Aktenstückes, 
der Depositar meiner Papiere ; wenigstens sind diese Personen 
nicht allein geheimnisberechtigt, und nicht in erster Linie, 
wie ja auch das Recht des Hauseigentümers und des Mieters 
nicht mit dem „Hausrechte" zusammenzufallen braucht. Wir 
müssen vielmehr auf den oben aufgestellten Begriff des Ge- 



^^) Hierüber Geheim Sphäre, S. 49-53. Einen Fall des Rechts am 
eig. Bilde siehe in H. E. XVII, S. 193 f.; siehe auch R. 0. 1906, Nr. 117; 
Bl. Rspr. VI. Nr. 48. 

®*) Gerade zu solchen Zwecken ist die Negatoria des Art. 28 CGE. ge- 
geben; vergl. das Referat Hubers im amtl. stenogr. Bulletin der B.Ver- 
sammlung, Juni 1905, S. 462, Spalte 2 u. flg. 

®^) Ebensowenig stets und allein der eventuelle Urheberrechtsinhaber. 
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Jieimnisses zurückgehen, und wollen an der Hand desselben 
untersuchen, wer gegenüber dem Briefgeheimnisverletzer (sei 
es der Eindringling, der Verbreiter, der Nachbildner) ein- 
willigungs- und verfolgungsberechtigt ist. 

Ein Brief- oder Schriftengeheimnis liegt dann vor, wenn 
ein Schriftstück von einer Person oder für dieselbe geheim ®^) 
disponiert ist oder Tatsachen enthält, welche, ohne allgemein 
bekannt zu sein, von einer Person oder für dieselbe geheim ^^) 
disponiert sind. 

Gegen den Eindringling Geheinmisberechtigter ^*) ist 
somit zunächst derjenige, der das Schriftstück in einer Weise 
disponiert hat, dass es der allgemeinen Wahrnehmbarkeit ent- 
zogen ist. Auch der angefangene Brief, den ich offen auf 
meinem Schreibpult, oder auf dem Schreibpult im 
Schalterraum des Postgebäudes liegen lasse, ist in diesem 
Sinne geheim, denn wie wir zeigten, ist auch das Lesen 
offener Schriften unzulässig. Hier ist klar, dass ich der Be- 
rechtigte bin. Ich bin es aber auch bezüglich der offenen Post- 
karte, die ich der Post übergebe oder einem Boten, der sie 
zur Post tragen soll, denn die Post oder der Bote entziehen 
die Schrift für mich oder doch auch für mich der allgemeinen 
Wahrnehmbarkeit. Besonders klar ist dies in Fällen, wo, 
wie die Post, so auch der Bote, oder sonst jemand, der meine 
Schriftstücke geheim hält (B), mir zu dieser Geheimhaltung 
verpflichtet ist. Aber auch, wo dies nicht der Fall ist, 
kann ich Geheimnisberechtigter bleiben, also auch, wenn ich, 
A, an B schreibe und ihn ersuche, den Brief geheim zu halten 
und B, ohne aus einem besondern Grund zur Geheimhaltung 
verpflichtet zu sein, den Brief geheim hält. Daran ändert 



®^) Es handelt sich hier nur darum, den für diesen Punkt unseres 
Themas notwendigen Auszug aus der Definition zu gehen. Der Begriff 
der Geheimheit wird hier als bekannt vorausgesetzt; es liegt also keine 
petitio principii vor. 

^) Natürlich können, wo gleichzeitig der Hausfrieden, das Eigentum, 
der Besitz gestört werden, noch andere Personen konkurrieren. Soweit dabei 
Kslviliter geklagt wird, liegt wohl ein Fall der subjektiven Klagenhäufung 
vor im Sinne von § 243 Zürch. Rpfl. G. 
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nichts, wenn B den Brief sclion dem und jenem gezeigt haben 
sollte; denn damit ist ja die Geheimheit gegenüber dem Ein- 
dringling C noch nicht zu Ende gegangen. Wohl bemerkt, 
hindert an meiner Geheimnisberechtigung in diesem Falle 
auch der Umstand nichts, dass B den Brief auch für sich 
geheim hält, oder bei der Geheimhaltung überhaupt nur an 
sich denkt. Der Dritte kann für mich als Mandatar geheim 
halten oder als blosser negotiorum gestor, wobei natürlich 
kein weiteres Rechtsverhältnis zwischen mir und B vorzuliegen 
braucht, sondern es genügt, dass B überhaupt eine für mich 
wirkende, stellvertretende Geheimhaltungsdisposition trifft. 
Natürlich kann auch B selber neben mir geheimnisberech- 
tigt werden, so der Anwalt neben dem Klienten, dessen 
Papiere er der allgemeinen Wahrnehmbarkeit entzieht, so 
jeder Briefempfänger,^^) auch wer einen Empfehlungsbrief 
bei sich trägt. Es ist immer quaestio facti, ob B einen 
selbständigen Gebeimhaltungswillen hat. Daher kann C, der 
mir einen Brief entwendet hat, gegen D, der ihn bei G gegen 
meinen und des C Willen liest, neben mir selber geheimnis- 
berechtigt sein ; ^^) anderseits werden meine Bureau- und 
sonstigen Angestellten, die sich mit meinen Papieren zu be- 
schäftigen haben, aus dieser Tätigkeit kein Geheimnisrecht 
erwerben, noch weniger derjenige, dem ich einen Brief diktiere, 
den ich die Reinschrift, die Adressierung besorgen lasse, oder 
die Spedition., Gänzlich irrelevant ist es, ob dabei ich der Post 
gegenüber als Absender genannt bin, oder ein Dritter, z. B. der 
Hotel Wirt, oder eine vorgeschobene Person, die den Brief spediert. 
Auch wenn ein Dritter in meinem Auftrage ®^) Briefe schreibt, 
kann ich, allein oder neben ihm. Geheimnisberechtigter sein. 



**) Auch wenn der Briefempfänger B den Brief wieder weiter schickt 
und verschenkt, sofern er hiebei nur nicht ausschliesslich für den Absender 
handelt; denn es lag faktisch in seiner, des B Hand, dass er den Brief 
nicht publizierte. Dass B nicht mehr Eigentümer des Briefes ist, ändert 
an seiner Geheimnisberechtigung nichts. 

»ö) Siehe Kohler, Patentrecht, S. 249. 

*') Z. B. der Rechtsagent etc. Auch wenn mein Name im Briefe des 
Dritten gar nicht figuriert! 
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Praktisch und namentlich für das Strafrecht wichtig ist 
diejenige Geheinaposition des Schriftstücks, die in einer 
Ver Schliessung desselben besteht. Dabei muss man sich 
stets klar sein, dass nicht etwa nur der Verschliessende, oder 
der, für den er verschluss, geheimnisberechtigt ist. Das 
können noch eine Menge anderer Personen sein. Soweit aber 
der Verschluss eine eigene Berechtigung schafft, oder er nur 
als solcher in Betracht kommt, nicht wegen des Inhalts, ist 
nur der Verschliessende und der, für den er verschloss, be- 
rechtigt. In den Kantonen, in denen nur die Verletzung des 
Brief Verschlussgeheimnisses bestraft wird, sind also nur 
die genannten Personen legitimiert in die Eröffnung einzu- 
willigen, sind nur sie strafantragsberechtigt. Jedoch können 
die übrigen Geheimnisberechtigten den Eindringling ziviliter 
belangen. Das Strafrecht hat meist einen speziellen Brief- 
verschlussbegriff; daher betrachtet es nur diejenigen, die den 
spezifischen Verschluss angelegt haben, und die für welche 
er hergestellt wurde, als Berechtigte.®^) 

Verschlussberechtigter ist zunächst der, der den Verschluss 
selber herstellte, selbst wenn er ihn widerrechtlich herstellte, 
wenn er gestohlene Papiere in seinem Pult verschliesst, oder 

versiegelt an einen Dritten schickt. Sodann derjenige, für 

I 

den ein Verschluss hergestellt wird, also die Aktiengesellschaft 
für welche Direktoren, Buchhalter, Korrespondenten, Briefe, 
Bücher etc. verschliessen, der Klient, für den der Rechtsan- 
walt Korrespondenzen, Akten, seine Kopierbücher etc. ver- 
schliesst, ®®) der Freund, die Geliebte, deren Briefe und Brief- 
chen man ja nicht nur im eigenen Interesse verschliesst, jeder 
für den man so als negotiorum gestor oder Beauftragter handelt, 
was oft beidseitig stillschweigend, beinahe unbewusst geschieht. 
Keine Berechtigung am Verschluss gibt das dingliche Recht 
an der Schrift; der Depositar verschlossener Schriften ist nur 
geheimhaltungspflichtig, nicht verschluss- oder sonst geheim- 



««) Siehe anten im Strafrecht, S. 92 f. 

^®) Siehe den bei Fischer, a. a. 0. genannten Fall. 
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nisberechtigt. ^^) Ob der, welcher für mich verschliesst, neben 
mir verschlussberechtigt wird, ist von Fall zu Fall zu ent- 
scheiden. Natürlich kann ein Dritter seinen Verschluss auch 
zunächst nur für sich selber bestimmen, in der Meinung, dass 
dieser nur unter gewissen Bedingungen oder von einem ge- 
wissen Momente an auch (oder ausschliesslich) für mich 
wirke, *^) ja gerade dieser Fall kommt am häufigsten vor, er 
ist der typische Fall der täglichen Korrespondenz. Ange- 
nommen, A verschliesst einen von ihm geschriebenen oder 
sonstigen Brief, gibt ihn zur Post oder seinem Diener und 
sendet ihn an B, damit dieser ihn öffne und lese. Dann ver- 
schliesst A zunächst für sich, ist also Verschlussberechtigter, 
und wer den Brief ohne Willen des A eröffnet und liest, hat 
die Civilverfolgung, wie den Strafantrag des A*^) zu fürchten. 
B wird im allgemeinen erst verschlussberechtigt ^^) werden, 
wenn A die rechtliche und faktische Möglichkeit verliert, den 
Brief dem B vorzuenthalten.^*) Wo diese Möglichkeit auf- 
hört, muss A mit dem Eröffnungsrechte des B rechnen, und 
von diesem Momente gilt der Verschluss für B. Als sein 
negotiorum gestor habe ich den Verschluss für ihn hergestellt. 
B kann den Verschluss nun öffnen oder nicht: jedenfalls ist 
es sein, des B Verschluss, er kann jeden Eröffner, seine 



^) Die Tatsache, dass er für mich Briefe geheim hält, kann freilich 
auch des Depositars eigenes Geheimnis sein. Das gehört aber nicht mehr 
znm Briefgeheimnis. 

*') Das gilt überhaupt von der Geheimdisposition im allgemeinen. 

®*) Ausser der Civilverfolgung der übrigen Geheimnisberechtigten. 

^') B kann aber sonstwie bereits geheimnisberechtigt sein, sei es, dass 
der Brief des A überhaupt seine, des B Geheimnisse enthält (siehe darüber 
unten), sei es, dass B den betr. Brief, abgesehen vom Verschlusse des A, 
geheim disponiert hat, er hatte das Schriftstück vielleicht schon vorher dem A 
zur Einsicht gesandt. 

^*) Da man Briefe, die im Postverkehr sind, bis zur Uebergabe an den 
Adressaten telegraphisch zurückhalten kann, und auch das Mandat jederzeit 
widerruflich ist, wird das EröflPnungsrecht des B und daher sein Recht am 
Verschluss, in der Regel erst mit der Besitzergreifung (direkt, durch Ange- 
stellten oder Biiefkasten) beginnen; wenn B den Brief durch seinen 
Diener bei A holen lässt, so schon im Moment der Uebergabe seitens A 
an diesen. 
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Angestellten, Angehörigen, Freunde, als seine Stellvertreter 
in der Eröffnung betrachten, so dass für A die Sache so liegt, 
als habe nach Eintritt des Eröffnungsrechtes des B kein Ver- 
schluss mehr bestanden. Rechtlich betrachtet fällt mein Ver- 
schluss, sobald das Eröffnungsrecht des B beginnt, mag B es 
ausüben oder nicht. Allerdings gibt das Eröffnungsrecht dem 
B nicht als solches das Recht am Verschluss; denn nicht 
jeder Eröffnungsberechtigte wird geheimnisberechtigt ; ®^) wohl 
aber als Kriterium des Beginns des Eröffnungsrechtes 
des B. 

Natürlich kann sich ergeben, dass A von Anfang an für 
den B, oder auch für den B verschloss, so wenn A als 
Rechtsanwalt dem B geheimhaltungspflichtig ist; und umge- 
kehrt kann unter Umständen B den nun für ihn bestehenden 
Verschluss auch für A wahren wollen, z. B. wenn B der ge- 
heimhaltungspflichtige Rechtsanwaft ist. 

Soweit die Fälle, die unter die erste Hälfte der oben^^) 
angeführten Definition fallen. Allein nicht nur derjenige, der 
ein Schriftstück verschloss, oder für den der von einem 
Andern hergestellte Verschluss gilt, oder durch oder für 
welchen eiiie sonstige Geheimlage des Papiers bewirkt worden 
ist, kann als Geheimnisberechtigter gelten. Wir können der 
häufig aufgestellten Meinung nicht beipflichten, dass nur diese 
Personen, ja dass selbst nur der Absender und der Adressat ^^) 
bei Briefen, und im übrigen überhaupt nur der Eigentümer 
geheimnisberechtigt sein soll. Wenn A dem B schreibt, 
welche Ehrverletzungen X über Y ausgestossen habe, soll 
da der Briefeindringling C nicht auch von X, wenigstens 
civilistisch, verfolgt werden können? Soll hier der Rechtsschutz 
versagen? Wir glauben das nicht. Wessen Geheimnisse in 
den betreffenden Schriften sind, wird geheimnisberechtigt, 
mag er von der Existenz dieser Schriften vielleicht auch 
gar keine Ahnung haben. Es sind Verkörperungen seiner 



»^) Siehe Kohler, Recht an Briefen, S. 50— 139. ««) S. 42. 

»') So Mitteis a.a.O., Binding, Handbuch I, 625 f., Wieland,. 
a. a. 0., Nr. 4, selbst Kohler, Recht an Brieten S. 37/126, lässt im Zweifel; 
auch in seinem Urheberrecht spricht er sich nicht klar aus (S. 444). 
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Mitteilung, wenn der Brief entweder auch seine Geheimnisse 
enthält, oder wenn der Publizierende seine Kenntnis gerade 
aus dem bei ihm, ß, geheim liegenden Briefe schöpfte. 
Liegen diese Umstände nicht vor, so kann B dem Brief- 
schreiber A natürlich nicht verbieten, eine zurückbehaltene 
Kopie des Briefes zu publizieren. 

Dieselben Grundsätze haben auch bei der widerrechtlichen 
Kopie von Briefen zu gelten. 

Der Geheimnisberechtigte braucht keine physische, er 
kann auch eine juristische Person^^^) sein, eine A.-G. 
u. 8. w., oder auch, wie noch zu besprechen, der Staat. Wie 
gezeigt wurde, können der Geheimnisberechtigten zugleich 
mehrere sein;^^^) dann wird erst die Einwilligung sämt- 
licher den Täter entlasten, die blosse Einwilligung eines ein- 
zelnen ist irrelevant. Melior est conditio prohibentis. Ander- 
seils ist jeder für sich allein berechtigt, gegen den Täter vor- 
zugehen, was freilich zu Unzuträglichkeiten führen kann. 
Denn bei der OefEentlichkeit unserer Gerichtssitzungen zöge 
der eine oder andere der Berechtigten es vielleicht vor, 
dass die Sache unverfolgt bliebe und nicht noch mehr an die 
Oeffentlichkeit gezerrt würde. * 

5. Der Schaden und tort moral. 

Die erwähnten Verletzungen des Brief- und Schriftenge- 
heimnisses führen nun bloss dann zu einer Civilvei-urteilung 
des Täters, wenn durch sie entweder ein Vermögensschaden 
•oder „ernstlicher" ^®^), erheblicher tort moral verursacht 
worden ist. 

Ein Vermögensschaden kann sehr leicht eintreten, 
in erster Linie, wo die betreibenden Papiere Geschäfts- und 
Fabrikationsgeheimnisse enthielten. In diesem Falle ist der 



i<>») Siehe Geheimsphäre S. 19. 

*°2) üeber die Komplikationen beim Tode eines Geheimnisberechtigten 
•siehe unten im Erbrecht. 

^*^3) 0. R. Art. 55. CGE. Art. 28, resp. 1063 Abs. 2 sagt : „Wo die 
Art der Verletzung es rechtfertigt." 
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bleiben Wollenden, der Schenkungen und Legate machte, sie 
stört die Freude am Alleinbesitz eines Geheimnisses. Für 
alle solche Fälle wird der Richter wohl auf eine grössere 
oder kleinere Entschädigung erkennen dürfen. 



6. Die Tatseite des Civildelilds. 

I. Vorsatz und Fahrlässigkeit. Das widerrecht- 
liehe Lesen von geheimen Schriften, sowie deren Mitteilung 
und Nachbildung, kann, wie jede widerrechtliche Handlung 
sowohl vorsätzlich als fahrlässig geschehen. Eine andere, und 
zwar auch im Civilrecht wichtige Frage, ist die, ob das Recht 
auch die fahrlässige Indiskretion als unerlaubte Handlung, 
also im Sinne von Art. 50 und 55 OR., betrachte. Die Frage 
kann weder glatt bejaht noch direkt verneint werden. 

Nach OR. 50 und 55 sind die oben genannten Briefindis- 
kretionen, jedenfalls — d.h. soweit sie überhaupt widerrechtlich 
sind — dann als unerlaubte Handlung zu betrachten, wenn sie 
vorsätzlich erfolgt sind, d. h. in Voraussicht des durch die 
Willensbetätigung bewirkten oder nicht gehinderten Erfolges. 
Der Erfolg besteht einfach in der Kenntnisnahme oder in der 
Kenntnisgabe der geheimen Tatsache, der Vorsatz muss sich 
also lediglich hierauf beziehen. Es ist nicht erforderlich, dass 
man wusste, dass dadurch dem Berechtigten ein besonderer 
Vermögensschaden oder ein starkes Unlustgefühl erregt werde. 
Auf Detailfragen kann hier nicht eingetreten werden : wie ist 
es, wenn der Täter glaubte, im Allgemeinen, oder im spe- 
ziellen Fall ein Recht zum Eindringen, Ausschwatzen, Vor- 
zeigen, Publizieren zu haben 1 ^^^) Jedenfalls entlastet ihn 
der Umstand nicht, dass er glaubte, gar kein Geheimnis zu 
verletzen, sofern er nur keinen besondern Grund hatte, den 
Brief zu öffnen und zu lesen, oder dass er glaubte, die Ein- 
willigung sämtlicher Geheimnisberechtigten eingeholt zu haben, 
während dies nicht der Fall war, wenigstens, sofern diese 
Irrtümer keine leichtsinnigen waren. 



'^^) Siehe Kohl er, Recht an Briefen, S. 34/123. 
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Auch eine fahrlässige Indiskretion kann unter Um- 
ständen nach Art. 50 und 55 OR. haftbar machen, ja selbst 
nach Art. 1058 und 1063, Abs. 2 und Art. 28 CGE. Denn 
u. E. sind die Indiskretionen zu den widerrechtlichen 
Handlungen zu zählen, nicht bloss zu den gegen die guten 
Sitten verstossenden, welche laut Art. 1058 Abs. 2 nur dann 
zum Ersätze verpflichten, wenn sie „absichtlich" verfolgt 
sind. ^®^) Wir glauben aber nicht, dass alle fahrlässigen 
Briefindiskretionen als unerlaubte Handlungen betrachtet 
werden dürfen. Man denke an den Fall, dass Jemand (A) 
einen Brief, der an einen andern adressiert, jedoch ihm (A) 
qua Adressaten übergeben worden ist, ohne die Adresse zu 
lesen, öffnet und vom Inhalt Kenntnis nimmt. A mag im 
Weitem nun zum Schweigen verpflichtet sein ; ^^') eine schuld- 
haft-widerrechtliche, zu Schadenersatz verpflichtende Handlung 
hat er nicht verübt. Dagegen wohl derjenige, dem ich einen 
Reisebrief eines Freundes mit des letztern Erlaubnis, oder 
ein eigenes Manuskript übergebe und gestatte, von demselben 
die blaugezeichneten Stellen zu publizieren, und der nun das 
Blatt in die Presse gibt und vergisst, dem Setzer etc. die 
nötigen Weisungen zu erteilen. Wie aber ist der Anwalt 
rechtlich zu beurteilen, der versehentlich ein geheimes, seinem 
Klienten schädliches Schriftstück in die Gerichtsakten gelangen 
lässt ? 

Selbstverständlich kann aber in allen Fällen solcher 
Indiskretionen, auch wo überhaupt keine Schuld vorliegt — 
der Briefempfänger las zum Beispiel einen Brief, der irrtüm- 
licherweise an ihn adressiert war, ein Kind verübt die Indis- 
kretion, ein Geisteskranker entwendet mir geheime Schriften 
und will sie publizieren, oder dem Strassenpublikum vor- 
lesen — , ein richterliches oder polizeiliches Verbot erlassen 
worden, auf Feststellung geklagt werden, dass der Betreffende 









*°®) Es ist uns überhaupt nicht klar, wo die Grenze zwischen den wider- 
rechtlichen und den gegen die guten Sitten verstossenden Handlungen liegen 
soll. Letztere sind unter dem geltenden 0. R. stets zu den widerrechtlichen 
gezählt worden, sofern sie überhaupt rechtliche Relevanz besitzen. 

1") Siehe Kohler, Recht an Briefen, S. 39/128. 
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geheimhaltungspflichtig sei, und ähnlich, wie dies noch zu er- 
örtern ist. 

IL Täterschaft. Da Anstifter, Urheber und Gehilfe 
civilistisch dem Verletzten solidarisch haften, wird die Frage 
nach der Beteiligung des Einzelnen an der Tat nur im Straf- 
recht praktisch. Wir möchten hier aber doch einen Punkt 
berühren: wo sowohl das Lesen wie das Lesenlassen eines 
Briefes ein Civildelikt bildet — der Angestellte eines Bankiers 
lässt einen Dritten eine allein für den Bankier bestimmte 
Kursdepesche lesen, — li^en, genau genommen, zwei ge- 
trennte Delikte vor: Mitteilung des Briefes und Eindringen 
in denselben. Ist das Lesenlassen, was dem Vorlesen gleich- 
kommt, nicht verboten, so ist demnach derjenige, der das 
Lesen gewährt, nicht civilistisch haftbar, sondern nur der 
Eindringende. Es liegt nicht Mittäterschaft vor.^^®) 

7. Preisgabe seitens der Berechtigten. 

Natürlich ist es den Berechtigten vollständig überlassen, 
wen sie in ihre, in Briefen und andern Schriften verkörperten 
Geheimnisse einweihen wollen, und ob sie diese Geheimnisse 
vielleicht überhaupt völlig preisgeben, d. h. der allgemeinen 
Wahrnehmbarkeit zugänglich zu machen wünschen. 

Solange nur Einzelne in das Geheimnis einbezogen werden, 
geht es nicht zu Grunde. ^^^) Da das Geheimnis als subjek- 
tives Privatrecht vollständig der Verfügung der Berechtigten 
unterstellt ist, wird derjenige, dem sie die Einwilligung zur 
Einsicht geben, wahrnehmungsberechtigt, und, gibt man ihm 
eine verschlossene Schrift zum Lesen, selbst eröffnungsberech- 
tigt. Nur müssen sämtliche Geheimnisberechtigte ihre 
Einwilligung gegeben haben. Die Einwilligung kann auch 
stillschweigend erfolgen, auch durch einen Stellvertreter; 
häufig geschieht sie auch durch einen negotiorum gestor. Ich 



*°®) Siehe auch im Register suh „Teilnehmer". 

**•) Siehe Kohler, Forschungen aus dem Patentrecht, S. 75; Geheim- 
sphäre S. 188 f. 
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Wie nicht jeder Eröffnungsberechtigter Geheimnisberech- 
tigter ist,"^) so ist der Letztere auch nicht stets Eröffnungsbe- 
rechtigter. Darf der Briefabsender am folgenden Tage zum 
Empfänger gehen, den vielleicht noch uneröffneten Brief öffnen, 
durchsehen und vielleicht abändern? sollte dies im geschäft- 
lichen Verkehr, oder im Verkehr unter Rechtsanwälten an- 
gängig sein? Auch der dinglich Berechtigte ist nicht stets 
eröffnungsberechtigt, so nicht der Depositar bezüglich der bei 
ihm hinterlegten Papiere, der Patient nicht bezüglich des ver- 
schlossenen Briefes, den ihm der eine Arzt für einen 
andern Arzt mitgegeben hat. Der Patient darf den Brief 
vielleicht vernichten, aber nicht lesen. So darf das Preisge- 
richt das den Namen des Verfassers der Preisarbeit enthaltende 
Couvert erst dann öffnen, wenn der Preis erteilt ist; ist er 
nicht erteilt worden, so hat das Couvert geschlossen zu bleiben, 
und kann der Verfasser sonst auf eine anonyme Art sein 
untaugliches Opus zurückziehen. Auch der Finder hat kein 
Eröffnungsrecht am gefundenen Brief. 

Wo freilich der Berechtigte in die Publikation einwilligt, 
da verzichtet er auf die Geheimheit der Tatsache. Das ist 
auch der Fall, wenn der Einsichtsberechtigte ein Interviewer 
ist, dessen Zweck es ist, die Interna des Berechtigten an die 
Oeffentlichkeit zu zerren. Weiss das der Letztere, erteUt er 
dem Mann aber dennoch die Erlaubnis seine Papiere durch- 
zusehen, so kann er sich über die folgende Publikation nicht 
beschweren. 

Das Recht am Brief- und Schriftengeheimnis ist als In- 
dividualrecht nur beschränkt verzichtbar.***) Eine feste Grenze 
lässt sich natürlich nicht bestimmen. Doch stimmen wir 
Kohler **^) bei, welcher sagt, ein Verzicht in dem Sinne, dass 
ein Dritter fortan „in unwiderruflicher Weise berechtigt w^äre," 
meine Korrespondenz zu eröffnen, sei ungültig. Ebenso wird 



"^) Vergl. Bl. f. z. Rspr. 1905, Nr. 192. 
11») Siehe oben S. 46. 

113) Siehe auch CGE. Art. 27 Abs. 2, und dazu das Referat Hubers, 
im cit. stenogr. Bulletin, S.462, 1. 

11*) Kohl er, Recht an Briefen, S. 49/138. 
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^in Vertrag, einem Dritten meine Geschäftskorrespondenz ^^*) 
zur Durchsicht zu geben, ihm meine Tagebücher auszuliefern, 
ungültig sein. Am wenigsten kann ich ab^r daran gebunden 
sein, mein Versprechen, meine Schriften öffentlich vorzulesen, 
oder zu publizieren, zu halten, und ebenso kann ich die ge- 
gebene Einwilligung in der Publikation von Briefen, Tage- 
büchern, Memoiren etc. wohl jederzeit widerrufen, wenn auch 
natürlich nur in dem Sinne, dass ich dem Dritten für seine 
Auslagen aufzukommen habe, die ihm bereits durch die Vor- 
bereitung der Publikation erwachsen sind. Die Frage spielt 
besonders im Verlagsrecht eine Rolle. ^^^) 

8. Civilistische Rechte auf Verletzung des Briefgeheimnisses. 

Bis jetzt war nur von den civilrechtlich verbotenen In- 
diskretionen an Brief und Schrift die Rede gewesen, von den 
erlaubten nur, soweit das Recht seinen Schutz prinzipiell über- 
haupt nicht so weit ausdehnt, oder, sofern die Berechtigten 
einwilligen, wo also von Indiskretion natürlich keine Rede 
sein kann. 

Es ist klar, dass das Recht so weitgehende Verbote, wie 
es sie hier aufstellt, nur unter gewissen Modifikationen zu- 
lassen kann. Es muss die Schroffheit des Prinzips der ver- 
hotenen Indiskretion mildern durch Einsichtsrechte, Mit-, 
teilungsrechte, Publikationsrechte, Co pierrechte. 
Deren existiert nun eine ganze Menge, die wir hier nur kurz 
skizzieren können. Die wichtigen Ausnahmen des öffentlichen 
und speziell des Prozessrechts werden unten noch behandelt 
w^erden, ebenso die Kontrollrechte des Vaters und des Vor- 
munds. 

Einmal darf man das Brief- und Schriftengeheimnis eigen- 
mächtig verletzen, um in berechtigter Notwehr einen An- 
griff abzuwehren, oder um einen drohenden Schaden oder 
«ine gegenwärtige Gefahr von sich oder einem andern abzu- 
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^^*) Ausser im Falle der Geschäftsübergabe. 
"8) Siehe unten S. 72. 
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wenden, oder, mangels rechtzeitiger, obrigkeitlicher Hilfe, zum 
Zwecke der Sicherung berechtigter Ansprüche, also in den 
Fällen der Notwehr, des Notstands, der erlaubten Selbsthilfe.^^'') 
Wenn A vernimmt, B habe einen ihn, A, verleumdenden Brief 
an C geschrieben, so darf wohl A sich zur Wohnung des C 
begeben, den Brief aus dem Briefkasten nehmen und beseiti- 
gen, falls er sich überzeugt hat, dass er solche Verleumdungen 
enthält ; enthält er noch weitere Dinge, so hat A dem C hie-^ 
von abschriftlich Kenntnis zu geben. Dieser Fall greift übri- 
gens bereits in das Sachenrecht an Briefen über. Wo ich 
ferner einen drohenden Schaden dadurch abwenden kann, dass 
ich vom Inhalt gewisser Briefe, Geschäftsbücher etc. Kenntnis 
nehme, darf ich letzteres tun, sofern nur dieser Schaden nicht 
anders abwendbar war, die Schriften z. B. auf dem Wege des 
gerichtlichen Editionsverfahrens nicht mehr rechtzeitig hätten 
eingesehen werden können. Und wer glaubt, dass sein Zimmer- 
herr Bomben fabriziere, darf, um sich von der Existenz oder 
Nichtexistenz dieser gegenwärtigen Gefahr zu überzeugen, auch 
die Schriften desselben auf seinem Schreibtisch durchsehen,, 
selbst seine Korrespondenz eröfEnen, aber freilich nur, wenn 
er gute Gründe hat, dies anzunehmen. Die Fälle, wie gerade 
der genannte, können oft sehr zweifelhaft sein, speziell, wenn 
gleichzeitig eine Haus- bezw. Wohnungsrechtsverletzung mit- 
unterläuft. Der CGE. will Notstand überhaupt nur gegenüber 
fremdem Vermögen zulassen; wir schlagen vor, an dessen 
Stelle den Ausdruck ^,fremde Rechtsgüter," oder „fremde 
Rechte" zu setzen. Zu betonen ist, dass eine solche im Not- 
stand erfolgte Schädigung den Verletzenden, ähnlich wie einen 
Exproprianten, verpflichtet, dem Geschädigten den Schaden zu 
ersetzen. Die praktisch wichtigsten Fälle sind wohl die, in 
welchen man, um Vermögens-, familien- oder individualrechtliche 
Ansprüche wahren und eventuell gerichtlich Verfolgen zu 
können, fremde Briefe eröffnen, lesen, kopieren, photogra- 



^") Das 0. R. normiert zwar nur den Fall der Notwehr (Art. 56), doch 
stellte die Praxis ihm den Notstand gleich, und auch die Selbsthilfe wird 
von ihr im obigen Sinne anerkannt. Der CGrE. regelt nun alle drei Fäll& 
in Art. 1065, Absatz 1 — 3. Siehe dazu die Botschaft S. 15 f. 
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phieren^^®) muss, überhaupt von fremden Schriften Einsicht 
oder Kopie nehmen, weil man mit Grund befürchtet, bis 
obrigkeitliche Hilfe komme, z. B. im Editionsverfahren, oder 
im Hauptprozess, seien die betreffenden Schriften beseitigt 
oder verloren gegangen, oder auch die obrigkeitliche Hilfe sei 
machtlos, wenn der Dritte die Schrift verbirgt oder weiter- 
versendet. So dürfen sich Ehegatten gegenseitig die Korre- 
spondenz ^eröffnen, die Privatpapiere in den Schreibtischen 
durchsehen, postlagernde Briefe abholen, wenn sie ernstlichen 
Grund zur Annahme haben, dadurch den Ehebruch des ändern 
beweisen zu können."®) Ob dies Recht so weit geht, die 
Briefe zurückzubehalten, ist freilich zweifelhaft. Die Grenze 
der erlaubten Selbsthilfe ist aber oft schwer festzustellen.. 
Es geht z. B. gewiss nicht an — auch abgesehen von der mo- 
ralischen und u. U. kollegialen Unanständigkeit, die vorläge — 
dass im Anwaltszimmer ein Anwalt die Handakten des Gegen- 
anwaltes nach solchen Beweisstücken durchsucht. Glaubt man, 
dass die Gegenpartei noch verschiedene Dokumente verheim- 
liehe, so versuche man, diese auf dem Rechtswege heraus- 
zuverlangen. 

Auch wenn man glaubt, eine Pflicht zum Eindringen 
zu haben, ist der Fall stets sorgfältig zu prüfen. So ge- 
währt beispielsweise die Pflicht des Finders eines Briefes, 
dessen Eigentümer zu ermitteln, ^*^) nicht das Recht, den Brief 
zu lesen. Der richtige Weg ist in diesem Falle allein die 
Ablieferung an die Polizei. ^^^) 

Auch die einfache Mitteilung, wo sie überhaupt wider- 
rechtlich ist, und die Publikation fremder Schriften kann den 



"®) Siehe den von Kohler, Recht an Briefen, Anm. 49a citierten Fall,, 
ferner R. 0. 1887, Nr. 101 und 102. 

*^^) Auf solche Notstands- und Notwehrfälle ist wohl das angebliche, 
noch zu erörternde Kontrollrecht des Ehemanns, welches z. B. Kohler, Recht 
an Briefen, behauptet, zu beschränken. 

'^) Vergl. z. B. Zürch. PGB. § 197, CGE. Art. 720. 

^2') Nach dem CGE. von 1904, Art. 709 Abs. 2 hat der Finder sowieso 
„die Interessen des Eigentümers angemessen zu wahren.** Dazu gehört in 
erster Linie wohl das Geheimnis. Dasselbe wird wohl auch nach dem jetzigem 
CGE., Art. 721 Abs. 1 gelten. 
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Charakter des Unerlaubten verlieren, wenn sie in Notwehr, 
Notstand, Selbsthilfe erfolgt. Wer widerrechtlich von einem 
Briefe Kenntnis oder Kopie genommen, darf von derselben 
Gebrauch machen, um ungerechtfertigten Ansprüchen und Vor- 
würfen des Geheimnisberechtigten entgegenzutreten (Notwehr) 
oder den Angriffen eines Dritten, wobei seine Indiskretion 
gegenüber dem Geheimnisberechtigten sich dann als 
Notstand charakterisiert, ihn nach CGE. Art. 1065, Abs. 2 
also letzterm zum Ersatz verpflichtet! Der Rechtsanwalt 
darf geheime Papiere seines Klienten vorweisen, um einen 
falschen Verdacht von sich abzuwenden, oder selbst, um die 
Ehre eines Dritten, z.B. eines Kollegen zu retten. ^*^) Be- 
deutsam ist auch das Recht, fremde Schriften behufs Wahrung der 
eigenen Interessen zu publizieren, um andern Pressartikeln 
entgegenzutreten, oder sonstigen, öffentliche*^) erfolgten An- 
griffen, falschen Behauptungen, Beleidigungen, Verleumdungen. 
Daher sind die „Erklärungen", „Richtigstellungen", „Erwider- 
ungen", die man täglich in den Zeitungen lesen kann, in der 
Regel, auch wenn sie den Wortlaut oder Inhalt fremder 
Briefe etc. enthalten, resp. benutzen, nicht widerrechtlich. 
Man 8])richt in solchen Fällen von literarischer Notwehr 
bezw. literarischem Notstand. ^^*) 

Ausdrücklicher Hervorhebung bedarf jedoch der Grund- 
satz, dass man alle diese Eingriffe nur für sich oder für ganz 
bestimmte Drittpersonen vornehmen darf. Keine widerrecht- 
liche Brieferöffnung, Papierdurchschnüffelei, Briefpublikation 
wird dadurch zur erlaubten, weil sie, angeblich oder in 
Wahrheit, im Interesse der Wissenschaft, der Partei, der 
Kunst, der Wahrheit geschah, oder wie das Urhebergesetz 
vom Ecuador e^^) sagt, „zur Verteidigung der Religion, der 
Moral oder des Vaterlandes" dient, oder dem „allgemeinen 
menschlichen Interesse". Das alles sind weder physische 



^^*) Siehe auch Geheimsphäre S. 155 f. 

^") Erfolgten die Angriffe etc. privatim, (Lh. in nicht allgemein 1 

wahrnehmbarer Weise, so ist auch das Verteidigungsrecht kein öffentliches, 
ausser, sofern das Gerichtsverfahren Oeffentlichkeit involviert. 

^2*) Siehe z. B. Kohl er, Autorrecht S.147, Recht an Briefen S. 19/108. ! 
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übergegangen UMt."***) Ami^rseits >ind nach Art 8T9 aber dot 
Diejenigen e«iitL.n>»pt!l<rhti^. welche Terptücfatet sind, ^h ins* 
Handelsregis^ter eiritragen zn las^n. an<i zwar nor bezeuch 
ihrer ♦'>€8chäffcH nicht ^jezfr^lich ihrer PrivatpÄpLere. 

Lrie Kantone können, aach ab^e^^ehen Tom Prosessrecht, 
weitergehende Dütioa^ptiichten aufstellen, wie dies z. R Zürich 
in i^ 572—575 de» Pf^h, getan h;il- Der CGE. behielt 
Art 879 OK. bei^ i=*tellte aber keine weitere Editi€Hn^|>flicht auf, 
j^ondem wollte diej^e Materie nach wie vor den Kantonen über- 
lassnen, Allerdin^^H tat er dies, wie die Botschaft hervorhebt, 
nnr ^illschwei^^en*!. da er die Materie — mit Unrecht — über- 
haapt nicht zum Privatrecht zählt.***) 

Allein dieses EinsichLsrechl in fremde Papiere kami nicht 
unbeschränkt sein : "-> wo es die Geschäftsgeheimniäse ausser- 
halb der Streitigkeil Stehender verietzen würde, wo die Pa- 
piere femer rein personlichen Charakter tragen, muss es seine 
Schranke finden. So brauchen im Kanton Zürich**^ blosse 
Notizbücher, nichtkaufmäomsche Tagebücher nicht ediert zu 
werden, selbst wenn sie Einträge über Geschäfte mit andern 
Personen enthalten: dasselbe mu?« aber, und zwar in erster 
Linie, gelten von Privatbriefen, Selbstaufzeichnungen und dergl., 
m^en sie sich in den Händen der Geheimnisberechtigten 
selber oder bei Dritten, z. ß beim Rechtsanwalt befinden.'**) 
Die Grenzlinie zu ziehen, muss dem Richter von Fall zu 
Fall überlassen sein.*'*) 



'^ Zeitechr. f. K. n. F. der z. Rpfl., Bd. 21, S. 319 ff. — R. O. 1900, 
Nr. 213. '**; Vcrgl. Botschaft zum neoen Obl. Recht S. 55. 

•'^) Doch hat wohl jeder jederzeit ein Einsichtsrecht betr. der von ihm 
»elbvt abgefassten Schriftstücke; vergl. aach bezägl. der Telegraph* Archive die 
Verordnung über die Benätzang der elektr. Telegr. v. 30. Juli 1886, BG. 
( A. S. n. F.) Bd. IX, S. 24 f. ; spez. Art. 72. 

'») ZPGB. § 575. 

'»*) Siehe Kohler, Editionslehre, S. 35, 39 f.; Planck, Kommentar 
zum DBGB, 8ub II zu § 810 ; Cosack, Lehrbuch des bürgerl. Rechts, I, S.636. 

"^) Wir citieren einige Entscheidungen zu dieser Materie. Verschiedene 
der Entscheide nehmen auf Geschäfts- und Privatgeheimnisse Bezug. Vergl. 
z. B. H. E. VIII, S. 109; XL S. 110 f., 155, 226; XII, S. 197 ff., 180 f., 
304 f.; XIII, S. 282 f. 
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9. Schutzmittel des Individualrechts an Brief und Schrift. 

Wieland schliesst seinen interessanten Aufsatz über das 
Recht an Briefen pessimistisch-resigniert mit dem Bedauern, 
dass in unserem Lande die Rechtsordnung darauf verzichten 
müsse, einen vollkommenen Schutz der Briefe zu erzwingen. 
Dieser Pessimismus scheint uns eigentlich nicht recht am 
Platze, nicht nur angesichts unseres bestehenden und zukünf- 
tigen Strafrechts, sondern auch im Hinblick auf den Umstand, 
dass es unserm Civilrichter sozusagen freisteht, welche Indis- 
kretion er als rechtswidrig betrachten will, und dass zum 
Schutze gegen rechtswidrige Handlungen alle möglichen Mittel 
bestehen. 

Ein äusserst wichtiger Schutz ist natürlich der faktische, 
im eigenen Verhalten liegende. Man schreibe wenig, man 
vernichte seine Papiere in möglichst ^^^) weitem Umfange, an- 
statt in falscher Aengstlichkeit oder Sentimentalität ganze 
Schränke mit dergleichen anzufüllen. Allein das geht oft 
nicht so leicht an, und man bewahrt die Tagebücher seiner 
Eltern, die Briefe seiner Angehörigen und Freunde gerne auf. 
Und da schützt das Recht uns gegen Indiskretionen in direkter 
wie in indirekter Weise. In indirekter Weise z. B. dadurch, 
dass Verträge, wodurch Dritte sich verpflichten, fremde Pa- 
piere widerrechtlich zu durchsuchen, Briefe unerlaubter Weise 
auszuliefern oder zu photographieren, oder zu publizieren, 
nichtig sind.^^') Ebenso wird ein bedingter Anspruch nichtig, 
wenn die beigefügte Bedingung eine Verletzung des Brief- 
und Schriftengeheimnisses bezweckt,*®^) wie auch ein Vertrag 
nichtig ist, zu welchem ein Anderer einen durch die Be- 
drohung mit einer Indiskretion bestimmt hatte.^^®) Auch darin 



186^ Vergl. aber die statuierten Aufbewahrungspflichten, z.B. 
Art. 878 0. R. 

»«') Art. 17 0. n. ^»») Art. 177 0. R. 

»8») Art. 26 und 27 0. R. In Art. 27 Abs. 1 sind wohl sämtliche Reehts- 
güter des Einzelnen mitverstanden. Die Bedrohung mit einer Brießndiskretion 
kann natürlich auch strafrechtlich zum Tatbestand einer Erpressung oder 
I^ötigung gehören. 
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liegt ein indirekter Rechtsschutz, dass man bei gegenwärtiger 
Gefahr für die Geheimheit seiner Schriften strafloser Weise 
gewisse Notwehr- und Notstandshandlungen vornehmen darf, 
dass man einen andern mit Gewalt hindern darf, unsern 
Brief öffentlich vorzulesen und zu diesem Zwecke alle er- 
forderlichen Verteidigungsmittel anwenden kann.^*®) Ferner 
liegt auch darin ein indirekter Schutz, dass Ehrverletzungen in 
geheimer Korrespondenz (gleich wie in Tagebüchern), begangen 
gegenüber Dritten, die ausserhalb dieser Korrespondenz stehen, 
nicht ohne Weiteres als strafbare Aeusserungen betrachtet 
werden. Vergl. BG. Entsch. 33 I. S. 31 f. Weit wichtiger aber 
sind die direkten Schutzmittel. 

Zunächst kann man wohl fast in allen schweizerischen 
Kantonen schon jetzt, ehe Art. 28 des CGE.'s in Kraft tritt, ^*^) 
auf gerichtlichem Wege Beseitigung der Störung ver- 
langen, die das Recht an der Geheimsphäre durch versuchte, in 
Vorbereitung stehende, oder bereits erfolgte andauernde In- 
diskretion erleidet. Das Nächstliegende, Kürzeste wird sein, 
zunächst im summarischen Verfahren einen richterlichen 
BefehP*^) zu erwirken, in Zürich z. B. auf Grund von § 577 
Ziffer 1 — 4 Rpfl. G., sei es in Form eines allgemeinen, sei es 
in derjenigen eines speziellen Verbotes, unter Androhung von 
Ordnungs- oder Polizeibusse oder Ueberweisung an den Straf- 
richter wegen Ungehorsams. Man kann natürlich auch den 
Weg der Klage im ordentlichen Verfahren zu diesem Zwecke 
beschreiten. Auf diese Weise lassen sich, was das Wesent- 
liche ist, viele Briefindiskretionen verhindern oder im Keime 
ersticken, ohne den fatalen Eclat, die Kosten und die sonstigen 
Misslichkeiten einer schwerfälligen Schadensersatzklage. So 
kann ich wohl verhindern, dass ein Unbefugter meine geheimen 
unpublizierten Memoiren in öffentlicher Versammlung vorliest, 
ohne abwarten zu müssen, bis die Verletzung erfolgt ist. Auch 
kann ich wohl die bereits gedruckten Exemplare meiner 
widerrechtlich in die Presse gegebenen Briefe beschlagnahmen 



»40) Siehe hierüber Eltzb acher, Deutsche Jur.-Ztg. X, Nr. 5, S. 239 ff. 
'*') Siehe oben Seite 13 ff. ^^^) Kohl er, Recht an Briefen, § 7.. 
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Klage auf ünterlajssung weiterer Störung in der oben be- 
sprochenen Weise. Misslich ist freilich, dass sozusagen alle 
direkten rechtlichen Schutzmittel eine gewisse Oeffentlichkeit 
involvieren, die die begangene Indiskretion nur noch ver- 
grössert, die befürchtete wirklich herbeiführt. Man müsste 
denn schon, wie das z. B. in Oest erreich geschehen ist, die 
Oeffentlichkeit der Gerichtsyerhandlung auf Parteiantrag aus- 
schliessen, wenn Tatsachen des Familienlebens erörtert und 
bewiesen werden müssen. ^^®) Eine solche Bestimmung wäre 
zu empfehlen. 



»*») In CPO. § 172 Abs. 2. Vergl. Friedmann in seiner cit. Abhand- 
lung. Ferner unten S. 137 f. 
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„Miteigentum an den dem Adressaten übersandten Briefen zu^ 
„sondern letztere geben, sobald sie in die Hand des Adressaten 
„gelangen, auch in dessen ausschliessliches Eigentum über." 
> Der Adressat allein kann fortan nun das dingliche Recht an dem 

Schriftstück geltend machen, selbst gegenüber dem Absender. 
Wo ich aber einen Brief nur in 'meiner Qualität als Repräsen- 
tant eines Dritten erhalte, gehört der Brief diesem Dritten,^ 
auch wenn er an mich persönlich adressiert war, also wo ich 
Prokurist bin, oder Organ einer juristischen Person. Der In- 
I halt entscheidet, nicht die zufällige Form der Adresse, ob der 

Brief mir als Repräsentanten oder als Eigenperson zukommt. 
Darnach bestimmt sich auch, welche Schriften in den Hand- 
I akten des Rechtsanwaltes diesem, welche dem Klienten ge- 

^'... hören. Die Briefe des letztern an den Anwalt gehören dem 

p Anwalt; ^^^) Briefe, welche der Klient von Dritten erhielt und 

dem Anwalt nur übersandte, bleiben Eigentum des Klienten. 
Briefe, welche Dritte in dieser Sache dem Rechtsanwalt 
schrieben, gehören diesem oder dem Klienten, je nachdem sie 
dem Anwalt als Vertreter des Klienten geschrieben waren, 
oder als eigener Persönlichkeit; letzteres wohl stets, wenn 
dem Dritten, z. B. dem Sachverständigen, dem Auskunftsbureau 
der Name des Klienten gar nicht bekannt war. Doch kann das 
Mandat den Sinn gehabt haben, dass der Anwalt sämtliche 
Akten in der Sache dem Klienten nachher ausliefern müsse. ^^*) 
Aus den nämlichen Gründen bleiben Briefe, die der Prinzi- 
pal seinem Prokuristen oder Handelsreisenden schreibt, im 
Eigentume des Geschäftes, und haben die Angestellten des-^ 
selben auf das Geschäft bezügliche Briefe, die an sie als an 
die Angestellten gerichtet sind, dem Geschäfte abzuliefern, 
auch wenn die Briefe, weil der Adressant vielleicht den Sach- 
verhalt nicht kannte, nach dem Austritt des Angestellten an 
diesen gelangen. Und so hat auch der Verkäufer eines Ge- 
schäfts die nachher an ihn anlangende Korrespondenz unver- 
züglich dem Geschäftserwerber zu übermitteln. 



z^ 






'^) Siehe Kohler, Recht an Briefen, S. 11/100. 
^54) Art. 398 0. R. 
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Wo es ausser allem Zweifel liegt, dass ein Brief vom 
Eigentümer derelinquiert worden ist, z. B. fortgeworfen, kann 
er occupiert werden, als herrenlose Sache. Der auf der 
Strasse liegende Brief, selbst wenn er uncouvertiert ist, der 
im Postlokal, im Bahnzug offen liegende Brief hat aber nur 
als verlorene Sache zu gelten, ^^^) und es gelten dann die 
Regeln vom Fund. Findet man, z. B. in alten Klosterbüche- 
reien, in Geheimschreinen alter Familiengüter, deren Familie 
längst erloschen, Briefe aus alten Zeiten von erheblichem 
wissenschaftlichem, literarischem, historischem Wert, so fallen 
solche gemäss Art. 724 CGE. in das Eigentum des Kantons, 
in dessen Gebiet sie gefunden wurden. 

Der Inhalt des Eigentums an Schriftstücken besteht da- 
rin, dass man jeglichen Gebrauch von ihnen machen darf 
soweit nicht spezielle Verbote, z. B. Mitteilungs-, Einsichts-» 
Publikationsverbote daran hindern. Das sind aber keine 
Eigentumsbeschränkungen. ^'^®) Der Eigentümer darf den Brief 
zerstören, freilich nur, soweit nicht eine Aufbewahrungspflicht 
statuie rtist, wie z. B. in Art 878 OR. für die Registerpflichtigen 
bezüglich der Geschäftsbücher, Geschäftsbriefe, Geschäftstele- 
gramme während zehn Jahren. Ebensolange sind die Ge- 
schäftsbücher der A.-G. nach deren Auflösung aufzubewahren: 
Art. 668 OR. Dasselbe gilt nach CGE. Art 1653, Abs. 2 auch 
für die Kollektivgesellschaft. 

Widerrechtlich ist nicht nur Briefdiebstahl, Unterschla- 
gung, Beschädigung und Zerstörung ^^'^) von Schriften, sondern 
jegliche Besitzesentziehung, auch die nur vorübergehende ; ein 
besonders [schwerer Fall der letztern ist derjenige der Brief- 
unterdrückung, ^^®) wobei die Absicht darauf gerichtet ist, dem 
Eigentümer die Kenntnis des Briefes und dessen Existenz vor- 
zuenthalten. Wie weit die Autoritätsrechte des Vaters, des Irren- 
arztes, wie weit Notwehr, Notstand, Selbsthilfe solche Handlungen 
zu erlaubten abstempeln, kann hier nicht untersucht werden. 

"5) Siehe oben S. 17. »0«) Siehe Petschek a. a. 0. S.113 ff. 

^") Siehe den beweisrechtlich interessanten Fall in der Zschft. f.K. u.F., 
Bd. 13, S. 362. ^58) Vergl. auch § 192 Zürch. StGB. 






G. Das Obligafionenrecht bezüglich Brief und Schrift. 

« 

Briefe und sonstige geheime Schriftstücke spielen fast in 
allen obligationenrechtlichen Verhältnissen eine Rolle. Hier 
nur einige Punkte. 

Gegen all^ ex lege verbotenen, oben angeführten Verletz- 
ungen des Individualrechts an Brief und Schrift kann ich mich 
selbstverständlich noch extra durch Vertrag mit Dritten sichern, 
in welchem vielleicht eine Konventionalstrafe vereinbart ist. 
Es kann ein Vermögensinteresse vorliegen, aber nötig ist das 
nicht, da Verträge keinen vermögensrechtlichen Inhalt zu haben 
brauchen. Solche Verträge werden speziell in denjenigen 
Fällen geschlossen, in denen die gefürchtete Indiskretion nicht 
schon eineswegs vom Gesetze verboten ist, also wohl nament- 
lich, um eine einfache Mitteilung ^*^) des geheimen Papiers zu 
verhindern, um einen x-beliebigen Menschen, der weder 
durch seinen Beruf noch sonst geheimhaltungspflichtig ist, in 
diesem Sinne zu binden. ^^^) Geläufig sind uns solche Ver- 
träge hauptsächlich in ihrer Kindheitsform der öffentlichen 
Offerte in der Zeitung : so wenn Uebersetzungs- oder Kopier- 
bureaux ihre Dienste unter der Versicherung höchster Dis- 
kretion anbieten, wenn ein Makulatursammler alte Papiere und 



«») Siehe oben S. 25 f. 

^^) Siehe auch den eigentümlichen Fall in Zeitsch. f. Kunde, Bd. 17, 
S. 94 ff.; im übrigen vergl. Geheimsphäre S. 139 und dort Citierte. — 
Es muss hervorgehoben werden, dass eine Verletzung des Geheimhaltnngs- 
vertrages in den meisten Fällen gleichzeitig auch sonst eine widerrechtliche 
Verletzung der Geheimsphäre bedeutet, so dass also Kumulation der 
Delikts- und der Kontraktsklage stattfindet. Dies ist namentlich 
dann wichtig, wenn man, mit der leider herrschenden Praxis, bei Nicht- 
erfüllung des Vertrages nur den Vermögensschaden in Betracht zieht; dann 
haftet man für verursachten tort moral wenigstens ex delicto. Vergl. aber 
CGE. Art. 1121, Abs. 3. 
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am Schlüsse des Briefes steht und man die ängstlich zu 
hütenden Geheimnisse bereits kennt. Die Aufschrift des 
Kouverts „streng vertraulich" kann dem Werte obgenannter 
Briefadresse gleich kommen; in vielen Fällen ist sie aber 
nicht an den Adressaten, sondern an seine Leute gerichtet 
und bedeutet ein Ein dringe verbot! So auch die Aufschrift 
„Privat". Auch an erst im Briefe selbst gemachte Auflagen 
betreffend Aufbewahrung und Zerstörung des Briefes ist der 
Empfänger als solcher nicht gebunden; unter Umständen 
aber auf Grund der oben ^*^) genannten speziellen Be- 
ziehungen. 

Die causa traditionis kann Erfüllung irgend eines Rechts- 
geschäftes sein, z. B. eines Mandats, eines Auskunfterteilungs- 
vertrages, Erfüllung der gestellten Offerte, sich in Vertrags- 
verhandlungen einzulassen. Meist, namentlich bei Privat- 
briefen ist die causa einfach eine Schenkung, ^^^) wenn 
auch zufolge des mangelnden Vermögenswertes Widerruf etc. 
hier ausgeschlossen sind ; ^^^) die verbindliche Geheimhaltungs- 
klausel kann also auch einfach als Auflage des Schenkgebers 
betrachtet werden. 

Eine Geheimhaltungspflicht ex contractu trifft natürhch 
den Depositar^^''') geheimer Schriften, sowie bei der Ge- 
brauchsleihe den Entlehner solcher Schriften, sofern sich 
das aus dem Vertrage oder ihrer „Beschaffenheit und Zweck- 
bestimmung" ergibt, ^^^) auch darf er den Gebrauch nicht 
andern überlassen. Verletzt er diese Pflichten, so ist der j 
Verleiher sogar zur vorzeitigen Rückforderung berechtigt. ^^^) 
Auch sonst spielt das Briefgeheimnis im Obligationenrecht 



1 



^ö») Siehe S. 30 f. »«*) Vergl. hierüber Petschek a. a. 0. 

^^^) Auch die Kückforderung bei Auflösung des Verlöbnisses? s. unten. 
Etwas anderes ist es, wenn ein Verschwender seine wertvolle Autographen- j 

Sammlung an Freunde verschenkt. Vergl. ZPGB. §§ 431—433; CGE. 
Art. 1282, Abs. 3, 

*®®) Art. 476 0. R., dazu die Anmerkung Nr. 2 im Kommentar von 
Schneider und Fick; vergl. auch Wettstein, Kassenschrankfach- 
Geschäft, Diss., Bern 1903, S. 75 ff. 

^ö') Art. 322 0. R. »««) Art. 326 O.R. 
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■eine Rolle. Man denke an die vielen Rechte auf Einsicht 
und Herausgabe von Papieren, die unter Umständen fremde 
Geheimnisse enthalten, so an das Recht des Mandanten gegen- 
über dem Mandatar, ^^^) des Geschäftsherrn gegen den 
Negotiorum Gestor,"^) des Cedenten gegen den Ces- 
.sionar,*''^ des Geschäftserwerbers gegen den Geschäfts- 
. veräusserer, des Bürgen gegenüber dem Gläubiger. ^'^) 
Der Dienstvertrag wird häufig genug Einsichtsrechte der 
Angestellten involvieren. Der vorlegungs- resp. herausgabe- 
pflichtige Dritte, der damit vielleicht Geheimnisse Dritter 
schonungslos preisgeben muss, wird durch die erwähnten ge- 
setzlichen Vorschriften von seiner eventuellen Geheimhaltungs- 
pflicht befreit, aber nur, wenn der die Herausgabe oder Vor- 
legung Fordernde einsichtsberechtigt ist. 

Auch im Gesellschaftsrecht spielen diese Fragen 
eine Rolle; so haben die Gesellschafter ^^'*) stets das Recht 
auf Einsicht der Geschäftsbücher und übrigen Geschäftspapiere, 
die Aktionäre wenigstens auf Einsicht der Bilanz etc. ^'^^) Doch 
ivird dies Einsichtsrecht nicht schrankenlos sein. So haben 
die Mitglieder einer Gesellschaft, welche eine Zeitung heraus- 
gibt, nach einem zürcherischen Entscheide, kein Recht, von 
dem mit der Redaktion der Zeitung Betrauten die das Autor- 
geheimnis enthaltenden Schriften herauszuverlangen. ^'^^) So 
bedarf, nach Art. 641 Abs. 4 der Aktionär zur Einsicht der 
Bücher und Korrespondenzen der A.-G. einer Ermächtigung 
•der Generalversammlung, einer Erlaubnis der Verwaltung, 
einer gerichtlichen Anordnung, wobei aber, wie das Gesetz 
betont, „die nötige Rücksicht auf das Geschäftsgeheimnis zu 
nehmen ist." 

Wir haben oben bereits erwähnt, dass das Recht am 
Briefe auch bei der Frage nach der Gültigkeit von Verträgen 



»«») Art. 398 0. R. "O) Art. 474 0. R. 

"0 Art. 191 0. R. "2) Art. 507 0. R. 

"3) 0. R. Art. 541, 594; ferner neu: CGE. Art. 1653 Abs. 3. 
"*) Art. 641 0. R. 

*") Vergl. Ztsch. f. Kunde, V. 258 ; Schneider, Kommentar zum 
:Zärch. P. a. § 574. 
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nicht eine bestimmte Vorschrift gegeben ist, dass mit diesen 
Papieren in anderer Weise verfahren werden müsse. Allein 
dieses Retentionsrecht an Schriften hat nur den Effekt eines 
faktischen Drucks auf den Schuldner; denn da Briefe und 
andere Papiere nicht pfändbar ^®®) sind, lässt es sich nicht auf 
dem Exekutionswege realisieren. 



rischen Obergericht verneint worden, u. E. zu Unrecht. Jedenfalls besitzt 
der Anwalt, wenn nicht ein Eetentionsrecht gemäss Art. 224 0. R., so doch 
gegenüber dem zahlnngssänmigen Klienten das Znräckbehaltungsrecht 
gemäss Art. 95 0. R. (gestützt auf die exceptio non adimpleti contractus).. 
»w) Siehe unten S. 125 f. 
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♦die autorrechtlichen Briefe in zutreffender Weise von den 
übrigen auszuscheiden scheint: „Im Allgemeinen lässt sich 
wohl sagen, dass der gewöhnliche Alltagsbrief, der mit Anfragen, 
Antworten und anderen Mitteilungen aus dem Gebiete der 
Familien an gelegenheiten, Tagesneuigkeiten, reine Geschäfts- 
angelegenheiten in dem üblichen Verkehrs- oder Geschäfts- 
styl ohne Ausdruck irgend -jvelcher originellen oder indivi- 
duellen Anschauung- oder Ausdrucksform ^^^) enthält, kein 
schutzwürdiges Objekt darstellt. Wenn aber in solche Mit- 
teilungen Betrachtungen ästhetischer, wissenschaftlicher, künst- 
lerischer, politischer, religiöser Natur eingeflochten werden, 
oder wenn auch nur Schilderungen von tatsächlichen Vor- 
gängen, wie sie sich dem Auge des Beschauers geboten, in 
origineller Form wiedergegeben werden, dann liegt eine 
geistige Produktion, ein Schriftwerk, ein schutzwürdiges Ob- 
jekt vor." Existiert ein Urheberrecht am Briefe, so sind zu dessen 
Verfolgung nur der Verfasser oder die Personen legitimiert, 
welche ein von ihm abgeleitetes Recht besitzen, also nicht 
etwa die Individualberechtigten als solche. Doch können sie, 
wenn das Werk nicht bereits publik war, ehe die unbefugte 
Publikation des Dritten erfolgte, neben der Urheberrechtsklage 
des Autors, die zum Schutze ihres Geheimnisrechts gegebenen 
Schutzmittel ergreifen. P]s ist eben immer sorgfältig das reine 
Individualrecht am Brief vom Urheberrecht zu scheiden, wo- 
bei die Berechtigten verschiedene sein können, viele Hand- 
lungen gegen den Autor eine Verletzung bedeuten, gegen den 
Geheimnisberechtigten nicht, und ungekehrt, wobei nament- 
lich auch die Zeitdauer der beiden Rechte eine verschiedene 
ist, u. s. w. ^***) Früher vermengte man diese Dinge. Man 
dachte nur ganz allgemein an ein Veröffentlichungsverbot, das 
einem Veröffentlichungsrechte entsprechen müsse, und identi- 



188) Wie, wenn die Einladung zu einem Kostümball in mittelhochdeutsclier 
Sprache abgefasst ist? 

"*) Vergl. hierüber Geheimsphäre, a.a.O., wo auch ausgeführt 
wird, dass selbst das Kecht des Autors auf Nichtveröffenth'chung seiner 
jnoch nicht edierten Schrift ein Individualrecht, kein Urheberrecht ist. 
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E. Brief und Schrift im Familienrecht 

Man spricht oft von Familiengeheimnissen oder Familien- 
papieren, als ob sich dieselben von übrigen Geheimnissen 
und Privatschriften in einem wesentlichen Punkte unterscheiden 
würden. Dem ist nicht so. Es handelt sich dabei stets um 
Geheimnisse einzelner, z. T. ausserhalb der Familie stehen- 
der Personen, für die nicht Besonderes gilt, um Geheimnisse 
des Familienhauptes, an welchem die Angehörigen nur faktisch 
partizipieren, während jenes allein geheimnisberechtigt ist und 
bei diesen nur Reflex aus dem Rechte ihres Ernährers vor- 
liegt. Aber freilich können in denselben Papieren die Ge- 
heimnisse verschiedener Famiüenglieder gleichzeitig enthalten 
sein, und dann sind die Betreffenden nebeneinander berechtigt, 
wie dies schon oben alles ausgeführt wurde. 

1. Verlöbnis. 

1. Bereits bei dem Verlöbnis taucht die Frage nach 
dem Recht an den Briefen auf, soweit unter Verlobten Rechts- 
fragen überhaupt zur Sprache kommen. Also hauptsächlich 
erst bei der Auflösung des Verlöbnisses. Haben sich die Ver- 
lobten dann, gleich den andern ^^^) gegenseitigen Geschenken, 
ihre Briefe zurückzugeben? Eine Zürcher Entscheidung ver- 
neint diese Frage ;^®'') im Kanton Glarus scheint es indessen 
von der Praxis so gehalten zu werden.^®®) Wir möchten uns 
auch für die Verneinung entscheiden. Der Grund, der für 
die Rückgabe der Geschenke von Vermögenswert spricht, ent- 
fällt bei der Korrespondenz. Auch kann dem Betreffenden 



'^) Siehe oben S. 70. »") Bl. f. zürch. Rechtspr. 1906, Nr. 88. 

188) ^j^[Q ich einer freundl. Mitteilung de? Herrn Dr. F. Schindler in 
<jlarü8 entnehme. 
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jedenfalls nicht verwehrt sein, von den Briefen Abschrift zu- 
nehmen, ehe er sie zurückgibt. Dagegen haben beide Teile- 
ihre Briefe geheim zu halten, ^®^) wie auch in der Botschaft 
des Bundesrates das absichtliche Ausplaudern von Geheim- 
nissen unter Verlobten, die miteinander gebrochen haben, als 
Civildelikt hingestellt wird. In noch höherm Masse gälte dies 
von einer Publikation. 



2. Eherecht. 

Unter Ehegatten hat folgendes zu gelten. Soweit sich 
die Schriften der Ehefrau, namentlich eigentliche Urkunden, 
auf ihr Vermögen beziehen, folgen sie dem allgemeinen ehe- 
lichen Güterrecht, werden also an einigen Orten Eigentum 
des Mannes, oder stehen im Nichteigentum der Ehegatten, 
oder es hat der Mann wenigstens das Verwaltungs- und da- 
mit auch das Einsichtsrecht. So weit sie sich auf das Son- 
dergut der Frau beziehen, gehören sie allein der Frau; so 
I speziell die Geschäftspapiere der Handelsfrau. Die Privatpa- 

I piere, ihre Tagebücher, Jugenderinnerungen, die Briefe, welche 

I sie als Einzelperson, nicht als Besorgerin des Haushaltes er- 

hält, gehören gleichfalls zu ihrem Sondergut, ^*^) und fallen 
schon deswegen nicht in ihr übriges Vermögen, weil sie in 
der Regel keinen Vermögenswert haben. Die Haushaltungs- 
bücher jedoch, auch wenn sie von der Frau geführt werden, 
die Belege für Haushaltungsausgaben oder für die Kinder- 
erziehung, selbst wenn sie an die Frau adressiert sein sollten,, 
gehören dem Mann. 

Nicht nur das Eigentumsrecht ah diesen Papieren, auch 
das Individualrecht ist ein getrenntes. Doch werden in 
den Papieren des einen Ehegatten häufig auch Geheimnisse 
des andern enthalten sein, wie vor allem bei der gegenseitigen 
Korrespondenz, und dann bei Verletzungen beide Ehegatten 
aktivlegitimiert werden. Das Individualrecht ist aber auch 
gegenseitig ein getrenntes: die Papiere des Ehemanns bleiben 



er- 



^«ö) Siehe oben S. 33. ''^) Zürich, PGB. § 597. 
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der Ehefrau, die Papiere der Ehefrau dem Ehemann ver- 
schlossen. Sie dürfen gegenseitig ihre Korrespondenzen ein- 
ander nicht öffnen. Dies gilt natürlich nur rechtlich : faktisch 
wird der Geheimhaltungswille meist entfallen. Dies ist dann 
eine Frage des einzelnen Falles, wobei die speziellen Lebens-, 
Verhältnisse, der Grad der Intimität der Ehegatten mitberück- 
sichtigt werden muss. Es gilt wohl aber wörtlich, wo die 
Ehegatten getrennt leben. Es gilt jedenfalls bezüglich der 
Papiere der rein persönlichen Angelegenheiten: so der Ge- 
schäftspapiere, der Briefe der persönlichen, nicht gemeinsamen 
Freunde und Bekannten, es giltonicht so rigoros betr. der 
Korrespondenz der beidseitigen Verwandten, so speziell bezügl. 
der Briefe der gemeinsamen Kinder, es gilt natürlich — so 
meist im letztgenannten Fall — dort nicht, wo der Brief für 
beide Ehegatten bestimmt ist, sollte sich dies auch nicht aus 
der Adresse, sondern nur aus den Umständen ergeben. Auch 
kann Notwehr, Notstand, Selbsthilfe ein Eindringerecht ge- 
wäliren. 

Anderer Meinung ist Kohler, ^^^) welcher dem Ehemann 
ein Kontrollrecht über seine Frau zugesteht, und ihm deshalb 
auch das Recht zuerkennt, die an die Frau gerichteten Briefe 
zu erbrechen und zu lesen. So bestrickend auch seine Aus- 
führungen erscheinen, so vermögen wir ihnen doch nicht bei- 
zupflichten. Man braucht kein Anhänger der „Frauenrechte" 
zu sein, um dafür zu halten, dass wenigstens ihr Recht an 
Brief und Schrift auch vom Ehegatten gegen ihren Willen 
nicht verletzt werden darf.^®^) Gerade der Meinungs- und 
Gefühlsaustausch mit Freunden und] Bekannten, das abend- 
liche stille Selbstgespräch im Tagebuch befähigt einen oft am 
ehesten, sich mit Eifer und Liebe der Familie zu widmen 
und momentane Launen, die eigenen und die des Andern, zu 
überwinden und zu vergessen. Die Kontrolle jedoch deprim- 



^»0 Vergl. Kohl er, Recht an Briefe, S. 57/146 f. Geheimsphäre, 
S. 64 ff. Ich habe nun meine Ansicht gewechselt. 

*^^ Man lese, wie Napoleon I. sich gegenüber Josephine entschuldigt,, 
als er einmal ihre Korrespondenz erbrach, Brief vom ersten Thermidor des 
Jahres IV! 
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denzen^^^) erstrecken dürfen, auch nicht auf solche, die nach 
der Entmündigung angesponnen werden. Bei „unbekannt wo 
Abwesenden" ^^^) wird das Recht nur so weit gehen dürfen,, 
um die dringlichen Geschäfte sachgemäss erledigen und aua 
zurückgelassenen Papieren und eingehenden Briefen Dritter 
den Aufenthaltsort zu ermitteln. Bei Personen, die sich frei- 
willig unter Vormundschaft stellen, entfällt u. E. das Kontroll- 
recht bezügl. Schriften, 

4. Andere Falle. 

Auch die Bestimmung gehört hieher, dass den nächsten 
pflichtteilberechtigten Erben des Pfründers Gelegenheit zu 
geben ist, die Bestimmungen des Leibdingsvertrags vor der 
gerichtlichen Genehmigung einzusehen. ^^^) Ueber das Recht 
der Einsicht und Kopie der Familienpapiere siehe unten 
im Erbrecht. Ferner haben die Teilhaber der Familien- 
stiftung Einsichtsrecht in Stiftungsurkunde und Archiv der- 
selben.^^®) Auch ist es wohl nicht müssig, darauf hinzuweisen^ 
dass die im CGE. Art. 331 ff. statuierte Hausgewalt das 
Individualrecht jedes volljährigen .Hausgenossen an seinen 
Briefen und sonstigen Schriften nicht berührt. Das Recht 
des Familienhauptes auf Durchführung der Hausordnung kann 
nicht soweit gehen, Beziehungen einzelner Hausgenossen unter 
sich oder zur Aussenwelt auszuspionieren. ^^^) 



^^) Diese Fragen werden namentlich im Entmündigungsverfahren, 
praktisch werden. 

2«») Zürch. PGB. § 730, litt. f. 

202) Zürch, PGB. § 481. ^^) Siehe unten S. 88. 

2^) Die Berechtigung dieses ganzen Instituts ist äusserst diskutabel. 
Der Gesetzgeber ist eben immer Familienvater und Fhegatte! Vergl. aber 
die Debatte von Huber und Brüstlein im Nationalrat, amtl. stenogr. Bulletin, 
Juni 1905, S. 851 ff. ; ebenso die Debatte im Ständerat, ebenda, Dezember 
1905, S. 1221 ff., speziell die hübsche Verteidigung des Individualismus durch. 
Richard, S. 1230, a. E. 




F. Brief und Schrift im Erbrecht. 

Hier kompliziert sich unsere Materie. Es handelt sich 
um die Festlegung derselben in drei Punkten. Einmal wird 
nach dem Sachen rechtlichen Schicksal der im Eigentum 
und Besitz des Erblassers befindlichen Papieren zu fragen 
sein, zweitens darnach, wie es nun um die Fortdauer des 
Schutzes seiner Geheimnisse bestellt sei, die in seinen, sowie 
in den Papieren Dritter enthalten sind, in Briefen, die er an 
Andere schrieb, und schliesslich darnach, welche Gewähr 
Drittpersonen nunmehr besitzen, dass Nachlasspapiere, welche 
der Erblasser für sie geheim hielt, z. B. als Rechtsanwalt, 
auch fortan geheim bleiben. 

Bis zum Tode*^^) des Erblassers bleiben seine Pa- 
piere geheim, so vor allem auch sein Testament, jedermann, 
selbst den Erben gegenüber.^®®) Mit seinem Tode erlischt sein 
Individualrecht an seinen Geheimnissen. ^*''') Soweit in seinen 
Papieren, Memoiren, Tagebüchern etc. Geheimnisse Dritter 
verkörpert sind, bleiben diese letztern natürlich nach wie vor 
geheimnisberechtigt, also auch die Erben, sofern es sich um 
ihre indivi^iuellen Geheimnisse handelt. Sodann können die 
Erben und Legatare die an sie gelangenden Papiere ver- 
schliessen oder sonst geheim disponieren — oder es kann das 
für sie ein Dritter, ein Testamentsvollstrecker, der Verwalter 



^®*) Auch während der Verschollenheit. lieber den enrator absentis 
siehe oben, S. 82. Dem Tode ist aber die Todeserklärung gleichzustellen. 

^•) Zürch. PGB. § 1004, wo auch die Geheimhaltungspflicht des Notars 
bezüglich des deponierten Testaments statuiert ist. Yergl. auch Z. f. Kunde, 
Bd. VI, S. 257 ff. 

^') Wir können uns hier nicht auf die theoretischen Meinungsdifferenzen 
einlassen. Siehe Kohl er, Autorrecht, S. 147 ff., Urheberrecht, S. 444, 
Patentrecht, S. 262, 921, und an andern Orten; Rietschel, Arch. f. civ. 
Prax., Bd. 94, S. 184; Wieland, a. a. 0.; Geheimsphäre, S. 186 f. 
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nicht in Testamentsform geschieht. So kann man sie vor- 
machen, oder wenigstens einen Vertrauensmann als Depositar 
bezeichnen, oder verordnen, dass Briefe den noch zu ermit- 
telnden Absendern zurückgeschickt v^erden, dass Manuskripte 
an Bibliotheken kommen, u. s. w. Hat der Erblasser nichts 
verordnet, so lassen sich die Papiere einmal in gewisse 
Oruppen scheiden. So folgen die Geschäftspapiere mit dem 
Geschäfte an dessen zukünftige Inhaber; ^^^) Papiere, welche 
zn einzelnen Rechten gehören, gehen an den Erwerber dieses 
Rechts, und wenn über dieses ein Prozess schwebt, so wird 
der Rechtsanwalt speziell dieser Persönlichkeit ^^^) geheim- 
haltungs- bezw. rückgabepflichtig, Papiere, die er als Ange- 
stellter oder Beamter inne hatte, an seine Prinzipale und Vor- 
gesetzten. Der urheberrechtliche Nachlass, oder z. B. Auto- 
graphensammlungen sollen, wenn einer der Erben der Teilung 
widerspricht, nicht auseinandergenommen werden. Einige 
Kantone ^^^) und auch der CGE. kennen Bestimmungen, was 
mit den „Familienschriften" zu geschehen habe. Nach zürche- 
rischem Rechte fallen sie dem ältesten Sohne zu, nach luzerne- 
rischem und zugerischem demjenigen Miterben zur Aufbewah- 
rung, welchen die Miterben, oder im Streitfall die Behörden 
bezeichnen. Aehnlich regelt der CGE. in Art. 613 die Sache: 
„Familienschriften und Gegenstände, die für die Familie einen 
besonderen Erinnerungswert haben, sollen, sobald ein Erbe 
widerspricht, nicht veräussert werden." Im Zweifel entscheidet 
die Behörde. ^*^) Dies gilt natürlich bloss für gemeinsame 
Familienschriften, wie dies auch die Gesetzb von Zug und 
Luzern betonen. Im Uebrigen wird, falls die Erben sich 



^**) Auf bewahr angg- und Editionspflicht gehen auf die Rechtsnach- 
folger über; siehe Hafner, Comm. zum 0. R., Anm. 1 zu Art. 878. 

2'') Aber nicht ihn allein. 

2»8) z. PGB. § 856; Luzern, Civ. Ges. § 515; Zug PGB. 261, Alinea 7; 
vergl. hiezu Hub er, Schweiz. Privatrecht, Bd. II, S, 44, 45, 475. Zu der 
2ürch. Bestimmung vergl. man den Commentar von Bluntschli zum alten 
^ürch. PGB., zu § 1901, Anm. 1 und 3, ferner den Commentar von 
O. Wolf zum neuen PGB, § 856, sowie R. 0. 1906, Nr. 131. 

2'») CGE. Art. 613, Abs. 3. 
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den Dritten zu restituieren. Auch sind Eröffnungsrechte dem^ 
Erblasser meist persönlich zugedacht gewesen. Der Erbe- 
darf daher den Brief, welchen die Geliebte des Verstorbenen 
diesem in Unkenntnis seines Todes schrieb, nicht öffnen oder 
hat, sobald er den Sachverhalt erkennt, die Lektüre abzu- 
brechen, mit Rücksicht auf die Absenderin. Er könnte 
sich sonst einer sogar strafbaren Indiskretion schuldig machen.. 
Der Erbe darf eben, sowenig wie ein Dritter, die in den- 
Papieren des Erblassers ruhenden Geheimnisse Dritter an- 
greifen, weder durch Einsicht und Kopie, noch durch Mit- 
teilung^*^) oder gar Publikation,*^'^) falls er sie auch nur zu- 
fällig einsah. Dies gilt in erster Linie bezüglich derjenigen 
Personen, deren Papiere der Erblasser als Arzt, Rechtsan- 
walt, Beamter, Geschäftsangestellter u. s. f. **^) geheimzuhalten 
verpflichtet war, sodann bezüglich aller Personen, für die- 
er sie überhaupt geheimhielt, wie Freunde, Angehörige, Ge- 
liebte, Hausgenossen etc., auch sofern sie nicht Erben sind^ 
Fraglich ist dagegen, ob die Erben verpflichtet sind, Briefe, 
welche der Erblasser von diesen Dritten erhielt, letztern 
aushinzugeben; das dürfte wohl nur unter ganz besondern 
Verhältnissen anzunehmen sein, so z. B. wo der Erblasser ge- 
heimhaltungspflichtig war. 

Bei erblosem Gut soll wenigstens Dritten, die ein 
rechtliches Interesse bescheinigen können, z. B. als Korres-^ 
pondenten des Erblassers, Gelegenheit gegeben sein, die Nach- 
lasspapiere einzusehen und solche davon, die ihre Geheimnisse 
enthalten, an sich zu nehmen. Der Rest ist von den Be- 
hörden zu vernichten, sofern solche Papiere nicht im öffent- 
lichen Interesse in Museen oder Bibliotheken und Archive 
aufgenommen zu werden verdienen sollten. 



22*) Siehe oben S. 28 f. 

^25) Deshalb ist den Erben auch nicht erlaubt, die Memoiren des Erb- 
lassers nach freiem Belieben za pablizieren. Indiskretionen müssen zuvor 
ausgemerzt sein, resp. die Einwilligung der Dritten eingeholt werden. 
* 226) Siehe oben S. 30 f. 
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zu geben ;^^^) das spricht nicht gegen die betreffenden Straf - 
normen, sondern beweist gerade, dass sie ihren Zweck er- 
füllen. Uebrigens schreckt, hier noch mehr wie im Civil- 
recht, die Scheu vor der Gerichtspublizität und der Auf- 
bauschung der Sache die Verletzten von Stellung eines Straf- 
. an träges ab. 



**^) Auf meine Rundfrage bei den schweizerischen Eantonsgerichten 

erhielt ich, in diesem Punkt, entweder keine Antwort, was wohl gegen 

die Existenz von solchen Strafurteilen spricht, oder dann, so durch die 

gei. Mitteilungen der HH. Gerichtsschreiber der Kantone Zug, Basel, 

■St. Gallen, Waadt, Genf, verneinende. 
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I. Sfrafnormen. 

1. Objektive Deliktsseite. 

I. Zunächst die Strafnormen, und zwar in erster Linie,, 
soweit sie sich auf den objektiven Deliktsbestand beziehen.. 

Eindringren in das Briefgreheimnis. 

Was das Eindringen in die in Briefen und sonstigen^ 
Schriften enthaltenen Geheimnisse anbelangt, so ist am 
weitgehendsten SchafEhausen, *®^) wo bestraft wird, wer in ge- 
wisser Absicht „unbefugter Weise sich in fremde Geheimnisse 
eindrängt." Diese müasen also nicht einmal in Schriften ver- 
körpert sein, noch weniger ist nötig, dass die Schriften ver- 
schlossen sind. 

Verschlossene Briefe nebst andern Ver- 
schlüssen werden gegen unbefugtes Aufbrechen geschützt 
von den Kantonen Luzern, Obwalden, Solothurn, 
St. Gallen; so in Luzern ^^^) und Obwalden ^^^) „Schlösser 
und Siegel, unter denen Jemand eine Sache zur Verwahrung 
erhalten hat" — gemeint ist gegenüber dem Depositar; a for- 
tiori gilt dies daher, wo die Sachen, z. B. die Papiere unter 
Schloss oder Siegel beim Deponenten verbleiben I — ; daneben 
„gesiegelte Briefe oder Pakete". Solothurn ^^*) verbietet das 
unbefugte Erbrechen von Verschlüssen, Siegeln, Briefen oder 
Paketen, St. Gallen ^^^) das unberechtigte Aufbrechen von 
Schlössern, Riegeln oder Siegeln, „unter welchen eine Sache- 



23») Schaffhausen, Strafgesetz v. 1858/59, § 255. 
282) Luzern, Polizei-Strafgesetz v. 1861, §§ 118, 119. 
238) Obwalden, Polizei-Strafgesetz v. 1870, §§ 100, 101. 
28*) Solothurn, Strafgesetzbuch v. 1885, § 192, Ziff. 5. 
285) St. Gallen, Strafgesetz \r. 1885, § 103. 
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Terschlossen oder verwahrt oder Jemandem zur Aufbewah- 
rung anvertraut worden ist," ebenso die Eröffnung verschlos- 
sener Briefe. 

Eine weitere Gruppe von Kantonen, und ihr folgend der 
StGE., schützt die Verschlüsse als solche nicht, nennt aber 
lieben den Briefen auch noch andere Papiere, 
indem diese allerdings in einigen dieser Kantone (Basel, Frei- 
burg) verschlossen sein müssen. Es sind das die Kantone 
Bern, Freiburg, Basel, Tessin, und der schweizerische 
Strafgesetzentwurf. So ist in Bem^^^) das unbefugte Auf- 
brechen oder Lesen von „Briefen, Urkunden, Haus- oder 
Handelsbüchern oder andern Papieren" verboten, — nach 
der citierten Schafflaauser Bestimmung, in der Schweiz, die 
weitgehendste' — ; so nennt Freiburg ^^'') neben dem „sceau 
des lettres" andere „documents cachetes;" BaseP^®) redet, 
wie das deutsche Reichsstrafgesetzbuch in § 299, von „ver- 
schlossenen Briefen oder (sc. verschlossenen) Urkunden", und 
der Entwurf ^*^) bedroht mit Strafe den, der „einen Brief 
oder eine andere verschlossene Schrift unbefugt öffnet"; 
Tessin**^) spricht von versiegelten Depeschen und versie- 
gelten „pieghi" sowie von versiegelten und nichtversiegelten 
Briefen. 

Genf,^^^) Neuenbürg,^**) sowie die Entwürfe von 
Strafgesetzbüchern für die Kantone Waadt**^) und Uri.^**) 
sprechen lediglich vom Schutz der Briefe, welche in den 
-ersten drei Kantonen nur in verschlossenem Zustande sacro- 
ssLiiki sind.- 



"v" 



«»«) Bern, Strafgesetzbuch v. 1866, § 186. 

287) Freiburg, Code penal v. 18ß8, § 425. 

»»«) Basel-Stadt, Strafgesetz v. 1872, § 162. 

«»«») StG.-Entwurf v. 1903, § 109. 

^) Tessin, Codice penale v. 1873, Art. 343, §§ 1 u. ff. 

2*») Genf, Code penal v. 1874, § 379. 

242) Neuenburg, Entwurf v. 1889, Art. 4436. Ebenso im StGB. v. 1891. 

2*') Waadt, Entwurf v. 1882. Doch wurde der Artikel eliminiert! Vergl. 
Projet de code penal, 1882, Lausanne, Imprimerie H. Genton & Viret, pag. 149. 

2'") Uri, Strafgesetzentwurf von Dr. Pfenninger, Frauenfeld 1894, 
Art. 61 ; S. 28 u. 143 daselbst. 
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Wo die Gesetze von Briefen sprechen, sind darunter 
wohl auch stets Tel^ramme zu verstehen, und ferner die- 
Briefe, die nicht auf postalischem Wege befördert wurden. 
Im übrigen hat es keinen Sinn, zu imtersuchen, was die 
Kantone für geheime Papiere mit ihren Gesetzesausdrücken 
vor Indiskretionen sicher stellen woUten. Der Entwurf schützt 
alle Briefe und Schriften, in dem von uns oben***^) ange- 
gebenen Sinn vor Eindringen, aber nur, wenn sie verschlossen 
sind. Wo natürlich ein Kanton das Eindringen in Geschäfts- 
und Fabrikgeheimnisse als solche verbietet, kann damit auch 
die unbefugte Einsicht in gewisse Papiere verboten sein. Das 
hat mit unserm Thema aber nichts zu tun. 

In den Kantonen Schaffhausen und Bern ist auch das 
Lesen unverschlossener Papiere verboteh; ähnlich ver- 
hält es sich in Tessin und im StGE. von Uri. In letzterem 
ist bedroht die Verletzung des Briefgeheimnisses durch Oefi- 
nung oder „Aneignung fremder Briefe"; dies umfasst auch 
die Briefentwendung, die Briefunterschlagung, gewiss! Da 
das Wesentliche aber das Briefgeheimnis sein soll, nicht 
das Recht an der Sache, ersteres aber, namentlich wo der 
Brief nicht geschlossen ist, auch erfolgen kann durch bloss 
vorübergehende Besitzentziehung, so ist der Aus- 
druck „Aneignung" wohl in diesem Sinne zu interpretieren,**^} 
denn sonst wäre dieser Spezialausdruck neben den Artikeln 
über Diebstahl etc. überflüssig. Das Tessiner Strafgesetz**') 
straft gleich dem Eröffner verschlossener Briefe, denjenigen, 
der in Geheimniserkundungsabsicht „s'impossessa con arti-^ 
ficio**®) di una lettera non sigillata." Hier ist also nur von 
der indiskreten Besitzentwendung die Rede. Und da unter 
der lettera sigillata, wie sich aus § 1 des betr. Tessiner 
Artikels, namentlich aus dem Wort „dispacci sigillati" (ver- 
schlossene Depeschen) ergibt, jeder irgendwie verschlossene 



2*5) S. 93. 

^^) Das ist keine extensive Interpretation, die dem nulla poena sine 
lege widerspräche. 

2*7) Tessin, Cod. pen., Art. 343, § 2. 
2") Z ß. darch Aufkauf bei Dritten ? 
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Brief zu vei*stehen ist, ist in § 2 jeder unverschlossene- 
Brief gegen Besitzentziehung gesichert, nicht nur etwa der 
verschlossene, wenn auch nicht gesiegelte. Und die Strafe 
wird erhöht, wenn das verschlossene Schriftstück oder der 
unverschlossene Brief auf dem Postamt, Telegraphenamt oder 
einer sonstigen Amtsstelle oder in den Händen eines Ange- 
stellten dieser Aemter liegt und dort unbefugt weggenommen 
wird, ^^^) z. B. also, wenn jemand unbefugt postlagernde Briefe 
erhebt. Tessin schützt nach SchafEhausen und Bern das Brief- 
geheimnis überhaupt am besten gegen Eindringen. ^^^) 

Alle übrigen der genannten Kantone schützen nur die 
verschlossenen Papiere, oder sogar, wie Genf, Neuenburg,. 
Waadt, Freiburg, Basel, nur die im spezifischen 
Schrif tenverschluss^^^) liegenden Briefe oder Urkunden, . 
also nicht die im Pult offen liegenden, selbst wenn das Pult 
geschlossen ist. Denn diese Strafgesetze reden von der Er- 
öffnung der verschlossenen Briefe oder Urkunden, nicht etwa 
von der Eröffnung eines, Briefe und Urkunden enthaltenden 
Verschlusses im Allgemeinen. 

Auf demselben Standpunkt steht der Schwz. StGE. in 
Art. 109, welcher denjenigen bestraft, der „einen Brief oder 
eine andere verschlossene Schrift unbefugt öffnet." Dieselbe 
Norm war wörtlich schon so im Stooss'schen Entwürfe vor- 
gesehen. In der ersten Lesung in der Expertenkommission *^^) 
wurde, nebst verschiedenen Bemängelungen von anderer 
Seite, von Hürbin beantragt, beizufügen: „oder auf andere 
Weise davon Kenntnis nimmt," da es möglich sei, einen ver- 
schlossenen Brief zu entziffern, ohne ihn zu öffnen. Mit 9 



2*®) Tessin, Art. 343, § 3: La pena sarä di detenzione in primo grado: 
a) Qualora il reo abbia, con finzione di nome o di mandato, dolosamente 
ritirato lettere, dispacci e piegbi altrai da an ufficio o da nn impiegato 
di posta di teiegrafo, o da altro ufficio pubblico .... Aehnlich der oben 
zitierte waadtländische Entwurf. 

^^) Ferner bestraft Tessin auch die Mitteilung des so Erkundeten;- 
siehe unten. 

25») Vergl. darüber Kohl er, Recht an Briefen, S. 26/115. 

2*^ Vergl. Verhandlungen der Expertenkommission von 1895/1896». 
S. 18 f., 562 ff. 



^eQ'^:^mi|.^6*;^iekSI'i^en*angeiionimen. In der 

^■f^^SC^''— '<|''ä^9l^n<'^f^^" Geatalt vor: 

^'M^lef'ä^w^M^^ VJB^ *" Inhalt Kenntnis 

?^^<|g dem Zusatz zum Vei- 

[J, bei dieser Erweite- 

If'urf müssle auch dam 

I an der Türe horcht, 

&?W'ü^fi''.$ttt^m^'' 'wi''^-' Darauf zog 
!?j*.' ■fc.-.D.— iÄ?-^.. ■»,. (jg^ Brief entziffert, 

zurück, und der Satz 
scheint niemand 
le Zusatzantrag Hürhiii 
if welche dae Beispiel 
von „ V e rschlossenen 
durch Horchen an der 

iK., gegenüber andern 

zn eng gefaxt Elin- 

■es, sondern nur das 

dann aber nicht nur 

indiskreten, wenn 

;en Besitzesentziehung, 

ides Strafrecht ist,-") 

Magen daher folgende 

n verschlossenen Brief 

nicht zu seiner Kennt- 

st, oder, selbst wenn 

eigenmächtig Be- 

se zu lesen, 

:ht so weit gehen und 

en Papiere geschützt 

fassen: „Wer, unter 

andere Papiere, die 

StGE-, Art. 219. 

-^^il'^|"''H'*i^4f' Art. 159; angar. StGB, 
£%:^|3C^^.:^^- nod die dort Zitierteo. 
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nicht zu seiner Kenntnisnahme bestimmt sind, unbefugt liest, 
wird .... bestraft." Damit sind die Briefe auch im Pult 
geschützt. 

Mitteilungr des BriefgreheimnisseB. 

Abgesehen von den auch in der Schweiz in manchen 
Kantonen statuierten Geheimhaltungspflichten gegenüber ge- 
wissen Geheimnissen, z. B. den Fabrikationsgeheimnissen,^^^) 
oder denjenigen gewisser Berufsleute, *^') finden sich in der 
Schweiz Verbote der Mitteilung fremder Schriften 
oder deren Inhalts nur an zwei Stellen. Einmal bestraft 
Tessin denjenigen, der in der oben bezeichneten, strafbaren 
Weise in das Briefgeheimnis eingedrungen ist, mit einer 
höhern Strafe, nämlich mit Haft, wenn er den Inhalt der 
betr. Schriften Andern mitgeteilt oder ihn auf andere Art 
bekannt gemacht hat, ^^®) also nicht etwa nur in dem Fall, 
dass er das Brieforiginal vorgezeigt hat. Vor allem gilt dies 
bei der Publikation des Briefes oder seines Inhalts. Der 
Schwz. StGE. kennt eine solche Bestimmung leider nicht; er 
bedroht bloss die Publikation fremder Schriften als Ueber- 
tretung, aber gleichgültig, ob man sie sich durch widerrecht- 
liches Eindringen in das Schriftengeheimnis verschafft hat, 
•oder auf andere Weise, gleichgültig ferner, ob man sie wört- 
lich oder nur ihrem Inhalt nach publiziert. Er sagt . in 
Art. 244: „Wer eine schriftliche Mitteilung, die den Um- 
ständen nach nicht für die Oeffentlichkeit bestimmt sein 
konnte, ^^^) unbefugt veröffentlicht, wird . . . bestraft." 

In der Expertenkommission brachte bei der 1. Lesung 
des Entwurfs, der diese Bestimmung noch nicht enthielt, 
•Gabuzzi den Antrag ein, es möchte auch die Veröffentlichung 



tf'<A 






256) Vergl. z. B. Schweiz. StGE., Art. 160. 

2") Vergl z. B. die Strafgesetzbücher von Genf (378), Wallis (286), 
Freiburg (410), Bern (187), Neuenburg (204), Luzern (120), Obwalden (102), 
:St. Gallen (172), Scbaffhausen (255), Tessin (238), sowie diverse andere. 

**8) Tessin, Strafges., Art. 343, § 3, litt. c. 

2*®) Die Präsumption spricht dagegen. Siehe oben S. 16. 

7 



— 98 — 

von Briefen und Schriften verboten werden, und dieser An- 
trag ward mit 11 gegen 5 Stimmen angenommen.^®®) Die 
vorläufige Fassung lautete dann : „(Wer einen Brief oder eine 
andere verschlossene Schrift unbefugt öffnet oder auf andere 
Weise davon Kenntnis nimmt, und) wer eine Korrespondenz 
unbefugt (beiseite schafft, vernichtet oder) vefröffentlicht, 
wird . . . bestraft." In der 2. Lesung fand David dies Publi- 
kationsverbot zu weitgehend ; es handle sich hier nicht um 
eine Verletzung des Briefgeheimnisses, sondern um ein Delikt 
mit Beziehung auf die Presse, dem eine gewisse politische 
Bedeutung zukomme. Eventuell wollte David diese Vorschrift 
zu den Uebertretungen stellen. Gabuzzi entgegnete mit Recht, 
die unbefugte Veröffentlichung müsse doch als noch straf- 
würdiger erscheinen, als das blosse unbefugte Oeffnen eines 
Briefes. ^®^) Darauf beschloss man mit 9 gegen 5 Stimmen, 
dies Verbot zu den Uebertretungen zu stellen. Wir möchten 
an der jetzigen Fassung des Artikels nur das ändern, dass 
man anstatt eine „schriftliche Mitteilung" setzt: „ein Schrift- 
stück", damit auch Tagebücher geschützt sind und dergleichen, 
und in Anlehnung an das Norwegische Strafgesetz *®^) ein- 
schalten: „ebenso wer ohne triftigen Grund von den persön- 
lichen oder häuslichen Verhältnissen eines Dritten etwas durch 
öffentliche ^®^) Mitteilung verrät." Es schliesst das die Schriften- 
publikation nicht schon in sich ein ; man denke an Geschäfts-, 
Vereinspapiere; aber es trifft doch erst recht den Kern der 
Sache, denn die Mehrzahl unserer Geheimnisse existiert ausser- 



^®®) Stooss glaubte, man könne mit den Bestimmangen über Post- 
und Berufsgeheimnis auskommen. 

^^') Es muss aber betont werden, dass im Schweiz. StGrB. das Publika- 
tionsverbot jedermann trifft, nicht nur den Eindringling, wie im Tessiner 
Gesetz bestimmt ist. Die Aeusserung Davids enthält natürlich eine . uu- 
richtige Antithese. Uebrigens ist die „politische Bedeutung" für alle Parteien 
dieselbe und spricht daher nicht gegen die Bestimmungen des Art. 244. 

^^^ Siehe oben S. 38. Das wäre wohl besser als die schwere Ver- 
leumduugsstrafe des Art. 102, Abs. 2 ! 

***) Z. B. auch in öffentl. Versammlungen. Dasselbe gilt auch für 
Art. 244 betr. der Schriftstücke ! Der Ausdruck „verrät" soll auf das Er- 
fordernis der bisherigen NichtÖffentlichkeit hinweisen. 
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halb der Schriftstücke. Vergl. ferner den weitgehenden Art. 
259 des StGE., zitiert unten S. 122. 

Ueber die Fragen, wer Verletzter sei, d. h. wer An- 
tragberechtigter, wessen Einwilligung in das Eindringen oder 
Mitteilen relevant sei, verweise ich auf die Erörterungen oben 
im Civilrecht; bei Eindringeverboten, die eine Verschluss- 
öffnung voraussetzen, ist es der Verschlussberechtigte, im 
Uebrigen jeder Geheimnisberechtigte, so auch bei der Publi- 
kation. 

Ebenso wurde die Frage, was man unter unbefugter 
Einsicht und Mitteilung zu verstehen hat," schon oben im 
Civilrecht behandelt, speziell bei den Eröffnungs- und Mit- 
teilungsrechten. ^®^) Unbefugt ist sie stets, wo der Inhalt der 
Papiere nicht zur Kenntnisnahme dessen bestimmt ist, der 
Kenntnis nimmt oder vom Mitteilenden die Kenntnis erhält, 
und wo weder ein spezielles Mitteilungs- noch Erkundungs- 
recht besteht, noch der Berechtigte das Geheimnis preisgegeben 
hat. Die betreffenden Gesetze reden fast alle von „unbefugt", 
St. Gallen von „unberechtigt"; Neuenburg sagt : „sans droit"; 
Freiburg: „sans y 6tre autorise"; Genf lässt es als selbstver- 
ständlich (?) aus; Tessin redet ungenau von Schriften, die 
dem Täter nicht gehören (appartengono). Dass ein bestimmter 
Schaden eingetreten sein muss, am Vermögen, an guten Ruf 
etc., wird in keinem dieser Gesetze gefordert; doch erhöht 
Bern die Strafe, wenn für Jemanden ein „Nachteil" aus der 
Indiskretion erwuchs. 

Einige Kantone kennen besondere Strafen für die Brief- 
unterdrückung,^®^) oder heben den Fall doch hervor. 
Und zwar neben den, man könnte sagen „ordentlichen" Sach- 
diebstählen, Sachbeschädigungen, Sachunterschlagungen. Der 
Fall liegt bei Briefen ja auch anders, indem er das Geheim- 
nis verletzt oder doch gefährdet — der Brief wird gelesen 
oder ist in dritter Hand doch grössern Indiskretionen ausge- 
setzt — ja er geht noch über das Geheimnisrecht hinaus, 
indem er dem Verletzten die Nachrichten abschneidet, 



2«*) Vergl. namentlich S. 55 f. 3«^) Siehe obenS. 67. 
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sein Rechtsgut der Kommunikationsfreiheit^*^) beein- 
trächtigt. Luzern und Obwaiden sprechen vom Vorenthalten 
von Briefen und Paketen, St. Gallen von^ Unterschlagen von 
Briefen, Genf von dem, der „sera convaincu d'avoir sup- 
prime une lettre conflee ä la poste ou disposee par un 
facteur." *«^) 

In der Expertenkommission**^) wurde mit zehn gegen 
fünf Stimmen ein Antrag Gabuzzis angenommen, wonach auch 
der bestraft wird, der „eine Korrespondenz unbefugt beiseite 
schafft, vernichtet (oder veröffentlicht)." Die Bestimmung fiel 
dann aber wieder, da, wie Stooss betonte, die Strafe für 
Sachbeschädigung hier ausreiche. Es reichen wohl die ordent- 
lichen Vermögensdeliktsstrafen aus, besonders in Verbindung 
mit den geeigneten Strafschärfungsgründen. 



2. Subjeidive Deliktsseite. 

Kürzer können wir uns bezüglich der subjektiven 
Deliktsseite fassen. Einmal Versuch und Vollendung, 
deren Scheidung ja nicht nur für die Strafbarkeit, das Straf- 
mass relevant ist, sondern auch für die Frage des Beginns 
der Strafverjährung, wenn die Handlung eine Weile unter- 
brochen worden ist. Diejenigen Gesetze, welche die Besitz- 
ergreifung fremder Schriften zu indiskretem Zweck nicht als 
solche bestrafen, können in dieser Handlung nur eine Vor- 
bereitung zum Delikt sehen, die straflos ist; im Tessin ist sie 
selbständiges Delikt, in Bern und Schaffhausen Versuchs- 
handlung.***) 

Mit der Eröffnung der Briefe ist nach den meisten kan- 
tonalen Gesetzen, auch nach dem schwz. StGE., die Tat voll- 



»••) Vergl. auch Art. 157 Schweiz. StGP]. 

'®^) Siehe oben über die BestimmuDgen in Tessin, Uri StGE., Waadt 
StGE. In Zürich, StGB. § 192, ist Vernichtung, Unterdrückung, Ent- 
wendung von Privaturkunden Qualifikationsgrund bei Betrug. 

268) Siehe oben Anm. 252. 

2^^) Ebenso in unserm Vorschlag de lege ferenda. Siehe oben S. 96. 
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endet; das Lesen des Briefs wird nicht gefordert, ^^^) selbst 
wo gefordert wird, dass der Vorsatz sich auf das Lesen be- 
ziehe. So auch in Bern. Anders in Schaffhausen, wo „Ein- 
dringen in Geheimnisse" verlangt wird zur Vollendung des 
Delikts. 

lieber die Vollendung der einfachen Mitteilung und der 
Publikation siehe oben im Civilrecht, Seite 25 f. 

Strafbar ist das Delikt in allen seinen Formen nur, wenn 
es vorsätzlich begangen wird. Auch hierüber wurde schon 
im Civilrecht gehandelt.*^ ^) Doch fordern einige Strafgesetze 
neben dem Vorsatz noch eine bestimmte Absicht. So straft 

« 

Schaffhausen nur den Eindringling, der die Tat unternahm, 
„um jemandem zu schaden oder um sich oder einem Dritten 
einen Vorteil zu verschaffen;^ ebenso Bern, das betont, der 
Vorteil müsse unerlaubt sein, und es sei bloss Geldbusse aus- 
zusprechen, wenn die Handlung „nur aus Neugierde" begangen 
worden sei. 

Mittäterschaft liegt vor, wenn mehrere Personen mit 
demselben Täterdolus in das Briefgeheimnis eindringen oder 
die Veröffentlichung bewerkstelligen; auch dann, wenn der 
Eine den Brief aus dem Briefkasten nimmt, der Zweite ihn 
eröffnet und vorliest, sind beide Täter, und selbst^") in dem 
Fall, wo sie die Briefindiskretion verabredet haben, der Eine 
den Brief nimmt, erbricht und beide ihn lesen. Ein unbetei- 
ligter Dritter aber, der nicht nütkomplottiert hat und erst 
nachträglich, nachdem andere den Brief erbrachen, ihn liest, 
begeht in denjenigen Kantonen kein Strafdelikt,^^^) in denen 
nur die Brief er Öffnung bedroht ist. Dies ist gerade der 
grosse Mangel jener Gesetze,^^^) zu denen auch der schwz. 
StGE. gehört. Es Hessen sich hier noch viele interessante 



«'<>) Siehe Kohler, Recht an Briefen, S. 31/120 und Zitierte. So die 
communis opinio. Anders im Civilrecht! 

"») Siehe oben S. 50. 

2'») Siehe Kohl er, Recht an Briefen, S. 3lf./121f. Selbstverständlich 
ist das in Schaff hausen, Bern, Tessin, und nach unserem Vorschlage de. 
lege ferenda. 

?") Wohl aber ein Civildelikt. 274) Mitteis, a.a.O. S. 56. 
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Fragen aufwerfen, so über Anstiftung, Gehilfenschaft, den Ort 
der Begehung, die Lösung vieler Fragen dieser Materie im 
internationalen Strafrecht (spez. bei Publikation), auf deren 
Behandlung an dieser Stelle nicht eingetreten werden kann. 
Es mag nur noch darauf hingewiesen werden, dass das Ein- 
dringen in das Briefgeheimnis sowie die Mitteilung, bezw. 
Publikation desselben mit einer Menge anderer Strafdelikte 
idealiter konkurrieren kann, so mit Diebstahl, Unterschlagung, 
Sachbeschädigung, Ehrverletzung, Verletzung des Fabrikations- 
und Berufsgeheimnisses, unlauterm Wettbewerb, sowie mit 
einer Reihe von Delikten gegen den Staat und allgemeine 
Rechtsgüter. 






IL Strafverfolgung. 

Der schweizerische Strafgesetzentwurf lässt eine Straf- 
verfolgung wegen Eindringen in das Briefgeheimnis und wegen 
Veröffentlichung des letztem nur auf Antrag zu. Im Stöoss- 
schen Projekt war das nicht gesagt; der Passus wurde erst 
in der Expertenkommission, in der ersten Lesung, durch 
Gretener angeregt. Auch Schaffhausen, Bern, Tessin, Basel, 
St. Gallen etc. fordern einen Strafantrag. Und zwar hat dies 
Erfordernis gerade bei unsern Delikten seinen guten Grund. 
Es ist weniger die Idee, dass der Staat sich zum Einschreiten 
nicht verpflichtet fühle, ehe der Verletzte reagiert, oder 
dass er die Verletzung ohne dessen Anzeige meist gar nicht 
erfahre, als der Grundgedanke, dass er sich ohne Strafantrag 
zum Einschreiten hier nicht berechtigt hält. Denn die 
Strafverfolgung in solchen Fällen bewirkt nicht bloss, dass 
die geschehenen Indiskretionen in der Untersuchung und vor 
Gericht breitgetreten werden, sondern es müssen, um die 
Motive des Täters, die Schwere der Tat festzustellen, meist 
noch eine ganze Menge anderer intimer Verhältnisse vor die 
Beamten, das Publikum, in die Akten, in das Urteil gebracht 
werden, so dass u. U. der Verletzte durch die Sühne, die man 
am Täter nimmt, nur noch mehr verletzt wird, und mit ihm 
eine Reihe von Drittpersonen. Das Antragsrecht ist hier also 
weniger die ,, Voraussetzung" der Strafverfolgung, als deren 
Verhütung durch den Verletzten. ^^^) Hafter^"^®) empüehlt mit 
Recht, die Fälle der Art. 108 und 109 StGE., Verletzung von 
Beruf- und Briefgeheimnissen, der Privatklage anheimzu- 



275) sieiie aach Geheimsphäre, S. 179 ff. 

*^*) Dr. E. Haft er, der Vorentwurf eines BGes. betr. Einführung des 
Schweiz. StGB, in der Ztschr. f. Schw. Strafr. 1903, Bd. XVI, S. 143, Anm. 1 
(Zu Art. 30 des Einf.-Ges.). 



n 
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geben; auch die Publikation geheimer Schriften (Art. 244) 
wurde sich dazu eignen, ja diese wohl gerade in erster Linie. 
Der wesentliche Schutz müsste aber in einem Ausschluss der 
Oeffentlichkeit der Sitzung bestehen, der auf Antrag der Ge- 
heimnisberechtigten anzuordnen wäre, was ja mit dem Privat- 
klageverfahren sich sehr wohl vereinigen liesse. Die Rechts- 
pflege ist zu gut dazu, um dem Publikum als Sensationszirkus 
zu dienen. 

Eine weitere, wohl zu bejahende Frage wäre die, ob bei 
Pressindiskretionen der Redaktor nicht, wie bei In- 
jurien,*") das Recht haben soll, für den anonymen Verfasser 
selber einzutreten, um denselben nicht nennen zu müssen. 

Die Strafe der Brieferöffnung (Art. 109) des StGE. be- 
steht in Busse bis zu 1000 Franken oder in Gefängnis bis zu 
drei Monaten. Die beiden Strafen können verbunden werden; 
die Strafen gegen unbefugte Publikation sind Busse bis 200 
Franken oder Haft. Daneben wird Entziehung des eventuell 
entwendeten Briefes treten, des in die Druckerei gesandten 
Manuskripts und Beschlagnahme der bereits hergestellten Exem- 
plare.*"'®) Auch wird hier das Institut der Friedensbürgschaft"®) 
gute Dienste leisten und der Täter vom Richter verpflichtet 
werden können, die Indiskretion nicht oder nicht mehr zu 
begehen. Ferner wird das Versprechen sich darauf beziehen 
können, erkundete Geheimnisse nicht zu verbreiten. Wäre 
das doch selber wieder zum mindesten ein Civildelikt.*®®) 

In der Mehrzahl der Kantone ist die Strafe Busse oder 
Gefängnis, alternativ oder kumulativ. Luzern, Obwalden, 
Solothurn und St. Gallen lassen nur Busse zu, Bern ebenfalls, 
wenn die Handlung. nur aus Neugierde begangen wurde, wäh- 
rend es sonst auch Gefängnis zulässt, und, wenn die Indis- 
kretion „Nachteile" hatte, Korrektionshausstrafe bis zu einem 
Jahr. 



2") Z. Rpfl. Ges. § 1016 f. "S) gtGE. Art. 38. 

2'») StOE. Art. 46. ^^) Siehe oben S. 28 f. 
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keine Einsicht von Privatschriften nehmen oder Private zwin- 
gen, diese Schriften oder deren Inhalt ihnen mitzuteilen, dürfen 
unter sich oder an Private, an das Publikum diese Schriften 
oder deren Inhalt nicht mitteilen. Dies ist in einer Reihe 
von Gesetzen ausgesprochen, dies ist auch, heutzutage, unge- 
schriebenes,^®^) Staats-, Verwaltungs-, Beamtenrecht, was sich 
namentlich darin zeigt, dass die Gesetze, auch wo sie den 
Schutz nicht besondei-s normieren, doch sich genötigt sehen, 
Eindringe- und Mitteilungsrechte festzulegen und deren Grenzen 
zu bestimmen. ^®^) Voraussetzung dafür, dass hier von einem 
subjektiven Rechte des Privaten gesprochen werden kann, ist 
natürlich, dass der Private bei Verletzungen ein Mittel hat, 
zu reagieren. Sow^eit er sich hiebei nur an den einzelnen 
Beamten zu halten hat, wird hievon noch die Rede sein. 
Hier nur einiges von dem subjektiven öffentlichen Rechte des 
Individuums.^®*) Burckhardt^®^) sagt: „Ein subjektives öffent- 
liches Recht ist gegeben, wenn die dem Staat durch öffent- 
lich-rechtliche Norm auferlegte absolute Pflicht durch den- 
jenigen prozessualisch geltend gemacht werden kann, der an 
der Erhaltung der Pflicht ein Interesse hat.^®^) Wenn letz- 
terer ein Privater ist, wann kann er in der genannten Weise 
gegen die Gemeinde, den Kanton oder gegen die Eidgenossen- 
schaft vorgehen? 

Einmal taucht die Frage auf beim Postgeheimnis. 
Art. 36, Absatz 4 der schweizerischen Bundesverfassung^®^) 
sagt: „Die Unverletzlichkeit des Post- und Telegraphengeheim- 
nisses ist gewährleistet." Die Legaldefinition des Postgeheim- 
nisses^®®) lautet: „Das Postgeheimnis^®^) schliesst das unbe- 
dingte Verbot in sich, der Post^^®) anvertraute Gegenstände 



2S2) Vergl. V. Stengel, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 1886, S. 36. 

28») Zürch. Rpfl. Gesetz, § 836. ^84) j) h. gegen den Staat. 

2**) Burckhardt, Commentar zur Schweiz. Bundesverfassung, S. 40. 

286) Wir möchten lieber sagen: „in dessen Interesse sie statuiert ist." 

^®') Betr. fremde Staaten siehe Geheim Sphäre, S. 54. 

288) BGes. über das Postregal v. 5. IV. 1894, Art. 9 (A. S. n. F. XIV, S.385). 

28») Richtiger: Das Postgeheimnisrecht. 

2»0) Per Postgesetzentwurf von 1907 sagt in Art. 9 „der Verkehrsanstait." 
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rzu öffnen, ihrem Inhalte auf irgend eine Weise nachzuforschen, 
über den Verkehr ^^^) der einzelnen Personen unter sich Mit- 
teilungen, welcher Art sie auch seien, an Dritte zu machen 
und jemand Gelegenheit zu geben, das Postgeheimnis zu ver- 
letzen/' Damit ist ein subjektives öfEentliches Recht statuiert. 
Burckhardt lehnt dies ab.^^^) Allein seine Gründe scheinen 
uns nicht stichhaltig. Burckhardt nimmt an, das Postgeheim- 
nis sei nur gegenüber den Postbehörden gewährleistet und 
folgert daraus, dass aus Art. 36, Abs. 4 der Bundesverfassung 
kein staatsrechtlicher Rekurs an das Bundesgericht möglich 
{ß.-Verf. Art. 113, ZifE. 3), also kein Rechtsmittel vorhanden 
sei, weil, das ist wohl sein Gedanke, ein solcher Rekurs sich 
nur gegen Beschwerden kantonaler Verfügungen und Er- 
lasse richten könne, ^*^) die Postverwaltung aber eidgenös- 
sisch sei. Voraussetzung und Schlussfolgerung, beide sind 
falsch. Einmal enthält weder der Verfassungs- noch der Post- 
gesetzartikel einen Hinweis darauf, dass die Gewährleistung 
nur gegenüber der Post gelte, mag dies auch der historische 
Ursprung der Vorfahren der genannten Artikel gewesen sein, 
wie Burckhardt anführt. Das ist ein Makel im Stammbaum, 
wrelcher den heutigen „Stand" des Gevsetzes nicht berührt. 
Allerdings ist die Postgeheimnisverletzung durch Postbeamte 
speziell bestraft; aber auch andere Beamte, die es ver- 
letzen, begehen ein allgemeines oder spezielles ^^^) Amtsdelikt, 
und zudem ist der staatsrechtliche Rekui*s nicht nur bei delik- 
tischer Verletzung gegeben. Richtig ist auch, wie Burckhardt 
sagt, dass die Post sich den Justizbehörden, sofern diese inner- 
halb ihres Rechts ^^^j handeln, fügen muss; allein die darüber 
hinausgehende Verletzung seitens der Post ist verfassungs- 
widrig. Auch andere eidgenössische Behörden können das 



*®*) Der Po8tge8etzentwurf von 1907 sagt ^Post verkehr," um ud lieb- 
same Miss Verständnisse zu verhindern! 

2ö*) Burckhardt, a. a. 0., S. 345ff. 

298) org Geg^ von 1893, Art. 178, Ziff. 1. 

^*) Vergl. die St.G.B. von Luzern (251), Obwaiden (63), Glarus (149) 
•etc. Siehe unten. 

^®*) Postregalgesetz, Art. 9, Abs. 4. 
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Postgeheimnis verletzen, so die ZolU)ehörde, so andere gegen- 
über Privatbriefen ihrer Beamten, so der Bundesanwalt, der 
nicht innerhalb Art, 9, Abs. 4 des Postgesetzes handelt, Mili- 
tärbehörden, welche Briefe an Militärpersonen eröffnen etc., 
namentlich aber kantonale Behörden. So die kantonalen Justiz- 
personen, welche nicht innerhalb der von Art. 9 des Post- 
gesetzes und ihren kantonalen Gesetzen gezogenen Schranken 
das Postgeheimnis verletzen, z. B. Postbeamte zum Zeugnis 
über zufällig oder w^id errechtlich von denselben erkundeten 
Briefinhalt zwingen;*®^) oder man nehme an, der Kanton 
oder die Gemeinde besitze eine Trinkerheilstätte, ein Schul- 
institut mit Internat u. s. w. und erlasse eine Anstaltsverord- 
nung, laut welcher die einlaufende Korrespondenz der Insassen 
von Anstaltsbeamten zu durchsehen sei vor der Ablieferung 
an jene.^*^) Das sind alles Verletzungen des Art. 36 der 
Bundesverfassung. Soweit die Widerlegung der Burckhardt- 
schen Voraussetzung. Und nun seine Schlussfolgerung. Soweit 
kantonale Verfügungen in Frage stehen, ist (also in den letzt- 
genannten Beispielen) staatsrechtlicher Rekurs ans Bundes- 
gericht zulässig (Art. 113, Z. 3, B.-Verf.). Bei Verletzungen 
durch die Post oder anderer eidgenössischer Behörden fehlt 
zwar dies Rechtsmittel. Aber es wird je nachdem ein staats- 
rechtlicher Rekurs an den Bundesrat oder an die Bundesver- 
sammlung gegeben sein, oder ein Verwaltungsrekurs an die 
betreffenden Oberbehörden. Dies^^®) sieht bezüglich Post- 
beamter auch Art. 112 der Transportordnung für die schwei- 
zerischen Posten*®^) vor: „Klagen wegen Verletzung des Post- 
geheimnisses sind der Kreispostdirektion, der öberpostdirek- 
tion, dem Postdepartement oder dem Bundesrat einzureichen; 



^) Siehe Esslinger, a. a. 0., S. 112 f., S. 104. 

^•^) Die Anstaltsbeamten etc., welche auf dem Postamt oder in der 
Anstalt von Postbeamten solche Briefe etc. zum Zwecke der Durchsicht in 
Empfang nehmen, tun das gegenüber „der Post anvertrauten Gegen- 
ständen.^ Und die Postbeamten können die Briefe in den seltensten Fällen 
den Insassen direkt abgeben. 

^®^) Neben der Klage gegen den Beamten. 

2»ö) BGes. (A. S. n. F.) XIV, S. 555. 
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einen Geisteskranken, der sich ins Postbureau eingeschlichen; 
hat, verletzt wird? Die Post ?««'*) 



2. Schutz gegenüber der Post. 

Wenn schon das Postgeheimnis nicht lediglich der Post- 
und der Telegraphenanstalt gegenüber gilt, so lohnt 
sich's doch, diesen Punkt speziell zu erörtern. Die Bestim- 
mung der Bundesverfassung ist bereits zitiert,^^^) ebenso die 
Legaldefinition ^®^) des Postregalgesetzes. In Ausführung dieser 
Gesetze sind dann Strafgesetze für Post- und Telegraphen- 
beamte und weitere Vorschriften für deren Postgeheimnis- 
pflicht geschaffen worden. ^®^) Der Schutz besteht einmal darin, 
dass Postbeamte der Post anvertraute Gegenstände, auch so- 
fern dieselbe dem Postzwang nicht unterliegen, nicht öffnen 
dürfen, mittels Durchleuchtens nicht lesen dürfen, auch offene 
Postsendungen und Drucksachen dürfen sie nicht lesen. Nie- 
mand braucht zu wissen, was für ein Parteiblatt ich mir halte. 
Viele Indiskretionen lassen sich ja nicht vermeiden, so die 



*^^) Der Post-Ges.-Entw. v. 1907 spricht in § 91 nur von Beschädigung 
etc von Sachen. Doch gilt dies wohl auch von der Geheimnisverletzung. 
Siehe auch § 97, litt. a. Argumentum e contrario. M e i 1 i lässt Verletzungen 
des Postgeheimnisses in ihren civilistischen Folgen unter Art. 466 0. R. 
fallen; vergi. Ztschr. f. Schweiz. Recht, N. E., Bd. V, S. 61. Vergl. auch 
Meili, Telegr. R., S. 30 ff.; Haftpflicht der Postanstalten, S. 146 f. 

*^*) lieber die Geschichte des Postgeheimnisses in der 
Schweiz, vergl. Burckhardt. a. a. 0., S. 336 ff. ; Oetiker, das BGes. 
über das Postregal v. 5. V. 94, Zürch. Diss. 1901. Die Kantone garantierten, 
sich das Postgeheimnis gegenseitig im Tagsatzungsbeschluss v. 2. VIII. 1803 
und im Konkordat vom 9. Juli 1818, abgeschlossen von der Mehrheit der 
Kantone. Im Entwürfe von 1832 war die Uebernahme der Pflicht durch 
den Bund vorgesehen; in der 1848er Bundesverfassung heisst es in Art. 33y 
Ziff. 3: „Die LFnverletzliehkeit des Postgeheimnisses ist gewährleistet." In 
der jetzigen Bundesverfassung lautet der französische Text : „L'inviolabilite 
du secret des lettres et des telögrammes est garantie", der italienische: 
„E garantita l'inviolabilitä del segreto nelle poste e nei telegrafi." Der 
italienische ist der beste, weil klarste. 

305) Siehe Esslinger, a. a. 0., S. 102 ff. 

^^) Siehe unten, S. 115 ff. 
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Wahrnehmung der Briefadressen, Bilder auf Ansichtskarten,, 
der Zeitungstitel etc. Dieses Eindringeverbot ist aber auch 
hier von Eindringerechten der Postbeamten durchbrochen. 
Gewisse Gegenstände werden von der Post nicht befördert, 
wenn sie einen bestimmten Inhalt haben, welchen der Staat 
als mit seinen erzieherischen Zwecken für unvereinbar hältl 
So sagt der Postgesetz-Entwurf von 1907 in Art. 12: „Von 
der Beförderung mit der Post sind diejenigen Sendungen aus- 
geschlossen, welche äusserlich Zeichen oder Bemerkungen 
beschimpfenden oder unsittlichen Inhalts tragen, und Post- 
karten oder unverschlossene Sendungen aller Art, bei welchen 
wahrgenommen wird, dass der Inhalt beschimpfender oder 
unsittlicher Natur ist.'' Die Transportordnung enthielt in 
Art. 5 bis jetzt ähnliche, eher weitergehende Bestimmungen 
und regelte auch das Verfahren in zweifelhaften Fällen. 
Weiter sagt Art. 14 des Postgesetz-Entwurfes: „Die Post- 
anstalt ist ferner nicht verpflichtet, offene Sendungen von 
Lotterieanzeigen aller Art zu befördern, sofern letztere nicht 
Verlosungen betreffen, welche von einer zuständigen schwei- 
zerischen Behörde bewilligt sind.^^^) Die mit der Sichtung 
der Korrespondenz betrauten Beamten müssen also das Post- 
geheimnis so weit verletzen, als es nötig ist, um diesen Inhalt 
festzustellen; aus den angeführten Bestimmungen ergibt sich 
indessen, dass die Kontrolle mehr eine zufällige, erlaubte, nicht 
streng anbefohlene ist. Eine ähnliche Bestimmung enthält die- 



»<»7) Siehe auch Postregalges. v. 1894, Art. 11 q. 12. Weshalb dehnt 
man das nicht grad auf oifene EiniaduDgen zn Kneipabenden, Sängerfesten, 
Maskenbällen aus, wenn man den Bürger doch so bevormunden will und 
unnötigen Geldverbrauch hindern? Die Artikel gehen auf eine Motion 
Joos im Nationalrat zurück, v. 25. IV. 1881. Der Bundesrat lehnte ein 
diesbezügl. Postulat des Nationalrats ab, u. a. mit der Begründung, diese 
Massregel „wäre bedenklich vom Standpunkt der Wahrung des Post- 
geheimnisses . . . ." Sub 4- weist der Bundesrat dann darauf hin, da6s eine 
Regelung im Sinne der Motion Joos nur die Folge hätte, dass die Lose in: 
verschlossenen Briefen versandt werden. Dies geschieht nunmehr auch 
wirklich so und mag so bleiben. Die Losverkäufer können sich das höhere 
Porto sehr wohl leisten, und dem Empfänger ist es auch angenehmer, wenn 
nicht gleich seine ganze Umgebung erfährt, dass er solche Sendungen erhält.!. 



-'• . .•;^ „«7? 
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Feldpostordnung.^^^) Weiter bedarf es eines gewissen Ein- 
dringens u. ü. zur Feststellung der genügenden Frankatur, vor 
allem aber zur Ermittlung des Adressaten oder Versendei's 
bei unbestellbaren Sendungen.^®®) Allein nur die speziell hie- 
mit Betrauten dürfen Einsicht nehmten; ferner dürfen sie, wie 
der Postgesetz-Entwurf in Art. 15 hervorhebt, in das Post- 
geheimnis nicht weiter eindringen, als zu den genannten Fest- 
stellungen notwendig ist. Das Telegramm muss natürlich vom 
Beamten der Aufgabe, wie von dem der Empfangsstation ge- 
lesen werden. Aber nicht vom Depeschenausträger! 

Weiter darf der Post- oder Telegraphenbeamte über alles, 
was er in Ausübung seines Berufes, speziell durch Wahr- 
nehmung des Briefinhaltes, aber auch des Aeussern der zu 
befördernden Gegenstände, erkundet hat, wenn auch nur zu- 
fällig, keinerlei Mitteilung machen, also auch nicht über die 
Adresse, die Art des Briefpapiers, das Siegel, den Stempel 
der Versandstation, nicht darüber, ob überhaupt eine Kor- 
respondenz irgend einer bestimmten Art auf der Post gelegen 
habe, selbst wenn er den Adressaten und Versender nicht 
nennt. Denn der Geheimhaltungswille kann sich auf alles 
beziehen, und der Name kann auf andere Weise bekannt 
werden. Noch weniger darf er Briefe, Depeschen etc. an 
Unbefugte ausliefern ;^^^) oder es darf die Post z. B. unbestell- 
bare Sendungen nicht ausstellen oder ihre Existenz und die 
Adresse etc. publizieren.^^*) Deshalb sind auch die definitiv 
unbestellbaren Sendungen zu vernichten, wie dies das Post- 



*®8) Eidgenöss. Feldpostverordnung vom 15. VI. 1901, Art. 16. 

^^) Postgesetzentwurf, Art. 15; dazu die Botschaft des Bundesrats vom 
25. IL 1907, mit den Erläuterungen, spez. S. 28 u. 29. Das Verfahren bei 
diesen Eebuts ist nach dem Entwürfe nun ein anderes, als in Art. 17 des 
Postregalgesetzes von 1894 vorgesehen ist. Vergl. speziell Art. 9, Abs. 3 
des Entwurfes. Bei der Oeffnung müssen drei Beamte mitwirken. Die 
öifentliche Auskündigung der eingeschriebenen Gegenstände unterbleibt nun- 
mehr. Vergl. dazu Botschaft, S. 27 f. 

^'^) In Zweifelsfällen können die Gerichte entscheiden, deren Anord- 
nung die Post unterworfen ist. So auch Burckhardt, a.a.O., S. 346. 
Vergl. auch oben S. 53 den Fall Dürr und die Zürch. Entscheide. 

'*^) Teilweise Publikation laut Art. 17, Postgesetz von 1894. 
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gesetz vorschreibt. Das Mitteilungsverbot schliesst die Pflicht 
der Post in sich, alle diejenigen Organisationen zu treffen, 
dass Dritte auch nicht zufällig das Postgeheimnis erkunden 
können und dass die Indiskretionen Dritter möglichst verhin- 
dert werden („jemand Gelegenheit zu geben, das Postgeheim- 
nis zu verletzen"),®^^) dass Diitte nicht vom Postbriefkasten- 
inhalt, vom Inhalt der Postfourgons, der Postfächer etc. 
Kenntnis nehmen können. Leider lassen die faktischen Zu- 
stände da noch viel zu wünschen übrig; so fehlt namentlich 
die Organisation des Zutritts zum Schalter, ohne dass die 
Nebenmänner den Brief sehen, den ich spediere oder von den 
postlagernden erhebe, wobei es ja meist ohne Namensnennung 
nicht abgeht, selbst wenn man die Visitenkarte vorzeigt. ^^^) 
Noch grösser ist die Geheimnisgefährdung dadurch, dass es 
zur Erhebung postlagemder gewöhnlicher Briefe etc. keiner 
Legitimation bedarf.*^^) Ueber das Geheimnis der Telegraphen- 
archive siehe oben S. 60, Anm. 132; über die Edition etc. im 
Prozessrecht vergleiche man das nächste Kapitel. 

3. Schutz gegenüber andern Behörden. 

Wir führten schon oben diverse Beispiele dafür an, dass 
das Postgeheimnis auch von andern Behörden ^^^) nicht 



'^^ Postregalgesetz v. 1894, Art. 9, Abs. 2. Es ist postalisch zulässig 
and möglich, dass man eine Charge-Sendnng in der Weise anonym aufgibt, 
dass der Empfänger den Namen des Absenders nicht erfährt. Die Post 
vermerkt dann letztern lediglich, das Couvert braucht dessen Namen nicht 
zu tragen. 

'*') Es ist gesetzwidrig, wenn der Schalterbeamte in Anwesenheit 
Dritter sich den Namen der Karte laut vorliest. Man sollte überhaupt Sorge 
trefPen, dass dicht am Guichet nur eine Person stehen kann. 

^^*) Deshalb versuchte man in Zürich wohl auch einmal ein privates 
„Adressierungsbureau" zu gründen. Der unbefugte Erheber der Briefe begeht 
freilich ein Civil- oder Strafdelikt. 

'") Da es gegenwärtig nur gegenüber dem Staate garantiert ist, können 
Private es nicht verletzen. Der Entwurf des Postregalgesetzes im Bundes- 
bericht 1874, II, 343, Art. 11, Abs. 4 bedrohte mit Strafe auch Private, 
welche sich der Postgeheimnisverletzungen schuldig machen. Das ist nie 
Rechtens geworden. Doch kann den Privaten bei solchen Handlungen sonst 
schon Strafe trefPen, oder doch civilistische Verantwortlichkeit. 

• 8 
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1894 erweitert ^^^) und erläutert. ^^^3 Der schweizerische 
Strafgesetzentwurf bestimmt in Art. 219: „der Post- 
beamte, der das Postgeheimnis verletzt, namentlich . . . . 
(folgt die Aufzählung der Beispiele von Art. 9, Abs. 4 Post- 
regalgesetz) . . ., der Postbeamte der duldet, dass jemand eine 
solche Handlung vornimmt, wird mit Gefängnis bestraft. In 
geringfügigen Fällen kann auf Busse bis zu 1000 Franken er- 
kannt werden." 

Dieselben Strafen treffen nach Art. 220 den Telegraphen- 
beamten, der das Telegraphengeheimnis verletzt. Diese Be- 
amten werden aber nur für vorsätzliche Begehen der genannten 
Delikte criminaliter bestraft. Dagegen kann bei fahrlässiger 
Begehung unter Umständen das Disziplinarverfahren ein- 
greifen. 

Aber auch für andere Beamte sind Verbote der Ver- 
letzung des Brief- und Schriftengeheimnisses statuiert. Ein- 
mal müssen diese Delikte zur allgemeinen Amtspflichtver- 
letzung gezählt werden und sind also als solche strafbar auch 
in Kantonen, die keine speziellen Strafgesetze über die spezi- 
ellen Beamtendelikte in dieser Materie kennen. Was letztere 
anbetrifft, so bestrafen Luzern, ^*^) Obwalden, ^^®) Glarus^^^) 
und Solothurn ^^^) speziell den Beamten, der unbefugt eine 
Hausdurchsuchung oder Beschlagnahme von Papieren vornunmt. 
Eine ganze Reihe von Kantonen verbietet sodann ihren Be- 
amten die unbefugte Aushändigung oder Mitteilung von Akten, 
Urkunden, Protokollen an andere als die hiezu ermächtigten 
Personen, meist unter gleichzeitigem Verbot der Mitteilung 



'^*) Der neue Postges.-Entw. enthält zwar Abs. 2, nicht aber Abs. 3, 
welcher die Verbindung mit dem Strafgesetz herstellt. Dieser Mangel stellt 
uns wieder auf den Standpunkt des Gesetzes von 1853! 

^^) Das Tessiner StGB, hat in Art. 344 eine eigene Bestimmung über 
die Bestrafung des Privaten als Mittäter eines Bundesbeamten. Es straft 
ihn im Tessin nach eidgenöss. Recht (Art. 54, 55), auch wenn der Post- 
beamte nicht einem Tessiner Gericht überwiesen ist. 

8»^) Luzern, Krim. StGes. v. 1860, § 251 c. 

828) Obwalden, Krim. StGes. v. 1864, § 63. 

»2») Glarus, Strafgesetz v. 1867, §. 149. 

330) Solothurn, Strafgesetz v. 1885, § 179. 
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des Amtsgeheimnisses überhaupt. So Thurgau,^^^) Grau- 
bünden, ^^^) Schaffhausen, ^^^) Tessin, ^^^) Schwyz. ^^*) Das be- 
trifft also auch das Brief- und Schriftengeheimnis. Genf^^*) 
bestraft neben den Post- und Telegraphenbeamten ^*') den 
„fonctionnaire ou agent du gouvernement", der das Postge- 
heimnis verletzt, d. h. der Briefe, die der Post anvertraut 
sind, oder Depeschen öffnet oder „en aura facilite Touverture", 
oder der, „depositaire des lettres ou des depeches telepraphi- 
ques, en aura revele Texistence ou le contenu . . . ." 

Der Bund bestraft in Art. 53 des zitierten BG. betr. 
das B.-Strafrecht, einen Beamten oder Angestellten des Landes 
„v^elcher .... c) über .... Akten, welche ihm um seines 
Amtes oder um seiner Anstellung willen eröffnet werden und 
deren Geheimhaltung ihm geboten wird, irgend jemandem eine 
Mitteilung macht." 

N ach Schweizerischem Strafgesetzentwurf 
wird das widerrechtliche Eindringen von Beamten in Brief- 
und Schriftengeheimnisse, z. B. die widerrechtliche Papier- 
durchsuchung im Prozess, als grobfahrlässige Amtspflichtver- 
letzung (Art. 223) oder als Amtsmissbrauch (Art. 215) zu be- 
strafen sein, die Mitteilung solcher Papiere oder ihres Inhalts 
als Amtsgeheimnisverletzung (Art. 214). Ferner bestimmt 
Art. 259: „Wer^^®) aus den geheimen Verhandlungen einer 
öffentlichen Behörde oder aus einer geheimen gerichtlichen 
Untersuchung unbefugt etwas^^^) veröffentlicht, wird mit 



»'!) Thurgau, Strafgesetz v. 1868, § 276. 
332) Graubünden, Strafgesetz v. 1851, § 207. 



33») SchaflPhausen, Strafgesetz v. 1858/59, § 268. 
33*) Tessin, Codice penale v. 1873, Art. 131, § 1. 
335) Schwyz, Strafgesetz v. 1885, § 179. 
338) Genf, Code penal V. 1874, §§ 175, 176. 

337) YüT einen Fall der Verletzung des Briefgeheimnisses und Miss- 
brauchs telegraphischer Depeschen betonte der Bundesrat mit Recht, dass 
die Nennung der Post- und Telegraphenbeamten im Genfer Gesetz be- 
deutungslos sei, da für diese Bundesrecht gelte;. Bund. Blatt 1875, II, 620. 
Vergl. Salis, Schweiz. Bundesrecht, 1891, Bd. I, S. 74 f., Nr. 37. Es muas 
aber hervorgehoben werden, dass die betr. Art. 175 u. 176 auch für andere 
Genfer Beamten gelten. 

338) Also auch der Nichtbeamte. 3S9) 2. B. Aktenstücke, Briefe. 
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B. Das Recht des Staates an seinen geheimen 

Papieren. 

Von den Fällen, in denen der Staat eigene oder fremde 
Papiere, welche Privatgeheimnisse enthalten, respektiert, wm*de 
soeben gesprochen. Nun kann aber auch der Staat, oder 
eine seiner Behörden, eigene Geheimnisse schützen wollen, 
sei es gegen Eindringen Unbefugter, sei es gegenüber Mit-^ 
teilen an solche, und diese unbefugten Dritten können nicht 
nur Privatleute sein oder fremde Staaten, sondern auch eigene 
Beamte und Behörden. Der Staats- und Verwaltungsorganismus 
basiert auf der relativen Selbständigkeit seiner einzelnen 
Zweige und Abteilungen, und diesen muss untereinander, ja 
selbst in gewissem Masse nach oben, bezüglich ihrer Geheim- 
nisse, speziell der in Schriften verkörperten, ein Exklusivitäts- 
recht zustehen. Das gilt namentlich auch von Papieren der 
Gemeinde gegenüber dem Kanton, von Schriften des Kantons 
gegenüber dem Bund. Es gilt auch von Schriften der Ge- 
richte gegenüber der Verwaltung, von solchen der Regierung, 
gegenüber dem Parlament, u. s. f., allgemeine Prinzipien, die 
natürlich von zahlreichen Kontrollrechten und gegenseitigea 
Eindringerechten und Publikationsbefugnissen durchbrochen 
sind. Ob Staats- oder Privätgeheimnisse vorliegen, oder beide^ 
nebeneinander, und welche Behörde im einzelnen Falle ge- 
heimnisberechtigt ist an den in Frage stehenden Schriften, 
lässt sich aus dem oben®*^) über die Geheimnisberechtigten 
Gesagten entnehmen, ebenso wie die Frage, wem das Eigen- 
tum, bezw. das Aufbewahrungsrecht an dergleichen Korre- 
spondenzen, Akten, Dienstpapieren zukomme, nach den oben 
im Sachenrecht entwickelten Grundsätzen zu lösen ist, falls. 
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bestimmte Vorschriften fehlen. Natürlich tragen nicht alle- 
Staatspapiere Geheimcharakter, aber doch weitaus die Mehr^ 
zahl, namentlich gegenüber dem Publikum. Der Geheim- 
haltungswille des Berechtigten ist da ausschlaggebend, sei 
dieser der Staat, die Gemeinde, eine Behörde oder deren 
Vorsteher. 

Praktisch wichtig ist die Frage vornehmlich bezüglich 
der Dienstkorrespondenz, so in der Militärverwaltung^ 
im Disziplinarverfahren; namentlich ist die diplomatische 
Korrespondenz mit den eigenen Gesandten und Konsuls im 
Auslande hervorzuheben. Wichtig ist auch das Geheimnis 
der inoffiziellen Amtspapiere, also inoffizielle Dienst- 
korrespondenzen, oder Entwürfe und Notizen zu amtlichen 
Schriften, Urteilen etc., wo oft schwer zu sagen sein wird, 
ob Privat- oder Amtsgeheimnis der Beamten vorliegt. Natür- 
lich können gewisse Schriften, z. B. ein Gesetzesentwurf, auch 
nur bis zu einem gewissen Zeitpunkt geheim bleiben sollen. 

Das Schutzbedürfnis macht sich zunächst gegenüber den 
Nebenbehörden und den Beamten geltend, auch gegenüber 
den dem Geheimnis- oder Erkundungsberechtigten untergeord- 
neten Beamten. Hierher gehört folgender Fall: ^*^) DerPost-^ 
angestellte Gnädinger in Schaffhausen hatte sich einiger Delikte, 
besonders auch der Verzögerung von Mandatsendungen schuldig 
gemacht. Noch ehe die Sache entdeckt war, traf ein Brief 
der Kreispostkontrolle an das Mandatbureaü, in dem er tätig 
war, ein. Gnädinger vermutete darin, was auch richtig war, 
eine Reklamation wegen der verzögerten Mandatsendung,, 
eröffnete den Brief und unterschlug ihn. Er wurde u. a. auch 
wegen Verletzung des Postgeheimnisses auf Grund von Art. 
54, a und b des BStG. verurteilt, indem das Gericht auch die- 
interne Dienstkorrespondenz der Post zu den „der Post anver- 
trauten Gegenständen" zählte, und ferner mit Recht davon 
ausging, der einzelne Postangestellte repräsentiere die Post- 
anstalt als solche nicht und sei daher nicht befugt, eine Dienst- 



'**) Oberger. Schaffhausen, 7. III. 1903, siehe Ztschr. f. Schweiz. Straf- 
recht, XVI, S. 280 ff. 
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Gesandten untereinander oder mit im Ausland befindlichen 
Schweizern, z. B. wenn der fremde Staat solche verhaftet. 
Dasselbe Recht haben umgekehrt fremde Gesandte etc. bei 
uns in der Schweiz, womit gesagt ist, dass in diesen Fällen 
alle die oben genannten, auch die prozessuellen Eindringe- 
rechte unserer Behörden in Papiere Dritter, gegenüber Aus- 
ländern, die das Recht der Exterritorialität besitzen, ausge- 
schlossen sind. 



I 



Viertes Kapitel. 

Im Prozess- und Exekutionsrecht 

Es wäre langweilig, den Schutz der Privatkorrespondenz 
und anderer Geheimschriften durch sämtliche Civil- und Straf- 
prozessordnungen der Kantone und des Bundes hindurch zu 
verfolgen. Wir verzichten daher darauf; um so lieber, als 
eine Darstellung dieser Art sehr kompliziert und weitschichtig 
ausfallen müsste, und schweizerische Judikatur über die hier 
auftauchenden Fragen sozusagen gänzlich mangelt. ^*^) Wir 
beschränken uns auf die wichtigsten Anwendungsfälle des 
Briefrechtsschutzes im Schuldbetreibungs- und Konkurerecht. 
Im Uebrigen machen wir, da eine einheitliche Civilprozess- 
gesetzgebung für die Schweiz im Wurfe liegt, einen Vorschlag 
de lege ferenda, der übrigens auch für die Neuregelung des 
zürcherischen Prozessrechts bestimmt ist. Bei der Begründung 
unseres Vorschlages werden wir dann Gelegenheit haben, den 
Stand des geltenden Prozessrechts in dieser Materie einiger- 
massen zu beleuchten. 

1. Exekutionsrecht. 

Unser Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz bestimmt 
für das Konkurs -Verfahren in Art. 223 Abs. 2: „ . . . Ge- 
schäfts-^^^) und Hausbücher, sowie sonstige Schriften von Belang 
nimmt das Konkursamt in Verwahrung." Welche Schriften 
„von Belang" seien, bestimmt sich rein nach ihrem Inhalt. 



'*') Wie meine Rundfrage bei den schweizer. Gerichten ergeben hat. 
'*®) Diese gehören überhaupt zar Konkarsmasse; siehe Jäger, NoteT 
zu Art. 197, Seh. u. K. G. 
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Recht ist.^**) Deshalb dürfen auch unpublizierte Urheber- 
werke, solange noch kein Verlagsvertrag oder sonst eine 
bindende Publikationserklärung des Verfassers oder dessen 
Erben existiert, trotz des latenten Vermögenswertes nicht ge- 
pfändet werden, **'') und dies gilt somit einmal für literarische 
Briefe, noch viel mehr aber dann für alltägliche. Wie die 
Pfändung ist aucli der Arrest an solchen Papieren ausge- 
schlossen. Ueber allfällige Retentionsrechte siehe oben.®^®) 
Natürlich sind auch die nach Art. 223 Abs. 2 Seh. und K. G. 
vom Konkursamte beschlagnahmten Briefe etc., soweit sie nicht 
Wertgegenstände sind, der Verwertung entzogen. Autographe 
aber, die als solche bereits gesammelt waren, unterliegen 
der Pfändung und Vei"steigerung ; nur dürfen nicht etwa 
Privatschriften bei der Pfändung zu „Autographen" abgestem- 
pelt werden. 

2. Prozessrecht. 

Es bedarf wohl keiner langen Erörterungen darüber, dass 
die Geheimsphäre, und das Schriftengeheimnis im Speziellen, 
von keiner Seite her so sehr beschränkt und bedroht ist, wie 
von Seiten des Prozessrechts.^^®) Dient der Prozess, 
und zwar nicht nur das Beweisverfahren, doch häufig gerade 
dazu, Geheimnissen auf die Spur zu kommen. Es können 
daher, wenn anders man nicht jeden Rechtsschutz illusorisch 
machen will, die Privatgeheimnisse im Prozesse nur einen 
relativen Schutz finden, und es ist anzuerkennen, dass das 
moderne Recht in dieser Hinsicht, speziell im Zeugnisrecht, 



»*«) Vergl. Reichel, Ztschr. f. Schw. R., XIII, S. 58f.; Weber und 
Brüst lein, Comm. zu §92, Seh. K. G. ; Geheimsphäre, S. 85 und dort 
zitierte ausländische Literatur und Judicatur. 

8*7) Vergl. hiezu Jäger in Note 1 zu § 92, Seh. K. G.; Entsch. des 
Obergerichts Zürich v. 17. 1. 1874, Ztschr. f. Ger. Prax. u. RW., 11, S. 91 ff., 
allerdings mit falscher Begründung. Siehe auch Kohler, Autorrecht, 
S. 137 ff.; Arch. civ. Prax., Bd. 82, S. 191, 228 ff. etc. 

»*«) Siehe S. 72 f. 

859) Vergl. vor allem die im Literaturverzeichnis genannte vorzügliche- 
Schrift 0. Friedman n's. 
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nisse ausschliessen ; er umfasst diese vielmehr, und will nur 
die Abgrenzung nach dem Geheimnis des Staates und der 
Behörden geben, das eventuell für sich im Prozessrecht geregelt 
werden kann. In erster Linie ist das Schriftengeheimnis ge- 
schützt; doch mussten wir den Vorschlag de lege ferenda 
natürlich in weiterm Sinne fassen. Aus dem Begriff des 
Privatgeheimni^es ergibt sich dann auch, wer jedesmal die 
Berechtigten ^^^) sind, und es ist damit schon gesagt, dass, 
wenn diese Drittpersonen einwilligen, der Richter das Geheim- 
nis nicht zu schonen hat und die so vorgebrachte Tatsache 
berücksichtigen muss. 

Diese Drittpersonen sind alle ausserhalb des Prozesses 
Stehenden, also weder die Parteien, noch die Intervenienten, 
noch der Angeschuldigte, noch der Damnifikat. ^®^) Es können 
auch Zeugen sein, mitwirkende Beamte, Parteivertreter als 
solche. Nur die Geheimnisse dieser Drittpersonen ver- 
dienen diesen Schutz, denn diese kommen nur zufällig in den 
Prozess hinein, meist sogar als im Ufebrigen Unbeteiligte, und 
haben daher eher Anspruch auf solchen Schutz, als die Par- 
teien, denen man leichter zumuten kann, ihre Geheimnisse zu 
opfern, und die ja nebenbei immer noch durch die Zeugnis- 
verweigerungsrechte ihrer Geheimniswahrer gedeckt sind.®®*) 

Die Schonung der Privatgeheimnisse ist schon 
im jetzigen Civil- und Strafprozess eine weitgehende, man 
denke an Zeugnis- und Editionsverweigerungsgründe, an die 
Bestimmungen einiger Gesetze, ®®^) dass bei Haus- und Papier- 
durchsuchungen mit möglichster „Schonung der Privatgeheim- 



'**) Siehe oben S. 41 ff. Vergl. auch unten zu § 2. 

'®^) R. 0. 1889, Nr. 26. Wollte man eine Legaldefinition zum Aus- 
druck „Drittpersonen" der beiden §§ aufstellen, so empföhle es sich freilich, 
-denjenigen Damnificaten, der weder Anzeige noch Strafantrag gestellt noch 
civiliter geklagt hat, auch zu den geschützten Dritten zu stellen. Vergl. 
auch die Zitate in Geheimsphäre, S. 101, Anm. 1. 

««*) Siehe Beiträge zur Zürch. Rpfl., II, S. 255 f. 

»«5) Zürich, Rpfl.Ges., §§827,836; Thurgau, Gesetz betr. das 
bezirksamtl. Vorunters. Verf. v. 1867, §12; Luzern, Ges. über d. Strafr. 
Verf. V. 1865, § 109; Solothurn, StPO. v. 1885, § 130; Appenzell 
A.-Rh., StPO. V. 1880, Art. 46, u. s. f. 
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an, die Partei A habe, durch Bestechung des Commis des C^ , 

Photograpliien geheimer Tagebücher des C erlangen können 
mit Notizen über ß und produziere nun diese. Das ist im 
modernen Prozessrecht bis jetzt nicht verboten, B darf sogar 
auf Grund dieser Beweisstücke verurteilt werden, während 
C nicht editionspflichtig gewesen wäre. Oder die Partei A,. 
der eine gegen die guten Sitten verstossende Handlung von 
der Gegenpartei vorgeworfen wird, legt, zum Beweise, dass. 
sie nicht schlechter sei, als andere, Briefe Dritter vor, aua 
welchen sie dies beweisen will. Auch Korrespondenzen der 
Gegenpartei, die man von derselben ediert haben will oder 
die man sich bereits verschafft hat, können aus diesem Ge- 
sichtspunkt vom Richter ausgeschlossen werden, wenn z. B. 
die Geheimnisse Dritter, die sie offenbar enthalten, derart sind, 
dass ihr Schutz wichtiger scheint als das Produktionsinter- 
esse des A. Man denke, dass ein Mann im Scheidungs- 
prozess, um die Frau zu kränken oder auch nur, um ihre 
Erziehung zu charakterisieren, durch Vorlegung von Briefen, 
den unmoralischen Lebenswandel ihrer Mutter nachweist, von 
Briefen, die er vielleicht vom frühern Liebhaber dieser Mutter 
erworben oder von deren Kammerzofe durch Bestechung er- 
langt hat. ^'®) Dies nur einige Beispiele von Hunderten. *^^> 
Die Indiskretion vor Gericht wird namentlich dann zur wider- 
rechtlichen, wenn die Sitzung eine öffentliche ist, woraus sich 
ergibt, dass bei Einführung des § 2 unseres Vorschlags die^ 
Handhabung von § 1 erleichtert würde. 

Noch wichtiger wird dies alles, wo es sich um Mitteilungs- 
und Vorlegungspflicht der Parteien oder Dritter handelt. 
Soll eine Partei gezwungen werden können, einen wider- 
rechtlich erlangten Brief, den sie doch sonst geheim zu haltea 
hat, vorzulegen? Sollen die Tagebücher, Korrespondenzea 



"®) So darf der öffentliche Ankläger auch nicht Tagebücher des An- 
geklagten vorlesen, soweit dies nar geschieht, um dessen Parteigenossen za 
kennzeichnen oder um sonst den Fall sensationell zu machen. Andere Fälle 
bei Kohler, Becht an Briefen, wo auch französ. Entscheide zitiert sind. 

^^') Und dabei spielt die Verletzung des Briefgeheimnisses nicht 
einmal die Hauptrolle. 



— 131 — 

etc. des Angeschuldigten nicht gerade hinsichtlich der darin 
enthaltenen Geheimnisse Dritter besonders schonend behandelt 
werden t 

Soll das Parteibefragungsrecht, ^''^) das Verhör nicht 
unter Umständen an den Intimitäten Dritter seine Schranke 
finden? Und nun namentligh, wo die Frage auftaucht, ob 
Dritte editionspflichtig, zeugnispflichtig seien, ob bei ihnen 
eine Haus- oder Papierdurchsuchung vorgenommen werden 
dürfe, kann dies „diskretionäre" Schonungsrecht des Richters 
von Nutzen sein; so wo dieser Dritte zwar geheimhaltungs- 
pflichtig, aber nicht zeugnisverweigerungsberechtigt ist, ^''^) 
oder wo er sich der Tragweite seiner Indiskretion gar nicht 
bewusst ist — man denke an Kinder! weshalb ja auch der 
Richter Zeugnisverweigerungsberechtigte auf ihr Recht auf- 
merksam machen muss. ^''*) 

Im Civilprozeas kennt die Mehrzahl der Kantone und die 
Bundes CPO. (Art. 119) eine allgemeine Editionspflicht ^^^^3 
jedermanns, gleich der Zeugnispflicht, und gewährt bei jener, 
wie bei dieser, bestimmte Verweigerungsgrtinde. Unter Um- 
ständen gibt es aber Fälle, wo der Richter weiter gehen muss 
im Geheimnisschutz. Es wird dies in erster Linie dort prak- 
tisch, wo solche Editionsverweigerungsgründe im Civilprozess 
nicht existieren, wie z. B. in Zürich. Im gegenwärtigen 
zürcherischen Rechtspflegegesetz ist zwar eine solche allge- 
meine Editionspflicht für den Straf prozess vorgesehen ; ^'^) 
aber erst ^^^) der zürcherische Strafprozessentwurf zog nun die 
logische Konsequenz und erklärte '^'^3 dass der Inhaber der 
vorzulegenden Papiere oder Gegenstände dann wegen deren 

^'^) Ueb'er dessen Grenzen siehe Meili, Comm. z. Zürch. Rpfl.G., § 349/ 

378^ Wie meistens. So auch bei Geheimnisvertrag; vergl. R. 0. 
1887, Nr. 111. 

"*) Vergl. die gute Bestimmung in der dtsch. CPO., § 383, Abs. 3. 

*'*) Siehe Schurter, a.a.O., Seite 216 ff.; Oesterr. CPO., §305, 
spez. Ziff. 1 ! 

378) Zürch. ßpfl.Ges., § 837. 

*") Auch bez. des Redaktors. Vergl. dagegen R. 0. 1890, Nr. 62; 
und Zürch. StPO.Entw., § 301, Abs. 2, B. G. Entsch. 33, S. 294 f. 

8") Zürch. StPO.Entw., § 116, Abs. 3. 
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brochen der PoHt oder dem IJeberbringer zurückgegeben 
werden. 

Aber auch in der Wohnung, im Pulle, im Handkoffer, in 
der BrieftaHche den A köimen Briefe de» H beHchlagnahmt 
werden, »ofern Hie Rieh auf das in Frage liegende Verbrechen 
be/ieiien ; •***) freilich nur, „wenn zu vermuten ist", dass solche 
Schriften sich in den Papieren des angeschuldigten A i)efinden, 
dürfen diese darauf hin durchsuciit werden.'****) Wann aber 
liegt diese Vernuitung nicht vor? Freilich ist l)cstimmt, dass 
der A von Anfang an gegeri die Durchsuchung seiner Papiere 
protestieren kann; dann werden sie in globo beschlagnahmt 
und von der IJntorsuchungsbcftiördo versiegelt aufbewahrt, bis 
das (iericht über die Durchsuchung entschieden hat, und A 
kann sein Siegel beidrdcken und der pjntslegelung bei- 
wohnen.***'*) Ferner Ist bestimmt, dass jede Durchsuchung 
der Papiere des A mit mcigüchster Schonung der Prlvatge- 
heimnisso erfolgen soll,"**®) also wohl auch mit Schormng der 
(iehelmnlsso des H, so dass der Beamte nicht unter dem Vor- 
wand dos 8 833 alles lesen darf ; der Beamte hat auch, sobald er 
sieht, dass z. B. ein Brief in den Papieren des A nicht zu 
den Akten zu erheben ist, ihn A zurückzugeben. Und A soll 
überhaui)t zur Durchsuchung womöglich beigezogen werden, 
so dass er also Aufschluss geben und manche unnötige Indis- 
kretion von vornherein verhüten kann. Trotzdem ist, wie 
man sieht, das Kindringerecht des Staates ein sehr weitgehendes. 

Die lIntersuchungsl)ehördo kann ferner den B auffordern, 
Briefe des A ihr zu edieren. Beseitigt B diese Briefe, so 
wird er gel)üsst oder wegen Begünstigung i)estraft.'*^'') Weigert 
er sich, zu edieren, so wird zur Haus- bezw. Papierdurch- 
suchung l)el ihm geschritten,"**^) die genau so ei'folgt, wie l)ei A, 
Dem ganzen Verfahren gegen B hat aber dessen Zeugenein- 
vernahme voranzugeiien, und eine Papierdurclisuchung bei B 

»*») Z, Rpfi.üf'H., ^ ÖÖ8. »•<) eod. ^ 834, Ab». 1. 

«") eod. § 836. "«) eod. § 836. 

»•') «»od. § 837. V«»rKl. aber oben Note 377. 

'****) eod. § 834, Ab», 2. Auch wenn er zeu^ninverweigerangt)- 
berechti|(t ist? 
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Briefe vorzulesen etc. ; ferner durch Abschneidung von Fragen 
an die Zeugen, die im Sinne unseres § unzulässig sind,®^^) 
durch richtige Handhabung des richterlichen Fragerechts, dis- 
kretes Verfahren bei Augenscheinsverhandlungen in Geschäfts- 
und Wohnräumen etc. So werden auch indiskrete Eingaben 
zurückzuweisen sein, und bei der Vorlegungspflicht Vorsorge 
getroffen werden müssen, dass gewisse Stellen der Urkunde 
verdeckt werden.®®^) 

Sodann § 1 , Abs. 2. Dies scheint uns der Kern der ganzen 
Frage zu sein. Denn der Mehrzahl unerlaubter Indiskretionen 
steht der Richter und Untersuchungsbeamte machtlos gegen- 
über, weil er sie oft nicht voraussehen kann. Auch unter- 
bricht er ja den Partei Vertreter in der Regel nicht gerne. 
Die Massregel des Abs. 1 wäre daher ohne den Absatz 2 
nur eine halbe, und die Partei, welcher es so leicht gelingt, 
Indiskretionen in den Prozess einzuschmuggeln, hätte, mag 
sie selbst vom Dritten civilrechtlich deswegen belangt werden 
können, nun den Triumph, dass diese Tatsache, die sie offen 
legte, vom Richter bei del* Beweiswürdigung berücksichtigt 
werden müsste. Das geht nicht an; das wäre der reinste 
Hohn auf die Rechtsordnung. Eingeschmuggelte Waren kann 
man konfiszieren; eingeschmuggelte Tatsachen kann man 
wenigstens „unbrauchbar" machen, dadurch nämlich, dass 
man sie als nichtexistent ansieht. Jeder Richter weiss, dass 
oft der innere Grund, weshalb man eine Klage abwies,^®^) 
nur darin lag, dass man es für skandalös gehalten hätte, wenn 
der Kläger nur wegen seiner groben Indiskretion hätte ob- 
siegen müssen; während man äusserlich, notgedrungen, die 



*®') Aehnlich wie es bereits heute untersagt ist, „verfängliche" Fragen 
an die Zeugen zu richten, oder wie die Zeugen schon jetzt vor „Ungebühr" 
der Parteien durch den Richter zu schützen sind, und die Partei selbst 
Ordnungsbusse treffen kann; Zürch. Rpfl.G., §§ 383, 385. 

*®2) Zürch. Rpfl.Ges., § 417, Abs. 3. Ueber die Rückgabe von Briefen 
nach Beendigung des Prozesses und Photographierens derselben siehe R. 0. 
1887, Nr. 101, 102 ; ferner Bl. Z. Rsp. 1906, Nr. 65. 

^^) Mag es oft auch ganz unbewusst der Fall sein. 
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Es ist ein entschieden grosses Bedürfnis, speziell auch bezügl. der 
zu verlesenden Privatkorrespondenz, und es ist schon in 
manchen Gesetzen berücksichtigt worden. So werden nach dem 
Gesetz von Baselland *®®) überhaupt „wichtige Familiengeheim- 
nisse" berücksichtigt; so ist im Kanton Zürich*®*) die OefEentlich- 
keit wenigstens im Ehescheidungs- und Vaterschaftsprozesse aus- 
geschlossen, was ja für das Geheimnis der Briefe besonders 
wichtig ist. Allein damit kommt man nicht aus, namentlich 
dort nicht, wo im Prozesse gerade eine Geheimnisverletzung 
verfolgt wird,*®^) wie dies jetzt im schweizerischen Strafgesetz- 
entwurf an verschiedenen Stellen vorgesehen ist. Wollte hier 
ein Kanton die Sitzung für öffentlich erklären — was ja die 
Regel ist — so würde der Schutz der betr. Strafartikel illu- 
sorisch, denn dann würde ja die Geheimnisverletzung anstatt 
gesühnt, nur noch vergrössert. Aber auch abgesehen hievon 
ist eine Bestimmung, wie § 2, wohl zu empfehlen.*®^) Denn 
in den genannten Fällen ist es ja, wie überhaupt meist, nur 
die Sensationslüsternheit, die das Publikum *®*) ins sonst ängst- 
lich gemiedene Gerichtsgebäude drängt, und dieser zu fröhnen 
ist nicht der Zweck der Oeffentlichkeit der Sitzung. 



*^) Vom 12. V 1851, § 3, litt. b. Vergl. Esslinger, a. a. 0., S. 173, 
Geheimsphäre, S. 179f., und im übrigen speziell Priedmann, a. a. 0., 
der über diese Frage einlässlich handelt. 

*^^) Z. Rpfl.G., § 144. Zur Not könnte auch Abs. 3 desselben herbei- 
gezogen werden (Verletzung von Sitte und Anstand). 

*«2) Siehe oben S. 64, 103 f. 

*°') Siehe oben Note 361. Der § 2 gilt auch bei Geheimnissen der 
Parteien. 

*®*) Oder die Presse als dessen angebliche negotiorum gestrix. 



Dritter Teil. 



De lege ferenda. 



Der rechtliche Schutz des Briefes ist in der Schweiz, wie 
gezeigt wurde, grösstenteils schon durch das bestehende Recht 
geschaffen, wenigstens, wenn man dasselbe im Sinne unserer 
Ausführungen interpretiert. Natürlich bleiben gewisse Lücken. 
Die gefährlichsten derselben suchten wir durch Vorschläge de 
lege ferenda zu schützen und zwar stellen letztere zum Teil 
nur „Verbesserungen" bereits projektierter Gesetzesvorschriften 
dar. Wir resümieren unsere Vorschläge *®^) im folgenden und 
bemerken noch, dass sie grossenteils über den Schutz des 
Rechtes an Briefen hinausgehen. 

1. Notstand im Givilrecht 

Schweiz. Civilgesetzentwurf, Art. 1065, Absatz 2. soll lauten: 

„Wer zur Abwendung eines drohenden Schadens oder 
„einer gegenwärtigen Gefahr für sich oder einen andern 
„fremde Rechtsgüter verletzt, hat den Schaden nach Ermessen 
„des Richtei-s zu ersetzen." *°^) 

2. Strafrechtliches Eindringeverbot. 

Schweiz. Straf gesetzentwurf^ Art. 109, soll lauten: 

entweder : 

„Wer einen verschlossenen Brief oder andere verschlossene 
„Papiere, die nicht zu seiner Kenntnisnahme bestimmt sind, 
„unbefugt liest, oder, selbst wenn sie nicht verschlossen sind, 



*^*) Im Wesentlichen. Siehe auch S. 72 über den Verlagsvertrag. 
*««) Siehe oben S. 56. 
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ßriefadresse 17. 112. 
Briefbesitz 41. 65 ff. 94 ff. 
Briefempfänger, s. Geheimnisberechtigte. 
Brieferöffnungsrecht 45 f. 62 ff. 78 f. 

81 f. 85 f. 89. 99. 
Briefgeheimnis (Begriff) 11. 
Briefkasten 21. 101. 113. 
Briefkauf 19. 61 a. 248. 
Briefmarkenhändler 36. 
Briefphotographie 39 f. 61. 63. 129. 

a. 118. a. 392. a. 399. 
Briefroman 2. 
Brieftasche 21. 
Brieftauben 97. 

Briefnnterdrückung 67. 94 f. 99. 
Buchbinder 32. s. Geheimhaltungspflicht. 
Buchhändler 31. s. 



c. 

S. auch unter E. 
CessioD 71. 
Chiffern 17. 25. 
Civildelikt 13-64. 
Civilrecht 13—89. 
Client, s. Bechtsanwalt. 
Club 49. 
Commis 32. 

Communikationsrecht 9. 67. 100. 
Composition, s. Papiere 3 f. 
Controlrecht 79 f. 81 f. 114. 120. 
Conventionalstrafe 68. 
Copie, s. Papiere 3 f., ferner 38 ff. 
Copierbuch, s. Papiere 3 f., ferner 22. 32. 
Couvert If. 17. 112. 

D. 

Damnifikat a. 363. 

Dedikation 18. 

Delikt 13 ff. 90 ff. 

Deliktsconcurrenz 9. 102. a. 84. a. 160. 

Depositar 45. 54. 70. 92. 

Dereliction des Briefs 67. 

Detentor 41. 54. 65 f. 



Diener, s. Dienstboten. 

Dienstboten 1. 18. 96. 130. a. 59. 

Dienstpapiere 32. 66. 87. 120 f. 

Dienst vertrag 71 f. 

Diktat 12. 43. 

Dingliche Rechte 65 ff. 

Diplomaten 120 ff. 

Disciplinarstrafe 117. 

Diskretion, s. Geheimnis. 

Distanzgeheimnis a. 38. 

Drohung 20. 61. 

Drucksachen 1. 3 f. 21. 110. s. Public 

kation. 
Dürr (Fall Dürr) 63. a. 110. a. 310. 
Durchsuchung 127 ff. 



E. 

Editionspflicht 30. 59 f. 128 ff. 
Editionsrecht 128. 
Ehegatten 57. 78 f. 88. 
Ehescheidung 80. 130. 138. a. 193. 
Ehrverletzung 9. 49. a. 76. a. 262. 
Eigentum an Briefen 41. 65 ff. 78. 81_ 

86. 120. 
Einsamkeit, Recht auf, 6. 
Einsichtsrecht 45 f. 52 ff. 78 f. 81 f.. 

85 f. 89. 99. 
Einstampfen, s. Vernichtung. 
Einwilligung 27. 52 ff. 
Elternrechte 67. 80 ff. 
Ende des Briefrechts 12. 43. 52 ff.. 

83 ff. S.Publikation. 
Enquete 5. 

Entwurf, s. Papiere 3 f. 
Erben, Erbrecht 83 ff. 
Erbloses Gut 89. 
Erpressung 20. 61. 
Erraten des Namens 26. 
Erzieher a. 196. 
Exekutionsrecht 124 ff. 
Expropriation von Briefen 56. 122.. 

a.302. a.320. 
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• F. 

Eabrikationsgeheimnis 48. 102. 
Fascimile 16. 

Fahrlässigkeit 50 f. 101. 117. 
Familie 27. 53. 77 ff. 82. 87. s. Erben, 

Ehegatten, Kinder. 
Familiengeheimuis 77. 
Familienrecht 67. 77 ff. 
Familienstiftnng 82. 
Feldpost 112. 
Ferndrucker a. 34. 
Feststellangsklage 63. 
Flugblatt 35. 
Fremdenbuch a. 20. 
Freunde 27. 33. 35. 44. 53. 83 ff. 89. 
Friedensbürgschafc 104. 
Fund 41. 57. 67. 



G. 

Gefängnis 114. a.300. 
Geheimhaltungspflicht 22 ff. 29 ff. 42 

89. 97. 
Geheimhaltungswillen 11. 16. 50. 52 ff. 

99. 
Geheimnis 2 ff.. (Definition 10 f.) 
Geheimnisberechtigte 10 f. 41 f. 78 f. 

81. 83 ff. 99. 120 f. 128. a. 340. 
Geheimnis vertrag 68 f. 
Geheimsphäre 8 ff. 
Gehilfe, s. Teilnehmer. 
Geisteskranke 20. 51. 67. 81. 110. 
Geliebte 44. 49. 81. 89. 
Gericht, s. Behörden, Beamte. 
Gerichtssitzung 36. 48. 64. 103 f. 127. 

134 f. 137 f.- 
-Gesandte 122. 
Gesandtschaftsattaches 122. 
Geschäftsbücher 31. 87. 93. s. Papiere 

3 f. 
Geschäftsgeheimnis 48. 102. a. 62. 
Geschäftspapiere 31. 87 s. Papiere 3 f. 
Geschäftsverkauf 66. 71. 87. a. 115. 
Xreschichte des Postgeheimnisses a. 304. 



Gesellschaft 32. 71. 
Getrenntleben 79. 
Gnädinger (Fall) 121. a. 323. 

H. 

Haftpflicht des Staates, der Post 109 ff. 
Handelsfrau 77. 
Handelsreisender 66. 
Handschrift 1. 3 f. 
Hausgemeinschaft 33. 82. 84. 89. 
Haushaltungsbncher 78. s. Papiere 3 f. 
Hausrecht 6. 21. 41. 56. 117. 122. 

127 ff. 132 ff a.84. 
Haussuchung 117. 132 ff. 
Heiratsantrag 33. 

Herrenlose Briefe 67, s. auch Fund. 
Hotelier 31 f. 43. a. 20. a. 179. 
Hörsaal 36. 

Immunität, parlamentar. a. 66. 
Indiskretion, 8. Geheimnis. 
Individualrecht 10. 13 ff. 
Inoffizielle Amtspapiere 121. 
Interviewer 54. 
Inventar 114. a. 214. 
Irrenanstalt 67. 
Irrtum 29. 51. a. 179. 
Juristische Person 48. 



K. 

S. auch unter C. 
Karikatur 3. 

Kauf von Briefen 19. 61. a. 248. 
Käufer 31. 

Kinder 20. 51. 67 80 ff. s. Familie. 
Klage 61 ff. 

Klagenhäufnng a. 84. a. 160. 
Kodakaufnahme 3. 
Koffer 21. 
Konkursrecht 124 f. 
Konsuln 122 f. 
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Kumulation a. 160. 
Kundenliste 40. 
Kursdepesche 52. 

L. 

Legatar, s. Erben, 
de lege ferenda 139 f. 
Lehrer 80. 
Leihe 69 f. 
Lesen, s. Briefe. 
Liebesbriefe 44. 81. 89. 
Lotterieanzeigen 111. 



M. 

Mäkler 31. 
Mandatar 43 f. 71. 
Manuskript 35. s. Papiere 3 f. 
Meinungsäusserung 9. a. 66. a. 316. 
Memoiren, s. Papiere 3 f. 
Militär 108. 112. 114. 122. 
Mitgliederliste 37. 
Mittäterschaft, s. Teilnehmer. 
Mitteilung 22. 47. 55 ff. 
Museum 3. 36. 89. a. 320. 



N. 
Namen, s. Anonymität. 
Nachläse, s. Erben. 

negotiorum gestor 43 f. 52. 170. a. 404. 
Nichtige Verträge 54 f. 61 f. 71 f. 
Notizen, s. Papiere 3 f. 
Notstand 55. 62. 67. 
Notwehr 55. 62. 67. 
Numerierte Exemplare 35. 



o. 

Obligationenrecht 68 ff. 
Oeffentliche Erklärung 58. 
Oeffentliche Sitzung, Versammlung 36. 
48. 64. 103 f. 127. 134 f. 137 f. 



Oeffentliches Recht 90. 105 ff. 124 ffl 
„Offener" Brief 2. 
Offerte 68. 



P. 

Papierdurchsuchung 132 ff. 

Papiere 1 ff., speziell 3 f. 

Parlament 120. a. 66. 

Partei, im Prozess 127 ff. 

Partei, politische 26. 35 f. 49. 58. 9^ 

110. a.370. 
Pfändung 125 f. 
Pflegeeltern. 81. 
Photographie 3 f. 37. 112. a. 220. 

s. Papiere, Briefphotographie, Recht 

am eigenen Bilde. 
Pläne 3 f. 32. 
Postbeamte 110 f. 116 f. 
Postbriefkasten 113. 
Postfächer 113. 

Postgeheimnis 95. 100. 106 f. 110 f. 
Postkarte 3. 17. 32. 42. 110 f. 
Postlagernde Briefe 57. 81. 95. 112 L 

a.313. a.314. 
Postlokal 42. 67. 95. 110. 113. 
Postzwang 110. 
Preisarbeit 54. 

Preisgabe des Geheimnisses 52 ff. 
Presse 7 f. 26. 35 f. 54. 71. 98. a. 404. 

8. Publikation, polit. Partei. 
Privatgeheimnis, s. Geheimnis. 
Privatklage 103 f. 
Privatrecht 13—89. 
Prokurist 19. 66. 
Prozessrecht 126 ff. 
Publikation 22 ff. 27. 33. 85 ff. 97 f- 

103. 118 f. 
Pult 21 f. 95. 97. 133. 

R. 

Randglossen 18. 32. 
Rebuts 112. 
Rechnungen 3 f. 31. 37. 

10 
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Recht am eigenett Bilde 38 f. a. 80. 

ßechtsagent 43. 

Rechtsanwalt 17. 19. 21. 24 ff. 26. 30. 

32 f. 40. 43 ff. 51. 57 f. 60. 66. 

72 f. 81. 83. 85 f. 89. 134. 
Rechtssystem 8 f. 
Reclame 24. 

Redactor 104. a. 377. s. Presse. 
Reisebriefe 26. 51. s. Papiere 3 f. 
Repräsentant 66 f. s. Stellvertreter. 
Retentionsrecht 72 f. 
Richter, s. Beamte, Prozessrecht. 
Roentgenstrahlen 18. 
Rücktritt vom Vertrag 72. 



s. 

Sachbeschädigung 67. 99. 
Sachenrecht 65 ff. 
Sachverständige 53. 
Sanatorium 114. 
Schadenersatz 13 f. 48 ff. 63 f. 
Schenkung 70. 77. 
Schreiber 32. 

Schriftstücke, s. Papiere 3 f. 
Schularbeiten 80. 115. 
Schutzmittel 61 ff. 
Sekretär 32. 
Selbsthilfe 55 f. 62. 
Sendung 1. s. Postgeheimnis. 
Siegel 92 f. 112. 122. 
Skizze, 8. Papiere 3 f. 
Spionage 122. 
Spital 114. 

Staatsgeheimnisse 120 ff. 
Staatsrecht 105 ff. 
Stellvertreter 43 f. 52 f. 66 f. 69. 
Steuerbehörde 114. 
Stil 37. 

Stimmzeddel 114. 
Strafantrag 103 f. 
Strafen 104. 116 ff. 
Strafrecht 90 ff. 116 ff. 



Strohmann als Absender 43. 
Subjektives Recht 10. 105 f. a. 340. 



T. 

Täterschaft, s. Teilnehmer. 
Tagebuch, s. Papiere 3 f. 
Teilnehmer 27. 30. 47. 52. 101. a.326. 
Telegraphenbeamte 110 f. 114 f. 
Telegramme 17 f. 93 ff. 110 ff. 116 f. 
Telephon a. 34. 

Testament 37. 83. 85 f., s. Papiere 3 f. 
tort moral 13 f. 48 f. 109. a. 160. 



u. 

Unbestellbare Sendung 112. 
Unsittliche Postsendungen 111. 
Untersuchung 127. 132 ff. 
Unverschlossene Schriften 17 ff. 94 ff. 
Unzurechnungsfähigkeit 20. 51. 67. 81. 

110. 
Urheberrecht 24. 36. 74 f. 87. a. 82. 

a. 210. 
Urkunden, s. Papiere 3 f. 



V. 

Vater, s. Elternrecht, Familie, Erben 

Vaterschaftsprozess 138. 

Verhör 131. 

Verleger 31. 55. 72. 

Verletzte, s. GreheimniBberechtigte. 

Verleumdung a. 262. 

Verlöbnis 33. 77. 88. a. 165. 

Vermögenswert der Papiere 58. 73. 125. 

Vernichtung der Papiere 31. 33. 54. 

61. 67. 69 f. 85. 89. 112. 
Verschollenheit 82. a. 205. 
Verschwender 81. a. 165. 
Verschwiegenheit, s. Geheimhaltnngs- 

pflicht. 
Versuch 25 f. 100 f. 
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Verteidiger 134. 

Terträge55. 61 ff. 68 ff. 8. Obligationen- 
recht. 

Vertrauensleute 31. 75. 

Verwaltungsrecht 105 ff. 

Verwandte, s. Familie, Erben, Kinder. 

Verweigerung der Einsicht 16. 

Verzicht 52 ff. 

Vitrinen, s. Publikation. 

Vollendung der Indiskretion 25 f. 100 f. 

Vorlegungspflicht, s. Editionspflicht. 

Vorlesen 19. 23. 36. 51. 55. 62. 80. 
a. 195. 

Vormundschaft 80 f. 109. 114. 

Vorsatz 50. 101. 117. 



w. 

Wäschezeddel 37. 
Wahrheitsbeweis 38. 
Wörtliche Mitteilung 37. a. 52. 
Wohnung, s. Hausrecht. 



z. 

S. auch unter C. 
Zeichnung, s. Papiere 3 f. 
Zeitung, s. Publikation, Presse. 
Zeugnispflicht 127 ff. 
Zeugnisse, s. Papiere 3 f. 
Zolllbehörde 108. 114. 
Zwangsvollstreckung, s. Exekution. 






